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I. ZUSAMMENFASSUNG 

 

Die Zusammenfassung setzt sich aus einzelnen Offenlegungspflichten zusammen, die „Elemente“ 
genannt werden. Diese Elemente sind durchnummeriert und in Abschnitte A - E eingeteilt (A.1 - E.7). 

Diese Zusammenfassung enthält alle Elemente, die in einer Zusammenfassung für diesen Typ von 

Wertpapier und Emittent erforderlich sind. Da einige Elemente nicht genannt werden müssen, können 

Lücken in der Nummerierung auftreten. Es kann sein, dass trotz der Tatsache, dass ein Element für 

diesen Typ von Wertpapier und Emittent erforderlich ist, keine relevante Information in Bezug auf die-

ses Element genannt werden kann. In diesem Fall erfolgt eine kurze Beschreibung des Elements mit 

der Angabe „entfällt“.  
 

Abschnitt A  Einleitung und Warnhinweise 

A.1 Warnhinweise Diese Zusammenfassung sollte als Einführung zum Prospekt ver-

standen werden. 

Der Anleger sollte jede Entscheidung zur Anlage in die Wertpapiere, 

die Gegenstand dieses Prospekts sind, auf die Prüfung des gesam-

ten Prospekts stützen. 

Für den Fall, dass vor einem Gericht Ansprüche aufgrund der in 

diesem Prospekt enthaltenen Informationen geltend gemacht wer-

den, könnte der als Kläger auftretende Anleger in Anwendung der 

einzelstaatlichen Rechtsvorschriften der Staaten des Europäischen 

Wirtschaftsraums die Kosten für die Übersetzung des Prospektes 

vor Prozessbeginn zu tragen haben. 

Die niiio finance group AG, Görlitz, (nachfolgend auch „niiio AG“, 
die „Gesellschaft", die „Emittentin“ oder gemeinsam mit ihren 

Tochterunternehmen auch die „niiio-Gruppe“ genannt) übernimmt 

gemäß § 5 Abs. 2b Nr. 4 Wertpapierprospektgesetz (WpPG) die 

Verantwortung für den Inhalt dieser Zusammenfassung, einschließ-

lich etwaiger Übersetzungen hiervon. Diejenigen Personen, die die 

Verantwortung für die Zusammenfassung einschließlich etwaiger 

Übersetzung hiervon übernommen haben, oder von denen der Er-

lass ausgeht, können haftbar gemacht werden, jedoch nur für den 

Fall, dass die Zusammenfassung irreführend, unrichtig oder wider-

sprüchlich ist, wenn sie zusammen mit den anderen Teilen des 

Prospekts gelesen wird, oder sie, wenn sie zusammen mit den an-

deren Teilen des Prospekts gelesen wird, nicht alle erforderlichen 

Schlüsselinformationen vermittelt. 
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A.2 Zustimmung zur Ver-

wendung des Pros-

pekts durch Finanzin-

termediäre 

Die Emittentin hat für die Dauer der Gültigkeit dieses Prospekt ihre 

Zustimmung erteilt, dass der Prospekt von Finanzintermediären, 

denen sie dies im Einzelfall zukünftig ausdrücklich gestattet, zur 

endgültigen Platzierung in Deutschland, verwendet werden darf. Der 

SCHNIGGE Wertpapierhandelsbank SE mit Sitz in Frankfurt am 

Main, Niederlassung Bahnstraße 37, 47877 Willich („SCHNIGGE 

AG“), wurde dies bereits gestattet. Auch hinsichtlich dieser endgülti-

gen Platzierung durch die vorgenannten Finanzintermediäre über-

nimmt die Emittentin die Haftung für den Inhalt des Prospekts. Wei-

tere klare und objektive Bedingungen, an die die Zustimmung ge-

bunden ist oder die für die Verwendung relevant sind, gibt es nicht. 

Die Angebotsfrist, während derer die spätere Weiterveräußerung 

oder endgültige Platzierung erfolgen kann, entspricht der Angebots-

frist gemäß diesem Prospekt, also dem Zeitraum vom 5. Mai 2018 

bis zum 18. Mai 2018. 

Sollte die Emittentin weiteren Finanzintermediären die Zustimmung 

zur Verwendung des Prospektes erteilen oder etwaige neue Infor-

mationen zu Finanzintermediären vorliegen, die zum Zeitpunkt der 

Billigung unbekannt waren, wird sie dies unverzüglich auf der Inter-

netseite (http://niiio.finance/ unter der Rubrik Investor Relations / 

Prospekt Kapitalerhöhung 2017 / 2018) bekannt machen. 

Für den Fall, dass ein Finanzintermediär ein Angebot macht, 

unterrichtet dieser Finanzintermediär die Anleger zum Zeit-

punkt der Angebotsvorlage über die Angebotsbedingungen. 

Abschnitt B Die Emittentin 

B.1 Juristische und kom-

merzielle Bezeichnung 

der Emittentin 

 

Die juristische Bezeichnung der Emittentin ist „niiio finance group 

AG“. Unter dieser Bezeichnung und unter „niiio“ tritt sie auch am 

Markt auf.  

B.2 Sitz und Rechtsform 

der Emittentin, das für 

die Emittentin geltende 

Recht und Land der 

Gründung der Gesell-

schaft 

Die Emittentin ist eine Aktiengesellschaft nach deutschem Recht, die 

in Deutschland gegründet wurde. Sitz der Gesellschaft ist Görlitz.  

B.3

  

Haupttätigkeit der Emit-

tentin, Hauptprodukt- 

und/oder Hauptdienst-

leistungskategorien, 

Hauptmärkte 

Die Emittentin ist nur in geringem Umfang im Bereich der strategi-

schen Beratung zu Digitalisierungsprojekten von Banken und Fi-

nanzdienstleistern operativ tätig. Der Schwerpunkt der operativen 

Tätigkeit der niiio-Gruppe liegt in der niiio GmbH und dort vor allem 

in der Konzeptionierung von Softwarelösungen (White Label oder 

SaaS) für Webportale zur automatisierten, digitalen Vermögensver-

waltung für Privatkunden auf Basis der Robo Advising Software 

„niiio“. „niiio“ wurde von der Deutsche Software Engineering & Re-
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search GmbH (nachfolgend „DSER GmbH“) aus deren eigenem 

Schlüsselprodukt, der für Banken und Vermögensverwalter konzi-

pierten Portfoliomanagement-Software „munio“, entwickelt. Support 
und Wartung für „niiio“ sind auf die DSER GmbH ausgelagert. 

B.4a Wichtigste jüngste 

Trends, die sich auf den 

Emittenten oder die 

Branchen des Emitten-

ten auswirken 

Das Marktpotential im Bereich der Digitalisierung im Finanzdienst-

leistungssektor ist aus heutiger Sicht schwierig einzuschätzen. Al-

lerdings dürften nach Auffassung der Emittentin in naher Zukunft für 

viele Anleger gerade der jüngeren Generation ein Robo-Advisor und 

digitale Finanzangebote wahrscheinlich die wichtigste Anlaufstelle in 

Sachen Geldanlage darstellen. Der Robo-Advisor-Markt gehört je-

denfalls zu den stark wachsenden Segmenten im Bereich FinTech.1  

B.5 Beschreibung der 

Gruppe und Stellung 

des Emittenten in der 

Gruppe 

 

B.6 Direkte und indirekte 

Beteiligungen am Ei-

genkapital des Emitten-

ten 

Das Grundkapital der Gesellschaft, eingeteilt in 11.105.000 Stückak-

tien, wird nach Kenntnis der Gesellschaft wie in der nachfolgenden 

Übersicht dargestellt gehalten.  

 

Die Hauptanteilseigener der Emittentin haben keine unterschiedli-

chen Stimmrechte. 
 

Name 
Anzahl der 

Aktien 
in % 

DSER GmbH 

(gehört mehrheitlich - zu 71,62 % - dem Vorstandsmitglied 

Johann Horch, so dass diesem die Aktien der DSER GmbH 

zugerechnet werden; weitere 17,75 % der Anteile an der 

DSER GmbH gehören Mario Uhl) 

4.470.045 40,25 

Uwe Zimmer 1.175.000 10,58 

PEN GmbH, Heidelberg 

(Alleingesellschafterin: Petra Neureither) 
960.000 8,64 

Johann Horch (Vorstand) 899.620 8,10 

                                                
1 Quelle: https://www.extra-funds.de/news/etf-news/robo-advisor-markt-in-deutschland/ 
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Pecunia Iudicis Beteiligungsgesellschaft mbH, Burgdorf 

(gehört mehrheitlich Dr. Jörg Richter) 
741.575 6,68 

Mario Uhl (ehemaliges Aufsichtsratsmitglied und Berater der 

Emittentin sowie Gesellschafter der DSER GmbH) 

in Gütergemeinschaft mit Susanne Uhl 

206.010 1,86 

Michael Mellinghoff (Aufsichtsrat) 112.500 1,01 

Dr. Martin Setzer (Aufsichtsrat) 19.000 0,17 

Dr. Peter Balzer (Aufsichtsrat) 6.250 0,06 

Freefloat 2.515.000 22,65 

Summe 11.105.000 100,00 

 

 Unterschiedliche 

Stimmrechte 

Entfällt (es bestehen keine unterschiedlichen Stimmrechte). 

 Beherrschungsverhält-

nisse 

Entfällt (es bestehen keine Beherrschungsverhältnisse).  

B.7 Ausgewählte wesentli-

che historische Finanz-

informationen über den 

Emittenten  

In den folgenden Tabellen werden ausgewählte Finanzdaten abge-

bildet, welche den geprüften Jahresabschlüssen der Emittentin zum 

31. Dezember 2017, zum 31. Dezember 2016 und zum 

31. Dezember 2015 entstammen und im Einklang mit den Vorschrif-

ten des Handelsgesetzbuchs („HGB”) erstellt wurden.  
Die Emittentin hat in der Vergangenheit für Ihren Jahresabschluss 

eine Gliederung gewählt, die ihrem vormaligen Geschäftsmodell als 

regulierter Finanzdienstleister Rechnung trug. Insbesondere wies die 

Emittentin in der Vergangenheit keine Umsätze sondern Provisions-

erträge aus. Auch unterlag der Jahresabschluss der Emittentin frü-

her besonderen Anforderungen aufgrund ihrer Erlaubnis nach dem 

Kreditwesengesetz. Im Zuge der Erstellung des Jahresabschlusses 

2016 hat die Emittentin die Gliederung des Jahresabschlusses teil-

weise geändert, da sie nicht mehr als erlaubnispflichtiger Finanz-

dienstleister tätig ist. Aus diesem Grund hat die Emittentin im Rah-

men der Erstellung des Jahresabschlusses 2016 auch die Zahlen für 

den Zeitraum 1. Januar bis 31. Dezember 2015 noch einmal neu 

gegliedert dargestellt und so als Vorjahresvergleichszahlen in den 

Jahresabschluss zum 31. Dezember 2016 aufgenommen. Entspre-

chend enthält auch die nachstehende Tabelle diese neu geglieder-

ten Zahlen. 

Die Jahresabschlüsse der niiio AG zum 31. Dezember 2017, zum 

31. Dezember 2016 und zum 31. Dezember 2015 wurden von dem 
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Wirtschaftsprüfer Prof. Dr. Rainer Jurowsky, SAUERMANN • EPPLE 
• JUROWSKY, Wirtschaftsprüfer, Steuerberater, Köln, geprüft.  

 

Ausgewählte Posten  

Gewinn-und Verlustrechnung 

(in EUR) 

1. Januar bis 

31. Dezember 

2017 

(HGB) 

(geprüft) 

1. Januar bis  

31. Dezember  

2016 

HGB 

(geprüft) 

1. Januar bis 

31. Dezember 

2015 

HGB 

(geprüft) 

Umsatzerlöse 3.305,85 670.151,05 1.292.602,09 

Sonstige betriebliche Erträge 215.139,18 165.602,57 489.475,32 

Personalaufwand 198.019,12 909.027,01 1.233.157,31 

Abschreibungen auf immaterielle 

Vermögensgegenstände 
0,00 63.908,26 35.042,00 

Sonstige betriebliche Aufwendun-

gen 
730.280,64 1.237.097,60 772.518,71 

Abschreibungen auf Finanzanla-

gen und Wertpapiere des Umlauf-

vermögens 

1.075,36 1.280.187,78 119.794,80 

Jahresfehlbetrag -796.997,36 -2.630.486,90 -291.518,50 

 

Ausgewählte Posten der  

Bilanz  

(in EUR) 

1. Januar bis 

31. Dezember  

2017 

(HGB) 

(geprüft) 

1. Januar bis  

31. Dezember  

2016 

HGB 

(geprüft) 

1. Januar bis 

31. Dezember 

2015 

HGB 

(geprüft) 

AKTIVA    

Anteile an verbundenen Unter-

nehmen 
5.685.754,51 5.685.754,51 -- 

Beteiligungen 0,00 59.000,00 59.000,00 

Forderungen und sonstige Ver-

mögensgegenstände 
107.810,73 120.756,03 231.597,26 

Summe Aktiva 6.138.659,02 6.082,713,09 1.436.695,96 

PASSIVA    

Gezeichnetes Kapital 11.105.000,00 10.231.490,00 3.150.000,00 

Bilanzverlust -8.889.922,24 -8.092.989,88 - 5.462.502,98 
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Rückstellungen 356.405,19 504.225,00 335.840,00 

Verbindlichkeiten 157.932,87 116.344,77 89.715,74 

Summe Passiva 6.138.659,02 6.082.713,09 1.436.695,96 

 

Ausgewählte Daten der Kapital-

flussrechung (in TEUR) 

1. Januar bis 

31. Dezember 2017 

1. Januar bis  

31. Dezember 2016 

1. Januar bis  

31. Dezember 2015 

Cash-Flow aus operativer Ge-

schäftstätigkeit  
-836 -1.419 -567 

Cash-Flow aus Investitionstätig-

keit 
185 31 666 

Cash-Flow aus Finanzierungstä-

tigkeit 
874 231 150 

Veränderung des Zahlungsmittel-

bestandes 
153 -757 283 

Zahlungsmittelbestand am 

31. Dezember 
342 189 946 

In den Zeiträumen vom 1. Januar 2015 bis 31. Dezember 2017 sind folgende wesentliche Verände-

rungen der Kapitalflussrechnung eingetreten: 

Der Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit betrug im Geschäftsjahr 2015 TEUR -567, im Ge-

schäftsjahr 2016 waren es TEUR -1.419 und im Geschäftsjahr 2017 TEUR -836. Ursachen hierfür 

waren 2015 geringere Einnahmen bei nahezu gleichbleibenden Verwaltungsaufwendungen und er-

höhten Personalkosten, 2016 geringere Einnahmen aufgrund der Einstellung der operativen Tätigkeit 

im Bereich der Vermögensverwaltung im Laufe des Geschäftsjahres. Den gesunkenen Einnahmen in 

2016 stehen zudem erhöhte Kosten aus der Umstrukturierung gegenüber. Im Geschäftsjahr 2017 

konnten keine Einnahmen generiert werden, so dass aufgrund der auch in 2017 angefallenen Kosten 

der Umstrukturierung ein negativer Cashflow im operativen Bereich zu verzeichnen war. 

Der Cashflow aus Investitionstätigkeit betrug im Geschäftsjahr 2015 TEUR 666. Wesentliche Ursache 

für das positive Ergebnis ist der Verkauf von Beteiligungen in Höhe von TEUR 580. Im Geschäftsjahr 

2016 betrug der Cashflow aus Investitionstätigkeit TEUR 31 und im Geschäftsjahr 2017 TEUR 185. 

Der jeweils positive Cashflow in den Jahren 2016 und 2017 hängt mit dem kompletten Verkauf der 

Aktien aus der Beteiligung an der V-Bank zusammen. Zudem ist in 2017 ein Erlös aus dem Verkauf 

des Kundenstamms zu berücksichtigen. Diese Faktoren führen zum positiven Cashflow aus der Inves-

titionstätigkeit. 

Der Cashflow aus Finanzierungstätigkeit betrug im Geschäftsjahr 2015 TEUR 150, im Geschäftsjahr 

2016 waren es TEUR 231 und im Geschäftsjahr 2017 TEUR 874. In allen drei Jahren stammen diese 

Werte ausschließlich aus Barkapitalerhöhungen.  

Die Position Finanzmittelfonds am Ende der Periode betrug im Geschäftsjahr 2015 TEUR 946, im 

Geschäftsjahr 2016 waren es TEUR 189 und im Geschäftsjahr 2017 TEUR 342.  

Sämtliche Zahlen der Kapitalflussrechnung sind ungeprüft und entstammen dem internen Rech-

nungswesen der Emittentin. 
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 Bedeutende Verände-

rungen in der Finanz-

lage oder der Han-

delsposition des Emit-

tenten in oder nach 

dem von den wesentli-

chen historischen Fi-

nanzinformationen 

abgedeckten Zeitraum 

Nachfolgend werden die bedeutenden Veränderungen in der Fi-

nanzlage oder der Handelsposition der niiio-Gruppe nach dem von 

den historischen Finanzinformationen abgedeckten Zeitraum darge-

legt:  

Die Hauptaktionärin der niiio AG, die DSER GmbH, hat im ersten 

Quartal 2018 zwei Verträge mit Großkunden abgeschlossen, für die 

sie auch niiio-Software einsetzt, so dass die niiio AG im März erste 

Rechnungen in Höhe von insgesamt EUR 130.000,00 brutto an die 

DSER GmbH stellen konnte. Auch im Rahmen eines Kundenver-

trages aus dem vergangenen Jahr konnten im ersten Quartal 2018 

EUR 80.000,00 brutto von der niiio AG an die DSER GmbH weiter-

berechnet werden. 

Durch die Erweiterung des Vorstands, dessen Mitglieder für Dritte 

beratend tätig sind, konnte darüber hinaus im ersten Quartal 2018 

Umsatz aus Beratungsleistungen der Vorstandsmitglieder generiert 

werden. 

Darüber hinaus ist es zu keinen weiteren bedeutenden Verände-

rungen in der Finanzlage oder der Handelsposition der niiio-Gruppe 

nach dem 31. Dezember 2017 gekommen. 

B.8 Ausgewählte wesentli-

che Pro-Forma-

Finanzinformationen 

 

Entfällt, da keine Pro-forma-Finanzinformationen beigefügt sind. 

B.9 Gewinnprognosen oder 

-schätzungen 

Entfällt (es werden keine Gewinnprognosen oder -schätzungen ge-

macht). 

B.10 Beschränkungen im 

Bestätigungsvermerk 

Der Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers für das Geschäfts-

jahr 2016 enthält den Vorbehalt: „Ohne diese Beurteilung einzu-
schränken, weise ich ausdrücklich auf die Ausführungen des Vor-

stands im Lagebericht (Pkt. 2.4.1.) hinsichtlich der Unsicherheiten 

der Bewertung der Anteile an verbundenen Unternehmen, auf die 

weitergehenden Erläuterungen zu den Grundlagen der Bewertung 

der Anteile an verbundenen Unternehmen im Anhang (Pkt. III.) so-

wie auf die durch den Vorstand im Anhang (Pkt. V, Angabe nach § 

285 Nr. 33 HGB) dargestellte Bestandsgefährdung der Gesellschaft 

aufgrund der Liquiditätslage nach Ablauf des von mir geprüften Wirt-

schaftsjahres 2016 hin.“ Der Bestätigungsvermerk des Abschluss-
prüfers für das Geschäftsjahr 2017 enthält den Hinweis: „Ohne diese 
Beurteilung einzuschränken, weise ich ausdrücklich auf die Ausfüh-

rungen des Vorstands im Lagebericht zur Lage der Gesellschaft 

(Pkt. 2.4.4.), im Lagebericht zum Liquiditätsrisiko (Pkt. 3.2.) und im 

Anhang zu den Grundlagen der Bewertung und den damit verbun-

denen Unsicherheiten der Bewertung der Anteile an verbundenen 

Unternehmen, Pkt. III.) sowie zu der vom Vorstand im Anhang (Pkt. 

V, Angabe nach § 285 Nr. 33 HGB) dargestellten Bestandsgefähr-
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dung der Gesellschaft aufgrund der Abhängigkeit der Gesellschaft 

von einer Kapitalerhöhung nach Ablauf des von mir geprüften Wirt-

schaftsjahres 2017 hin.“ 
B.11 Nicht ausreichendes 

Geschäftskapital 

Entfällt (Die Emittentin ist der Auffassung, dass das Geschäftskapital 

der Gesellschaften der niiio-Gruppe für deren derzeitige Bedürfnisse 

in den nächsten mindestens zwölf Monaten ausreichend ist.). 

Abschnitt C Wertpapiere 

C.1 Art, Gattung und Wert-

papierkennung der 

angebotenen und / oder 

zuzulassenden Wert-

papiere 

Angeboten werden 8.500.000 neue auf den Namen lautende Stück-

aktien der niiio AG aus der in der Hauptversammlung vom 1. De-

zember 2017 beschlossenen Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen 

jeweils mit einem anteiligen Betrag von EUR 1,00 am derzeitigen 

Grundkapital der Gesellschaft (nachfolgend die „Neuen Aktien“). 
 

International Securities Identification Number (ISIN): 

DE000A2G8332, Wertpapierkennnummer (WKN): A2G 833 

C.2 Währung EUR 

C.3 Zahl und Nennwert der 

ausgegebenen Aktien 

Zum Datum des Prospekts hat die Emittentin 11.105.000 auf den 

Namen lautende Stückaktien ausgegeben, die voll eingezahlt sind. 

Diese ausgegebenen Aktien stellen das gesamte Grundkapital der 

Gesellschaft dar. Die Aktien haben keinen Nennwert, sondern sind 

jeweils mit einem anteiligen Betrag von EUR 1,00 am derzeitigen 

Grundkapital der Gesellschaft beteiligt. 

C.4 Rechte, die mit dem 

Wertpapier verbunden 

sind 

 

Volle Dividendenberechtigung ab Beginn des letzten Geschäftsjah-

res für das bei Ausgabe der Neuen Aktien noch kein Gewinnver-

wendungsbeschluss gefasst wurde, voraussichtlich also ab dem 

Geschäftsjahr 2017, das am 1. Januar 2017 begonnen hat. An ei-

nem etwaigen Liquidationserlös nehmen die Aktien entsprechend 

ihrem rechnerischen Anteil am Grundkapital teil. Jede Aktie gewährt 

in der Hauptversammlung eine Stimme. 

C.5 Beschränkungen für 

die freie Übertragbar-

keit der Wertpapiere 

Entfällt (es bestehen keine Beschränkungen). 

 

C.6 Zulassung zum Handel 

an einem geregelten 

Markt, Nennung der 

geregelten Märkte 

Entfällt (Die Neuen Aktien werden nicht zum Handel in einem regu-

lierten Markt zugelassen. Sie sollen jedoch in den Handel im Frei-

verkehr (Primärmarkt) an der Börse Düsseldorf einbezogen wer-

den.). 

C.7 Dividendenpolitik Dividenden dürfen nur aus dem Bilanzgewinn, wie er sich aus dem 

Jahresabschluss der Gesellschaft ergibt, gezahlt werden. Im Zeit-

raum der historischen Finanzinformationen wurde durch die Emitten-

tin keine Dividende ausgeschüttet. Bei jeder zukünftigen Dividen-

denzahlung werden die Interessen der Aktionäre und die allgemeine 
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Situation der Gesellschaft berücksichtigt. Die Emittentin beabsichtigt 

in den nächsten Jahren dafür zu sorgen, dass sämtliche verwen-

dungsfähigen Bilanzgewinne, die sie erzielt, thesauriert und in die 

Geschäftstätigkeit der niiio-Gruppe investiert werden. 

Abschnitt D Risiken 

D.1 Zentrale Risiken in Be-

zug auf die Emittentin 

oder deren Branche 

Der Eintritt eines oder mehrerer der nachfolgenden zentralen Risi-

ken kann erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Vermögens-, 

Finanz- und Ertragslage der Emittentin und/oder den Börsenkurs 

ihrer Aktien haben. Anleger könnten ihr investiertes Kapital teilweise 

oder sogar ganz verlieren. Die Reihenfolge, in welcher die nachfol-

genden Risiken aufgeführt werden, enthält keine Aussage über die 

Eintrittswahrscheinlichkeit oder den Umfang der möglichen nachtei-

ligen Auswirkungen. 

- Die DSER GmbH plant, ihr operatives Geschäft in eine Tochter-

GmbH auszugliedern und anschließend deren sämtliche Ge-

schäftsanteile gegen Gewährung von 5.500.000 neuen Aktien 

aus dem Genehmigten Kapital 2017 und einer in weitere 

2.000.000 Aktien wandelbaren Schuldverschreibung als Sach-

einlage in die niiio AG einzubringen. Es besteht das Risiko, dass 

diese Einbringung nicht wie geplant stattfindet, nicht die ge-

wünschten Erfolge zeigt oder sich auf die Geschäftstätigkeit so-

gar negativ auswirkt. 

- Es bestehen Risiken aus der Abhängigkeit der niiio GmbH von 

der DSER GmbH und der gesamten niiio-Gruppe von bestimm-

ten Schlüsselpersonen, insbesondere von dem Vorstandsmit-

glied Johann Horch, dem Berater Mario Uhl sowie von sonstigen 

qualifizierten Mitarbeitern. 

- Die niiio-Gruppe hat in den letzten Jahren erhebliche Verluste 

erwirtschaftet. Somit ist die niiio AG davon abhängig, neue Kun-

den zu gewinnen, ihre Erträge zu steigern und ihre Kosten zu 

senken. Andernfalls besteht im ungünstigsten Fall das Risiko ei-

ner Insolvenz der Emittentin. 

- Es besteht das Risiko von Reputationsschäden durch Branchen-

entwicklungen. 

- Es bestehen steuerliche Risiken. 

- Es bestehen Risiken von Umsatzeinbußen, Vermögens- 

und / oder Reputationsschäden durch Ausfall der EDV-

Systeme / Softwarefehler. 

- Es besteht das Risiko, dass sich Dritte unrechtmäßig Zugang zu 

den technischen Systemen oder sonstigen Daten der niiio-

Gruppe verschaffen. 

- Die Nutzung von unternehmenskritischer Individualsoftware der 

Emittentin könnte unmöglich, eingeschränkt oder erheblich ver-
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teuert und damit gegebenenfalls unwirtschaftlich werden, wenn 

vertraglich befristete Nutzungsrechte ablaufen, die Softwarerech-

te Dritter verletzen oder nicht kompatibel zu neuen technischen 

Entwicklungen sein sollte. 

- Die Marken bzw. die Unternehmenskennzeichen „niiio“ und „mu-

nio“ könnten nicht ausreichend geschützt sein oder Schutzrechte 
Dritter verletzen. 

- Es besteht das Risiko, dass das Konzept der digitalen Vermö-

gensverwaltung (Robo Advisor) strukturelle Schwächen aufweist, 

weil individuelle Anlagebedürfnisse möglicherweise nicht diffe-

renziert genug erfasst werden oder die vordefinierten Regeln der 

Anlagestrategie nicht ausreichen, um schnell genug auf unerwar-

tete, heftige Marktbewegungen zu reagieren. 

- Es besteht eine Abhängigkeit von konjunkturellen Entwicklungen 

und der Entwicklung der Kapitalmärkte und der Nachfrage nach 

digitalen Vermögensverwaltungsprodukten. 

- Es besteht das Risiko, dass die Emittentin sich im intensiven 

Wettbewerb nicht behaupten kann. 

- Die Emittentin ist Marktpreisrisiken ausgesetzt. 

- Es bestehen Risiken aus der Veränderung aufsichtsrechtlicher 

Rahmenbedingungen. 

D.3 Zentrale Risiken in Be-

zug auf das angebote-

ne Wertpapier 

 

- Es besteht das Risiko, dass der Preis der Aktien, die Gegen-

stand dieses Prospekts sind, nicht mehr dem Kurs, zu dem die 

Aktien der Gesellschaft zu einem späteren Zeitpunkt gehandelt 

werden, entspricht. Darüber hinaus besteht keine Gewähr, dass 

sich nach dem Angebot ein aktiver Handel in den Aktien entwi-

ckeln oder anhalten wird. 

- Es bestehen Risiken aus der Volatilität des Kurses der angebo-

tenen Aktien. 

- Eine Insolvenz der Gesellschaft kann zum Totalverlust des in-

vestierten Kapitals führen. 

- Es besteht das Risiko des Scheiterns der Kapitalerhöhung zur 

Schaffung neuer Aktien. 

- Es bestehen Risiken aus dem Einfluss der Großaktionärin DSER 

GmbH (und es hinter ihr stehenden Vorstandsmitglieds Johann 

Horch) durch ihre mögliche Aktienmehrheit in Hauptversamm-

lungen. 

Abschnitt E Das Angebot 

E.1 Gesamtnettoerlös, ge-

schätzte Gesamtkosten 

der Emission/des An-

gebots, einschließlich 

der geschätzten Kos-

ten, die dem Anleger 

Der (maximale) Nettoemissionserlös hängt davon ab, wie viele Akti-

onäre zum Bezugspreis von EUR 1,00 ihr Bezugsrecht ausüben und 

wie viele Aktien im Übrigen gegen Bareinlage platziert werden kön-

nen. Die geschätzten Gesamtkosten des Angebots betragen ca. 

EUR 200.000,00. 
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von der Emittentin oder 

Anbieter in Rechnung 

gestellt werden. 

Bei unterstellter vollständiger Platzierung der Kapitalerhöhung gegen 

Bareinlage zum Bezugspreis ergibt sich ein Bruttoemissionserlös in 

Höhe von EUR 8.500.000,00 und ein geschätzter Nettoerlös der 

Emission von EUR 8.300.000,00.  

Dem Anleger werden keine Kosten von der Emittentin in Rechnung 

gestellt. 

E.2a Gründe für das Ange-

bot, Zweckbestimmung 

der Erlöse, geschätzte 

Nettoerlöse 

 

Das Angebot dient dazu, die Eigenkapitalbasis der Emittentin zu 

erweitern und die Geschäftstätigkeit weiter auszubauen. 

Der Gesellschaft fließt im Rahmen des Angebots der Emissionserlös 

aus der Veräußerung der im Rahmen der Kapitalerhöhung ausge-

gebenen bis zu 8.500.000 Aktien abzüglich der von der Gesellschaft 

zu tragenden Emissionskosten zu (Nettoemissionserlös). Der (ma-

ximale) Nettoemissionserlös hängt davon ab, wie viele Aktionäre 

zum Bezugspreis von EUR 1,00 ihr Bezugsrecht ausüben und wie 

viele Aktien im Übrigen gegen Bareinlage platziert werden können. 

Die geschätzten Gesamtkosten des Angebots betragen ca. EUR 

200.000,00. Bei unterstellter vollständiger Platzierung der Kapitaler-

höhung gegen Bareinlage zum Bezugspreis ergibt sich ein Brutto-

emissionserlös in Höhe von EUR 8.500.000,00 und ein geschätzter 

Gesamtnettoerlös der Emission in Höhe von EUR 8.300.000,00.  

Kommt es nicht zur Einbringung des operativen Geschäfts der 

DSER GmbH, wird die Emittentin den Emissionserlös vorrangig ver-

wenden, um selbst Personal im Bereich Vertrieb und mittelfristig 

auch im Bereich Entwicklung aufzubauen. Geplant sind für diesen 

Fall kurzfristig etwa 30 bis 50 neue Mitarbeiter und mittelfristig - über 

die nächsten 3 Jahre - bis zu 100 Mitarbeiter. 

Wird das operative Geschäft der DSER GmbH eingebracht, über-

nimmt die Emittentin damit auch deren Entwicklungs- und Ver-

triebsmannschaft. Das sind derzeit rund 30 Mitarbeiter an verschie-

denen Standorten deutschlandweit. Doch auch in diesem Fall soll 

das dann gemeinsame operative Geschäft weiter ausgebaut und der 

Personalbestand kurzfristig verdoppelt und mittelfristig ebenfalls auf 

etwa 100 Mitarbeiter aufgestockt werden. 

In beiden Fällen plant die Emittentin, zum Ausbau des Geschäfts 

Fördermittel insbesondere bei der Sächsischen Aufbaubank – För-

derbank – (Anstalt öffentlichen Rechts) zu beantragen. Sie muss zu 

diesem Zweck eine bestimmte Eigenkapitalquote erfüllen und auch 

Sicherheiten in Geld hinterlegen. Für die Hinterlegung soll ebenfalls 

der Emissionserlös verwendet werden. 

Neben dem Personalausbau erfordert die Erweiterung des operati-

ven Geschäfts in beiden Fällen auch die Anschaffung von neuem 

technischem Equipment und die Anmietung zusätzlicher Büroräume. 

Selbst wenn die vorhandene Ausstattung der DSER GmbH über-

nommen werden kann, ist diese für den geplanten Geschäftsumfang 
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noch nicht ausreichend. 

Neben dem Ausbau des laufenden Geschäfts plant die Emittentin 

auch verstärkte Ausgaben für Forschung und Produktentwicklung, 

insbesondere im Bereich Blockchain-Technologie mit Blick auf Ein-

satzgebiete im Handel und Teilen von nicht fungiblen Produkten.  

Schließlich hofft die Emittentin auf einen möglichst großen Liquidi-

tätspuffer, um im Falle eines ungewöhnlich schnell wachsenden 

Auftragsvolumens flexibel reagieren, aber auch eventuelle Durst-

strecken überwinden zu können. 

Insgesamt werden voraussichtlich etwa 70 % des Emissionserlöses 

in den Personalaufbau fließen, 30 % sind für die übrigen vorgenann-

ten Verwendungszwecke vorgesehen. 

E.3 Angebotskonditionen Das Angebot umfasst 8.500.000 auf den Namen lautende Stückak-

tien der Gesellschaft aus der in der Hauptversammlung vom 

1. Dezember 2017 beschlossenen Kapitalerhöhung. 

Das Bezugsangebot umfasst sämtliche 8.500.000 Neue Aktien, die 

den Aktionären der Emittentin zum Bezug angeboten werden. So-

weit das im Rahmen dieser Kapitalerhöhung festgelegte Bezugsver-

hältnis dazu führen würde, dass rechnerische Ansprüche der Aktio-

näre auf Bruchteile von Aktien entstehen, haben die Aktionäre hin-

sichtlich der entstehenden Spitzenbeträge keinen Anspruch auf Lie-

ferung von Neuen Aktien. 

Im Rahmen dieser Kapitalerhöhung werden zunächst sämtliche Ak-

tien den bestehenden Aktionären der Emittentin gegen Bareinlage 

im Rahmen eines Bezugsangebots zur Zeichnung angeboten. 

Nicht im Rahmen der Bezugsrechtsausübung gezeichnete Neue 

Aktien werden im Rahmen von Privatplatzierungen verwertet. 

Stabilisierungsmaßnahmen, eine Mehrzuteilung oder eine Greens-

hoe-Option gibt es im Rahmen des Angebots nicht. 

Die Neuen Aktien werden von der SCHNIGGE Wertpapierhandels-

bank SE mit Sitz in Frankfurt am Main, Niederlassung Bahnstraße 

37, 47877 Willich, (nachfolgend die „Bezugsstelle“) mit der Ver-
pflichtung übernommen, diese zunächst den Aktionären der Emitten-

tin jeweils im Verhältnis 22:17 zum Bezug anzubieten. 22 bestehen-

de Aktien der Gesellschaft berechtigten zum Bezug von 17 Neuen 

Aktien. 

Der Bezugspreis (und damit Angebotspreis) je Neuer Aktie beträgt 

EUR 1,00. Der als Bareinlage zu leistende Bezugspreis ist bei Aus-

übung des Bezugsrechts, spätestens bis zum 18. Mai 2018 zu ent-

richten. Die im Rahmen des Bezugsangebots gegen Bareinlagen 

gezeichneten Neuen Aktien werden voraussichtlich am 31. Mai 2018 

geliefert. 

Die Aktionäre werden durch Veröffentlichung des Bezugsangebots 

voraussichtlich am 4. Mai 2018 im Bundesanzeiger dazu aufgefor-
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dert, ihre Bezugsrechte zur Vermeidung des Ausschlusses von der 

Ausübung ihrer Bezugsrechte in der Zeit vom 5. Mai 2018 bis ein-

schließlich 18. Mai 2018 (24:00 Uhr) über ihre Depotbank auszu-

üben. 

Die Möglichkeit, Kaufangebote zu reduzieren, sie zurückzuziehen 

beziehungsweise sie zu kündigen, hängt von der Vereinbarung des 

jeweiligen Erwerbers und der Bank, durch welche die Order ausge-

führt wird, ab. 

E.4 Für die Emission/das 

Angebot wesentliche 

Interessen einschließ-

lich Interessenkonflikte 

Die bisherigen mittelbaren und umittelbaren Aktionäre der Emittentin 

haben ein wesentliches Interesse an der erfolgreichen Durchführung 

der geplanten Kapitalmaßnahme, da mit dem Emissionserlös das 

Geschäftsmodell der Gesellschaft ausgebaut werden soll. Insbeson-

dere die DSER GmbH als Hauptaktionärin Emittentin, aber auch 

Hauptlieferantin der niiio Gruppe profitiert von diesem Ausbau – 

ebenso wie deren Gesellschafter Johann Horch und Mario Uhl. 

E.5 Person oder Gesell-

schaft, welche Aktien 

anbietet, die beteiligten 

Parteien von Lock-up 

Vereinbarungen und 

die Lock-up-Frist 

Entfällt, weil es keine der Emittentin bekannte Person oder Gesell-

schaft gibt, die den Verkauf der Aktien anbietet. Die Neuen Aktien 

werden von der Emittentin angeboten. Sie sind frei übertragbar, es 

existieren keine Lock-up Vereinbarungen. 

 

E.6 Verwässerung Wenn die Neuen Aktien vollständig bei Personen platziert werden, 

die bislang nicht Aktionäre der Emittentin sind, werden sich die Be-

teiligung der Altaktionäre am Grundkapital sowie ihr Anteil an den 

Stimmrechten um 43,36 % reduzieren. 

Der Nettobuchwert je Aktie zum 31. Dezember 2017 belief sich auf 

EUR 0,50, berechnet auf Basis der Anzahl der zum Datum des 

Prospekts ausgegeben 11.105.000 Stückaktien der Gesellschaft. 

Der Nettobuchwert pro Aktie wird berechnet, indem von den gesam-

ten Aktiva (EUR 6.138.659,02) die Gesamtverbindlichkeiten, Rück-

stellungen und passiven latenten Steuern (zusammen: 

EUR 599.938,06) abgezogen werden und dieser Betrag durch die 

Anzahl der ausstehenden Aktien geteilt wird. Bei einer vollständigen 

Platzierung der 8.500.000 Neuen Aktien zum Bezugspreis von 

EUR 1,00 und auf Grundlage der geschätzten Emissionskosten 

würde der Gesellschaft ein Bruttoemissionserlös von EUR 8,5 Mio. 

und ein Nettoemissionserlös von EUR 8,3 Mio. zufließen. Wäre dies 

bereits zum 31. Dezember 2017 geschehen und hätte gleichzeitig 

die aktuelle Aktienanzahl erhöht um die Neuen Aktien bestanden, 

hätte der Nettobuchwert ca. EUR 0,71 je Aktie (gerechnet auf 

Grundlage der maximal erhöhten Aktienanzahl nach Platzierung der 

angebotenen Aktien) betragen. Dies hätte einen unmittelbaren An-

stieg des Buchwerts des bilanziellen Eigenkapitals in Höhe von ca. 

EUR 0,21 (41,53 %) je Aktie der Altaktionäre bedeutet und eine 
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Verwässerung für die Zeichner der Kapitalerhöhung von EUR 0,29 je 

Aktie (29,41 %).  

E.7 Schätzung der Ausga-

ben, die dem Anleger in 

Rechnung gestellt wer-

den 

Entfällt (Dem Anleger werden keine Ausgaben von der Emitten-

tin/der Anbieterin in Rechnung gestellt werden.) 
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II. RISIKOFAKTOREN 

 

Anleger sollten bei der Entscheidung über den Kauf der Aktien der niiio finance group AG, Köln (nach-

folgend „niiio AG", die „Gesellschaft", die „Emittentin“ oder gemeinsam mit ihren Tochterunterneh-

men die „niiio-Gruppe“ genannt) die nachfolgenden Risikofaktoren, verbunden mit den anderen in 

diesem Prospekt enthaltenen Informationen, sorgfältig lesen und berücksichtigen. Der Eintritt eines 

oder mehrerer dieser Risiken kann erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Vermögens-, Finanz- 

und Ertragslage der niiio AG haben. Der Börsenkurs der Aktien der Gesellschaft könnte aufgrund je-

des dieser Risiken erheblich fallen und Anleger könnten ihr investiertes Kapital teilweise oder sogar 

ganz verlieren. Nachstehend sind die für die Gesellschaft und ihre Branche wesentlichen Risiken und 

die wesentlichen Risiken im Zusammenhang mit den zuzulassenden Wertpapieren beschrieben. Wei-

tere Risiken und Unsicherheiten, die der Gesellschaft gegenwärtig nicht bekannt sind, könnten den 

Geschäftsbetrieb der niiio AG ebenfalls beeinträchtigen und nachteilige Auswirkungen auf die Vermö-

gens-, Finanz- und Ertragslage der niiio AG haben. Die Reihenfolge, in welcher die nachfolgenden 

Risiken aufgeführt werden, enthält keine Aussage über die Wahrscheinlichkeit ihres Eintrittes und den 

Umfang der möglichen wirtschaftlichen Auswirkungen. Gleichzeitig beruhen die Auswahl und der In-

halt der Risikofaktoren auf Annahmen, die sich nachträglich als falsch erweisen können. 

 

1. Unternehmensbezogene Risikofaktoren 

 

a) Risikofaktoren, welche die Gruppe betreffen 

 

(1)  Es besteht das Risiko, dass die Einbringung des operativen Geschäfts der DSER GmbH 

nicht wie geplant stattfindet oder nicht die gewünschten Erfolge zeigt oder sich dies auf 

die Geschäftstätigkeit negativ auswirkt. 

 

Die niiio finance group AG hat hauptsächlich Holdingfunktion. Das operative Geschäft wird überwie-

gend durch ihre Tochtergesellschaft niiio GmbH ausgeübt. 

 

Ursprüngliche Keimzelle des heutigen operativen Geschäfts der niiio-Gruppe sind die Deutsche Soft-

ware Engineering & Research GmbH (nachfolgend „DSER GmbH“) und deren Schlüsselprodukt „mu-
nio“, eine Portfoliomanagement-Software für Banken und Vermögensverwalter. 2013 wurde die heuti-

ge niiio GmbH ursprünglich als mehrheitliche DSER-Tochter gegründet. Ihr Unternehmensgegenstand 

ist die Konzeption, die Entwicklung und der Vertrieb von Webportalen. Dafür nutzt sie die Software 

„niiio“, ein von der DSER GmbH für die niiio GmbH aus „munio“ entwickelte Software für ein Robo 
Advising Angebot an Privatkunden. 2016 wurde die niiio GmbH als Sacheinlage in die heutige niiio 

finance group AG eingebracht, die noch im selben Jahr das Geschäftsfeld der klassischen Vermö-

gensberatung aufgab und sich auf die Tätigkeit der niiio GmbH fokussierte. Softwareentwicklung, 

Support und Wartung für die Tätigkeit der niiio GmbH fand und findet dabei weiterhin durch die DSER 

GmbH statt. Die niiio GmbH erhielt eigene Rechte an den speziell für sie vorgenommenen Anpassun-

gen, im Übrigen lediglich nichtexklusive schuldrechtliche Nutzungsrechte an der Basis-Software „mu-
nio“. 
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Die DSER GmbH plant, im Laufe des Jahres 2018 ihr gesamtes operatives Geschäft einschließlich 

aller gewerblichen Schutzrechte, Softwarelizenzen und Arbeitsverhältnisse auf die bislang inaktive 

meridio matrix GmbH, eine Tochtergesellschaft der Emittentin, die kurzfristig an die DSER GmbH 

verkauft werden soll, auszugliedern. Anschließend plant die DSER GmbH, sämtliche Geschäftsanteile 

an der meridio matrix GmbH gegen Gewährung von 5.500.000 neuen Aktien aus dem Genehmigten 

Kapital 2017 und Ausgabe einer Wandelschuldverschreibung mit einem Nominalbetrag von 

EUR 3.000.000,00, die in 2.000.000 Aktien wandelbar ist, als Sacheinlage in die niiio AG einzubrin-

gen.  

 

Die Ausgliederung des operativen Geschäfts der DSER GmbH, die Einbringung und die Erhöhung des 

Grundkapitals sind noch nicht verbindlich vereinbart oder vollzogen. Insbesondere die steuerliche 

Prüfung und ggf. Anpassung der geplanten Transaktionsstruktur ist noch nicht abgeschlossen. Falls 

sich für einen der Beteiligten unerwartet hohe Steuerlasten ergeben sollten oder falls sonstige unvor-

hergesehene Probleme die Transaktion komplizieren, ist auch denkbar, dass die Planung nicht umge-

setzt wird. 

 

Und selbst wenn der Plan weiterverfolgt wird, ist ein solcher grundlegender Umstrukturierungsprozess 

zahlreichen Unsicherheiten und Risiken ausgesetzt und kann vollständig scheitern oder nicht die Er-

wartungen erfüllen. 

 

Darüber hinaus haben entsprechende Umstrukturierungsmaßnahmen immer interne und externe Risi-

ken, etwa dass sich diese verzögern, es zu nachteiligen Effekten in Beziehungen zu Kunden, Liefe-

ranten oder Mitarbeitern kommt, durch den Prozess selbst Managementkapazitäten gebunden wer-

den, (einmalige) Kosten entstehen oder sich sonstige Nachteile entwickeln. Insbesondere besteht 

hinsichtlich der geplanten Ausgliederung des operativen Geschäfts der DSER GmbH in die meridio 

matrix GmbH und deren anschließender Übernahme durch die niiio AG die Gefahr, dass Geschäfts-

beziehungen der DSER GmbH nicht aufrechterhalten oder Beschäftigte nicht gehalten oder integriert 

werden können. 

 

Es besteht das Risiko, dass die notwendigen neuen qualifizierten Mitarbeiter nicht gewonnen werden 

können oder bisherige Mitarbeiter und Management-Mitglieder entgegen den Annahmen die notwen-

digen Maßnahmen nicht qualifiziert umsetzen können. 

 

Schließlich könnte sich die Vorab-Einschätzung der Marktwahrnehmung der neuen Unternehmens-

gruppe, des Imagegewinns und der damit verbundenen erweiterten Potentiale für die Kunden- und 

Investoren-Akquise in der Realität als unzutreffend erweisen. 

 

Jeder der vorgenannten Umstände könnte sich nachteilig auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragsla-

ge der niiio-Gruppe und damit auch entsprechend auf die Emittentin auswirken. 
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(2) Es bestehen Risiken im Zusammenhang mit internen Personal- und Organisations-

strukturen, insbesondere durch das geplante Wachstum. 

 

Der geplante Ausbau der Geschäftstätigkeit der niiio-Gruppe erfordert eine dem Wachstum entspre-

chende (Weiter-)Entwicklung angemessener interner Organisations-, Risikoüberwachungs- und Ma-

nagementstrukturen, die eine frühzeitige Erkennung von Fehlentwicklungen und Risiken ermöglichen. 

In der Vergangenheit erfolgte die interne Organisation nicht in allen Bereichen in der Art, wie dies bei 

einer (börsennotierten) Aktiengesellschaft erforderlich gewesen wäre. Dies soll zukünftig optimiert 

werden. Darüber hinaus soll der Personalbestand deutlich ausgebaut und ganze Abteilungen bzw. 

Strukturen unterhalb der Vorstandsebene aktuell erstmals etabliert werden. Dies umfasst neben dem 

Aufbau des für die Ausweitung des Geschäftes notwendigen Know-hows im Unternehmen unterhalb 

der Vorstandsebene auch die Einstellung verschiedener hochqualifizierter Mitarbeiter. Eine Auswei-

tung des Geschäftsbetriebs sowie der Ausbau der internen und externen Organisationen sind unter 

anderem mit finanziellem und personellem Aufwand verbunden. Sollten sich in der fortlaufenden Pra-

xis Lücken oder Mängel des bestehenden Risikoüberwachungs- und Managementsystems zeigen 

oder sollte es der Unternehmensleitung nicht gelingen, im Zusammenhang mit dem geplanten weite-

ren Wachstum zeitnah angemessene Strukturen und Systeme zu schaffen sowie die anstehenden 

Personalaufstockungen durch Gewinnung entsprechend qualifizierter Mitarbeiter zeitgerecht und ohne 

unvorhergesehene (Integrations-)Schwierigkeiten umzusetzen, könnten dies zu Einschränkungen der 

Fähigkeit führen, Risiken, Trends und Fehlentwicklungen rechtzeitig zu erkennen und zu steuern.  

 

Jeder der vorgenannten Umstände könnte sich nachteilig auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragsla-

ge der niiio-Gruppe und damit auch entsprechend auf die Emittentin auswirken. 

 

 

(3) Risiken aus der Abhängigkeit der niiio GmbH von der DSER GmbH und der gesamten 

niiio-Gruppe von bestimmten Schlüsselpersonen, insbesondere von dem Vorstands-

mitglied Johann Horch, von dem Berater Mario Uhl sowie von sonstigen qualifizierten 

Mitarbeitern. 

 

Insbesondere solange das operative Geschäft der DSER GmbH nicht in die niiio AG eingebracht ist, 

stellt es für die Emittentin ein Risiko dar, dass die niiio GmbH bisher nahezu vollständig von der DSER 

GmbH abhängig ist. Sie nutzt eine von der DSER GmbH entwickelte Software. Software-Support, -

Wartung und -Pflege sowie auch den Vertrieb hat die niiio GmbH bisher auf die DSER GmbH ausge-

lagert. Sie hat – abgesehen von den Organmitgliedern - kein eigenes Personal. Ein plötzlicher Wegfall 

oder eine maßgebliche Einschränkung der Unterstützung durch die DSER GmbH, z.B. durch ein per-

sönliches Zerwürfnis verschiedener Akteure, eine DSER-Insolvenz oder ein gravierendes technisches 

Problem im Geschäftsbetrieb der DSER GmbH wäre auch für die niiio GmbH und damit für die Emit-

tentin unmittelbar existenzbedrohend. Die DSER GmbH ist damit derzeit in einer sehr guten Verhand-

lungsposition was die Konditionen ihrer Geschäftsbeziehung mit der niiio GmbH betrifft. Zudem ist 

Johann Horch Geschäftsführer beider Gesellschaften. Auch wenn man davon ausgeht, dass Herr 

Horch ausschließlich lautere Absichten hegt, sind Interessenkonflikte, denen er sich in seiner Doppel-

funktion ausgesetzt sieht, sehr gut vorstellbar. Und er dürfte auch nicht davor gefeit sein, in entspre-
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chenden Situationen zugunsten der DSER GmbH, deren Hauptgesellschafter (71,62 %) er ist, zu ent-

scheiden. 

 

Unabhängig davon, ob es zur Einbringung des operativen Geschäfts der DSER GmbH kommt oder 

nicht, wird der zukünftige Erfolg der niiio AG von der Tätigkeit einiger Schlüsselpersonen wesentlich 

beeinflusst. Zu diesen Schlüsselpersonen zählen insbesondere das Vorstandsmitglied Johann Horch, 

das gleichzeitig mittelbar (über die DSER GmbH) Großaktionär der niiio AG ist, sowie weitere wichtige 

Know-How-Träger wie z.B. der ehemalige Aufsichtsratsvorsitzende und heutige Berater der Emittentin 

Mario Uhl (ebenfalls gleichzeitig Gesellschafter der DSER GmbH mit 17,75 %). Diese verfügen nicht 

nur über detaillierte Kenntnisse aller Abläufe in der niiio-Gruppe, sondern auch über wesentliche Kon-

takte im Markt und genießen teilweise das persönliche Vertrauen von Kunden und Investoren. Der 

kurzfristige Verlust einer der Schlüsselpersonen könnte einen nachteiligen Einfluss auf die allgemeine 

Geschäftstätigkeit und die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der niiio AG haben.  

 

Die FinTech-Branche ist stärker als andere Branchen durch ein hohes Maß an Mitarbeiterfluktuation 

gekennzeichnet. Gleichzeitig sind in dieser Branche und auch bei der niiio AG Mitarbeiter ein wesent-

licher Bestandteil für den Unternehmenserfolg. Dies gilt nicht nur für Schlüsselpersonen, sondern 

auch für sonstige Mitarbeiter. Wesentlicher Bestandteil der Tätigkeit der niiio-Gruppe ist es, auf 

Grundlage des Know-hows der Mitarbeiter neue Produkte und Produktideen zu identifizieren und zu 

konzipieren, und diese zu betreuen. Hierbei spielen persönliche Kontakte, Marktkenntnisse und weite-

res Know-how der jeweiligen Mitarbeiter eine große Rolle. Darüber hinaus ist ein wichtiger Aspekt für 

den Erfolg der niiio-Gruppe die Pflege von Investoren- und Kundenkontakten. Hier sind persönliche 

Vertrauensbeziehungen ein wichtiger Erfolgsfaktor und dies hängt häufig an einzelnen Personen.  

 

Neben dem Ausfall von Mitarbeitern stellt auch fehlende Qualifikation und / oder Leistungsbereitschaft 

von Mitarbeitern, die verschiedenste Ursachen in der Sphäre des Mitarbeiters oder des Unternehmens 

haben kann, ein erhebliches Risiko für die niiio-Gruppe dar. 

 

Jeder der vorgenannten Umstände könnte sich nachteilig auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragsla-

ge der niiio-Gruppe und damit auch entsprechend auf die Emittentin auswirken. 

 

 

(4) Risiken aus der unsicheren Finanzlage der Emittentin. 

 

Die niiio-Gruppe hat in den letzten Jahren erhebliche Verluste erwirtschaftet und die Emittentin musste 

im Oktober 2014 den Verlust der Hälfte des Grundkapitals anzeigen. Die derzeitige Ertragssituation 

der niiio AG stellt sich immer noch als angespannt dar. In den Geschäftsjahren 2016 und 2017 war die 

Ertragslage der Emittentin anhaltend unbefriedigend. Der Wechsel des Geschäftsmodells vom Ver-

mögensberater hin zum FinTech-Unternehmen hat sich insofern noch nicht positiv ausgewirkt. Der 

wesentliche Vermögensgegenstand der Gesellschaft war in den Geschäftsjahren 2016 und 2017 die 

Beteiligung an der niiio GmbH. Obwohl diese bereits profitabel arbeitete, blieben ihre Umsätze noch 

deutlich hinter den Planungen zum Zeitpunkt ihrer Einbringung zurück, weshalb in der Bilanz zum 31. 

Dezember 2016 eine außerplanmäßige Abschreibung auf den Beteiligungswert erforderlich wurde. 
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Auch konnten die Erträge der niiio GmbH bisher nicht die Kosten des Geschäftsbetriebs der Emittentin 

decken.  

 

Somit ist die niiio AG davon abhängig, über ihre Tochtergesellschaften neue Kunden zu gewinnen und 

so die Erträge zu steigern, anderenfalls könnte die Ergebnissituation dauerhaft negativ bleiben, wenn 

keine weiteren Möglichkeiten zur Kostensenkung gefunden und genutzt werden. Dies könnte im un-

günstigsten Fall zu einer Insolvenz der Emittentin führen. 

 

Jeder der vorgenannten Umstände könnte sich nachteilig auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragsla-

ge der niiio-Gruppe und damit auch entsprechend auf die Emittentin auswirken. 

 

 

(5) Risiko von Reputationsschäden durch Branchenentwicklungen. 

 

In der Finanzdienstleistungsbranche sind die Auswirkungen der Digitalisierung inzwischen stark spür-

bar. „FinTech“ hat sich als neue Branche etabliert. Unternehmen, die sich auf entsprechende Punkte 

konzentrieren, zeigen sich zunehmend erfolgreich. Traditionelle Banken, Vermögensverwalter und 

Finanzdienstleister müssen unter Druck den Sprung ins digitale Zeitalter schaffen, um gegenüber der 

FinTech-Konkurrenz wettbewerbsfähig und für zunehmend online agierende Kunden attraktiv zu blei-

ben. Der Markt für FinTech-Angebote und insbesondere für flexible, moderne White-Label-Lösungen, 

d.h. das Angebot oder die Einbindung eines fremden Dienstes/Produktes in das eigene Angebot ohne 

Erkennbarkeit des eigentlichen Herstellers, wie die niiio-Gruppe sie bietet, wächst also rasant. 

 

Trotzdem (oder gerade deswegen) tummeln sich im FinTech-Sektor auch schlecht organisierte und 

unzureichend mit Know-How und finanziellen Mitteln ausgestattete „schwarze Schafe“. Teilweise kann 

es zu Insolvenzen oder in Einzelfällen auch zu betrügerischen Aktivitäten im Markt kommen. Diese 

Umstände können sich negativ auf den Ruf und das Image der Branche und damit auch negativ auf 

die niiio-Gruppe auswirken.  

 

Jeder der vorgenannten Umstände könnte sich nachteilig auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragsla-

ge der niiio-Gruppe und damit auch entsprechend auf die Emittentin auswirken. 

 

 

(6) Risiken von Umsatzeinbußen, Vermögens- und / oder Reputationsschäden durch Aus-

fall der EDV-Systeme / Softwarefehler. 

 

Für den ordnungsgemäßen Ablauf des Tagesgeschäfts der niiio AG ist der Einsatz von EDV-

Systemen unerlässlich. 

 

Störungen und / oder Ausfälle der EDV-Systeme, Mängel in der Datenverfügbarkeit, Fehler oder 

Funktionsprobleme der eingesetzten Software, eine verminderte Datenübertragungsgeschwindigkeit 

und / oder Serverausfälle, beispielsweise bedingt durch Hard- und / oder Softwarefehler, Unfall oder 

Sabotage können auf dem gegenwärtigen Stand der Technik nicht 100 %ig ausgeschlossen werden.  
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Durch solche technischen Störungen besteht zunächst ein Betriebsunterbrechungsrisiko. Störungen 

der Funktionsfähigkeit von Hardware, Software oder Datenübertragungswegen sowie auch der even-

tuelle Verlust von Daten kann die Geschäftstätigkeit der niiio-Gruppe erschweren, einschränken oder 

zeitweise ganz unmöglich machen. Die Folge ist zunächst Umsatzeinbußen aus der Zeit der Untätig-

keit. Es ist aber auch denkbar, dass Kunden durch die technisch bedingte Handlungsunfähigkeit 

Schäden entstehen, die die niiio AG zu ersetzen hat und die möglicherweise nicht vollständig durch 

Versicherungen abgedeckt sind. Schließlich kann durch solche Vorfälle Kundenvertrauen und Reputa-

tion der niiio-Gruppe geschädigt werden, was ebenfalls Umsatzeinbußen nach sich ziehen kann.  

 

Entsprechende Risikobegrenzungsmaßnahmen und Notfallpläne zur Aufrechterhaltung des Ge-

schäftsbetriebs sind teilweise noch nicht vollständig etabliert. Auch könnten sich Risikobegrenzungs-

maßnahmen und Notfallpläne der niiio-Gruppe im Ernstfall als nicht ausreichend oder nicht wirksam 

erweisen. Dies betrifft z.B. die Regelungen zur Datensicherheit und Wiederherstellung  

 

Jeder der vorgenannten Umstände könnte sich nachteilig auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragsla-

ge der niiio-Gruppe und damit auch entsprechend auf die Emittentin auswirken. 

 

 

(7) Risiko, dass sich Dritte unrechtmäßig Zugang zu den technischen Systemen oder 

sonstigen Daten der niiio-Gruppe verschaffen.  

 

Es ist nicht ausgeschlossen, dass sich ein Dritter unautorisiert Zugriff zu den technischen Systemen 

der niiio-Gruppe verschafft („Hacking“) und deren Funktionen manipuliert oder Daten kopiert und 

zweckentfremdet, manipuliert oder löscht. Dies kann etwa zu Schadenersatzansprüchen gegen die 

niiio GmbH und einem Reputationsverlust für die niiio GmbH führen. In geringerem Umfang besteht 

das Hacking-Risiko auch für alle anderen Datenverwaltungssysteme der niiio-Gruppe. 

 

Jeder der vorgenannten Umstände könnte sich nachteilig auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragsla-

ge der niiio-Gruppe und damit auch entsprechend auf die Emittentin auswirken. 

 

 

(8) Die Nutzung von unternehmenskritischer Individualsoftware der niiio-Gruppe könnte 

unmöglich, eingeschränkt oder erheblich verteuert und damit ggf. unwirtschaftlich 

werden, wenn vertraglich befristete Nutzungsrechte ablaufen, die Softwarerechte Drit-

ter verletzen oder nicht kompatibel zu neuen technischen Entwicklungen sein sollte. 

 

Die niiio-Gruppe verwendet im unternehmenskritischen Bereich individualisierte Software. Es ist 

denkbar, dass die Nutzungsrechte an dieser Software auslaufen oder entfallen oder erhebliche Zu-

satzkosten verursachen, wenn die Softwarerechte Dritter verletzt, die erfolgreich Unterlassungs- oder 

Schadensersatzansprüche gegen die niiio-Gruppe geltend machen, oder dass die weitere Nutzung 

der Software faktisch nicht mehr sinnvoll, da nicht kompatibel zu neuen technischen Entwicklungen 

ist. Und es ist ebenso denkbar, dass in einem solchen Fall kein Regressanspruch gegen Dritte be-

steht.  
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Für die Pflege der Software (Anpassung an neue Standards, Systemumgebungen, Schließen von 

Sicherheitslücken und Entfernen von Fehlern) ist die niiio-Gruppe auf die Entwickler der Software 

angewiesen. Sollten diese nicht mehr zur Verfügung stehen, ist nicht ausgeschlossen, dass neue 

Softwareentwickler eine erhebliche Einarbeitungszeit benötigen, um die weitere Pflege der Software 

zu übernehmen. Es kann sein, dass die Software für einen gewissen Zeitraum nicht mehr verwendet 

werden kann oder dass die Weiterentwicklung der Software unwirtschaftlich wird. 

 

Darüber hinaus sind die von der niiio-Gruppe verwendeten Nutzungsrechte teilweise nicht exklusiv, 

sodass mit Konkurrenten durch andere Nutzer derselben Software gerechnet werden muss. 

 

Jeder der vorgenannten Umstände könnte sich nachteilig auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragsla-

ge der niiio-Gruppe und damit auch entsprechend auf die Emittentin auswirken. 

 

 

(9) Die Marken beziehungsweise die Unternehmenskennzeichen „niiio“ und „munio“ 
könnten nicht ausreichend geschützt sein oder Schutzrechte Dritter verletzen. 

 

Die Marke „niiio“ wurde mit Wirkung für Deutschland als Wort-/Bildmarke, die Marke „munio“ als 
Wortmarke eingetragen. Die Marken schützen im Wesentlichen Computersoftware und EDV-

Dienstleistungen, wobei sich der Schutz im Falle von „niiio“ auf den Finanzbereich und die konkrete 
Schriftart und Farbe beschränkt. Es kann trotz der Markeneintragungen nicht ausgeschlossen werden, 

dass es zu einer Verletzung der Kennzeichen „niiio“ und „munio“ kommt oder zu einer Verschlechte-

rung des Rufes der Marken durch Dritte, die unerlaubt diese oder ähnlich klingende Zeichen als Marke 

oder Unternehmenskennzeichen verwenden. Darüber hinaus kann nicht ausgeschlossen werden, 

dass die Marke „niiio“ oder die Marke „munio“ Schutzrechte Dritter verletzt, obwohl Anzeichen hierfür 
nicht bekannt sind. Sofern die Marken in Deutschland oder in einzelnen anderen Ländern über einen 

längeren Zeitraum nicht ernsthaft benutzt werden, ist auch denkbar, dass sie aufgrund des Antrages 

eines Dritten gelöscht werden können. 

 

Soweit eine Ausdehnung des Markenschutzes angedacht ist, ist weiterhin denkbar, dass eine solche 

Ausdehnung in bestimmte Länder nicht möglich ist, weil dort ältere nationale Rechte Dritter bestehen. 

 

Jeder der vorgenannten Umstände könnte sich nachteilig auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragsla-

ge der niiio-Gruppe und damit auch entsprechend auf die Emittentin auswirken. 

 

 

(10) Das Konzept der digitalen Finanzportfolioverwaltung (Vermögensverwaltung) und 

digitalen Anlagevermittlung (Robo Advisor) hat strukturelle Schwächen. 

 

Neben der Software zum Portfoliomanagement bietet die niiio-Gruppe auch einen White-Label-Robo-

Advisor an, d.h. die digitalisierten und automatisieren Dienstleistungen eines traditionellen Finanzbe-

raters (digitale Anlagenvermittlung), die von der Emittentin entwickelt wurde und nunmehr vermarktet 

und angeboten wird, ohne dass sie selbst als Hersteller in Erscheinung tritt. 

 



- 26 - 

Wo statt eines Befragungs-Gesprächs das Ausfüllen eines Online-Fragebogens steht, können die 

realen Anlagebedürfnisse des Nutzers nicht wirklich differenziert und individuell erfasst werden. Ins-

besondere bei ungewöhnlichen, bei der Programmierung nicht vorhergesehenen Eingaben kann das 

Programm zu Fehleinschätzungen kommen, die Haftungsrisiken bergen oder Kunden abschrecken 

können. 

 

Anlagestrategien eines Robo Advisors funktionieren naturgemäß nach vordefinierten, programmierten 

Regeln. Auf plötzliche, bei der Programmierung schwer vorhersehbare Marktveränderungen reagiert 

die Software möglicherweise zu langsam und / oder falsch. 

 

Jeder der vorgenannten Umstände könnte sich nachteilig auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragsla-

ge der niiio-Gruppe und damit auch entsprechend auf die Emittentin auswirken. 

 

 

b) Emittentenbezogene Risikofaktoren 

 

(1) Risiko, dass es zu weiteren Fällen von Haftung aus dem ehemalige Vermögensbera-

tungsgeschäft der Emittentin kommt. 

 

Im Rahmen ihres ursprünglichen Vermögensverwaltungsgeschäfts war die Emittentin regelmäßig 

Partei von Rechtsstreitigkeiten, in denen Fehler in ihren Beratungsleistungen oder in selbst oder von 

Dritten erstellten Verkaufsunterlagen, die die Emittentin Investoren im Zusammenhang mit dem Ange-

bot einzelner Finanzprodukte zur Verfügung gestellt hatte, geltend gemacht wurden, für welche die 

Emittentin – im Falle eines Schadens auf Seiten des Investors infolge unrichtiger oder unvollständiger 

Angaben – ggf. haftet. Auch nach Einstellung des Vermögensverwaltungsgeschäfts wurden gelegent-

lich entsprechende Ansprüche aus der Vergangenheit geltend gemacht. 

 

Es besteht bis zur Verjährung sämtlicher denkbaren Ansprüche jederzeit ein Risiko, dass Kunden ggf. 

auch größere Forderungen erfolgreich geltend machen, die möglicherweise nicht vollständig durch 

Versicherungen abgedeckt sind. 

 

Jeder der vorgenannten Umstände könnte sich nachteilig auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragsla-

ge der niiio-Gruppe und damit auch entsprechend auf die Emittentin auswirken. 

 

(2) Steuerliche Risiken.  

 

Die Emittentin verfügt über körperschaftsteuerliche und gewerbesteuerliche Verlustvorträge in Höhe 

von ca. EUR 5.125.672,00 bzw. EUR 5.219.017,00 (Stand: 31. Dezember 2015). Für die Geschäfts-

jahre 2016 und 2017 liegen noch keine Steuerbescheide vor, so dass die aktuelle Höhe der körper-

schaftsteuerlichen und gewerbesteuerlichen Verlustvorträge nicht bekannt ist. Es besteht das Risiko, 

dass durch die Kapitalerhöhung, die Gegenstand dieses Prospekts ist, die vorhandenen Verlustvor-

träge durch die Anwendung von § 8c KStG ganz oder teilweise verloren gehen. 
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Die Entwicklung des gültigen Steuerrechtes unterliegt – auch in seiner verwaltungstechnischen An-

wendung – einem stetigen Wandel. Die hier dargestellten steuerlichen Angaben geben deshalb die 

derzeitige Rechtslage, die aktuelle Rechtsprechung sowie die Kommentierung durch die steuerliche 

Fachliteratur zum Datum des Prospekts wieder. Zukünftige Gesetzesänderungen, abweichende Ge-

setzesauslegungen durch Finanzbehörden und -gerichte können nicht ausgeschlossen werden. 

 

Jeder der vorgenannten Umstände könnte sich nachteilig auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragsla-

ge der niiio-Gruppe und damit auch entsprechend auf die Emittentin auswirken. 

 

(3) Risiken aus Wertveränderungen der vom Unternehmen gehaltenen Vermögenswerte als 

Folge der Veränderung von Marktpreisen 

 

Der wesentliche Vermögensgegenstand der niiio AG ist derzeit die Beteiligung an der niiio GmbH. Der 

bilanzielle Ansatz dieser Beteiligung beruht maßgeblich auf einer Bewertung bei Einbringung, die im 

Rahmen der Aufstellung des Jahresabschlusses 2016 aktualisiert wurde (zum 31. Dezember 2017 

wurde der Wert unverändert im Vergleich zum Vorjahr bilanziert). Basis der Bewertung ist, wie für 

Unternehmensbewertungen üblich, eine Planungsrechnung für die Zukunft.  

 

Die Überprüfung der Bewertung im Rahmen der Erstellung des Jahresabschlusses 2016 führte zu 

einer außerplanmäßigen Abschreibung in Höhe von TEUR 1.238 in 2016. Hintergrund waren Verzö-

gerungen in der Umsetzung der Geschäftstätigkeit und der damit verbundenen Erwartungen an die 

Generierung von Umsätzen und Erträgen.  

 

Es ist nicht auszuschließen, dass es auch künftig zu Abschreibungen auf diese Beteiligung kommt. 

 

Jeder der vorgenannten Umstände könnte sich nachteilig auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragsla-

ge der niiio-Gruppe und damit auch entsprechend auf die Emittentin auswirken. 

 

 

2. Marktbezogene Risikofaktoren 

 

a) Abhängigkeit von der konjunkturellen Entwicklung und der Entwicklung der Kapital-

märkte und der Entwicklung der Nachfrage nach digitalen Vermögensverwaltungspro-

dukten insbesondere in Deutschland. 

 

Der Erfolg der Geschäftstätigkeit der niiio-Gruppe hängt wesentlich von den Entwicklungen der Kapi-

talmärkte sowie der konjunkturellen Entwicklung ab.  

 

Die Gesellschaft ist in ihrer Geschäftstätigkeit vor allem auf die europäischen Märkte – und hier zu-

nächst ganz überwiegend auf den deutschen Markt – ausgerichtet. Demzufolge ist sie in besonders 

hohem Maße von der Nachfrage nach den von ihr derzeit und künftig angebotenen FinTech-

Produkten und Dienstleistungen in diesen Märkten abhängig. Dies wiederum hängt von einer Vielzahl 

von Faktoren ab, insbesondere der allgemeinen Entwicklung der Kapitalmärkte und der Konjunktur 

sowie der technischen Entwicklung und der Akzeptanz für solche neue Angebote in der Bevölkerung. 
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Die Emittentin geht davon aus, dass die Nachfrage nach solchen Angeboten wesentlich wachsen 

wird. Diese Einschätzung kann sich jedoch als falsch erweisen und die tatsächliche Entwicklung kann 

hiervon auch ganz wesentlich abweichen. 

 

Sollten sich die konjunkturellen Rahmenbedingungen verschlechtern oder die zur Belebung der deut-

schen und europäischen Wirtschaft notwendigen Impulse und Reformen ausbleiben, kann dies we-

sentliche negative Auswirkungen auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft ha-

ben. Hierbei spielt auch der Verbleib oder der Austritt einzelner Eurostaaten eine Rolle, da nicht aus-

geschlossen ist, dass für den Kapitalmarkt unerwartete Entscheidungen negative Auswirkungen auf 

die europäische Wirtschaft im Allgemeinen und auf die deutsche Wirtschaft im Besonderen hat. Aber 

auch die weltweite konjunkturelle Entwicklung wirkt sich aus, so haben etwa Schwankungen der Ent-

wicklung in China unmittelbar Auswirkungen auf die Kapitalmarktverhältnisse in Deutschland und die 

Nachfrage nach Kapitalmarktprodukten und -dienstleistungen wie sie von der Emittentin derzeit und 

nach ihrer Strategie auch künftig angeboten werden. 

 

Neben möglicherweise sinkender Nachfrage ist auch wachsender Wettbewerb durch vergleichbare 

Anbieter ein schwer kalkulierbarer Risikofaktor. Die Zahl der Marktteilnehmer im FinTech-Bereich 

wächst kontinuierlich. Die Zahl der diesen Markt beliefernden Softwareanbieter wird ebenfalls steigen, 

was den Preisdruck vergrößert. Nach Einschätzung der Emittentin steht die Konsolidierungsphase, in 

der sie sich behaupten muss, erst noch bevor. 

 

Jeder der vorgenannten Umstände könnte sich nachteilig auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragsla-

ge der niiio-Gruppe und damit auch entsprechend auf die Emittentin auswirken. 

 

 

b) Intensiver Wettbewerb. 

 

Der deutsche Finanzsektor im Allgemeinen und der FinTech-Sektor im Besonderen ist durch einen 

intensiven Wettbewerb gekennzeichnet. Der Markt für traditionelle Investments befindet sich, insbe-

sondere aufgrund der weiter anhaltenden Auswirkungen der Finanz- und Euro-Krise und des regulato-

rischen Umfeldes, in einem erheblichen Umbruch mit starken Schwankungen. Die Geschäftstätigkeit 

der niiio AG steht in diesem Marktumfeld in einem engen und umkämpften Wettbewerb. Zu den Wett-

bewerbern zählen sowohl dynamische Start-Ups als auch große internationale Finanzinstitute. Infolge 

des intensiven Wettbewerbs lassen sich in den einzelnen Geschäftsfeldern am Markt nicht selten kei-

ne auskömmlichen Margen erzielen oder müssen Transaktionen in einem Geschäftsfeld margenarme 

oder margenlose Transaktionen in anderen Geschäftsfeldern ausgleichen. 

 

Andere Unternehmen könnten in der Lage sein, schneller als die niiio-Gruppe auf neue oder sich ver-

ändernde Verhältnisse am Markt zu reagieren, umfassendere und kostenintensivere Vermarktungsak-

tivitäten und eine aggressivere Preispolitik zu betreiben sowie den Kunden günstigere Bedingungen 

zu bieten als die Gesellschaft oder sich aufgrund ihrer Spezialisierung und erhöhten Flexibilität besser 

auf die Bedürfnisse des konkreten Kunden einstellen zu können. Weitere neue Wettbewerber könnten 

in den Markt eintreten. Hierzu könnten auch große internationale Unternehmen gehören, die über 

erhebliche Finanzkraft und einen anderen Marktzugang als die Emittentin verfügen.  
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Es ist nicht gewährleistet, dass die niiio-Gruppe sich in dem gegenwärtigen und voraussichtlich künftig 

zunehmenden Wettbewerb erfolgreich behaupten kann. 

 

Jeder der vorgenannten Umstände könnte sich nachteilig auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragsla-

ge der niiio-Gruppe und damit auch entsprechend auf die Emittentin auswirken. 

 

 

c) Risiken aus der Veränderung aufsichtsrechtlicher Rahmenbedingungen. 

 

Vor dem Hintergrund der weltweiten Finanzkrise ist die Regulierung von Finanzdienstleistungen aller 

Art, insbesondere deren Vertrieb und Management, derzeit mehrheitlich politisch gewünscht. Dies hat 

in der Vergangenheit bereits zu erheblichen regulatorischen Veränderungen und Auflagen für Finanz-

dienstleister geführt und weitere Maßnahmen stehen an. 

 

Es ist nicht auszuschließen, dass es künftig zu weiteren regulatorischen Maßnahmen kommt, die Ein-

fluss auf die niiio-Gruppe bzw. ihre Produkte haben. Einerseits können die Produkte der niiio-Gruppe 

Banken und Finanzdienstleistern helfen, regulatorische Anforderungen umzusetzen, und werden auch 

zunehmend zu diesem Zweck angepasst. Andererseits kann es jederzeit auch zu regulatorischen 

Änderungen kommen, an die die Produkte der niiio-Gruppe nicht oder nur mit großem Aufwand anzu-

passen sind. Außerdem könnte die eigene Tätigkeit der niiio-Gruppe aufsichtsrechtlichen Auflagen 

oder Genehmigungserfordernissen unterworfen werden. Beides könnte jeweils zu zeitlichen Verzöge-

rungen und / oder nicht eingeplanten Kosten führen. 

 

Jeder der vorgenannten Umstände könnte sich nachteilig auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragsla-

ge der niiio-Gruppe und damit auch entsprechend auf die Emittentin auswirken. 

 

 

3. Risiken aufgrund des Angebots und der Einbeziehung 

 

a) Der Angebotspreis ist nicht indikativ für künftige Marktpreise, insbesondere weil kein 

Handel im organisierten Markt erfolgt. 

 

Der Preis, zu dem von Anlegern die Aktien, die Gegenstand dieses Prospekts sind, erworben werden, 

entspricht möglicherweise nicht dem Kurs, zu dem die Aktien der Gesellschaft zu einem späteren 

Zeitpunkt gehandelt werden. Es besteht keine Gewähr, dass sich nach dem Angebot ein aktiver Han-

del in den Aktien entwickeln oder anhalten wird. Insbesondere gibt es auch nach Einbeziehung der 

angebotenen Aktien in den Handel im Freiverkehr (Primärmarkt) an der Börse Düsseldorf keinen 

staatlich organisierten Markt für die Aktien der Gesellschaft. Folglich besteht ein gegenüber an einem 

organisierten Markt zugelassenen Aktien erhöhtes Risiko, dass sich nach dem Angebot auf Dauer 

kein aktiver Handel der Aktien der Gesellschaft im Freiverkehr entwickelt. Aktionäre werden möglich-

erweise nicht in der Lage sein, ihre Aktien rasch oder zum Tageskurs zu verkaufen. Der Aktienpreis 

zum Zeitpunkt der Einbeziehung in den Freiverkehr und unmittelbar danach bietet keine Gewähr für 

die Preise, die sich danach auf dem Markt bilden werden.  
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b) Es bestehen Risiken aus der Volatilität des Kurses der angebotenen Aktien. 

 

Der Kurs der angebotenen Aktien kann insbesondere durch Schwankungen der tatsächlichen oder 

prognostizierten Betriebsergebnisse der Gesellschaft oder ihrer Konkurrenten, Änderungen von Ge-

winnprognosen bzw. Schätzungen oder Nichterfüllung von Gewinnerwartungen von Wertpapieranalys-

ten, Änderungen der allgemeinen Wirtschaftsbedingungen, Änderungen des Aktionärskreises sowie 

durch weitere Faktoren erheblichen Preisschwankungen ausgesetzt sein. Auch können generelle 

Schwankungen der Kurse insbesondere von Aktien von Unternehmen aus der gleichen Branche zu 

einem Preisdruck auf die Aktien der Emittentin führen, ohne dass dafür notwendigerweise ein Grund 

im Geschäft oder in den Ertragsaussichten der Gesellschaft gegeben ist. Hohe Schwankungen des 

Aktienkurses bei geringen gehandelten Stückzahlen ebenso wie Änderungen der Anzahl der im 

Streubesitz gehaltenen Aktien können zur Folge haben, dass das investierte Kapital der Inhaber der 

Aktien an der Emittentin hohen Schwankungen unterworfen ist.  

 

Die Volatilität des Aktienkurses kann bei den Aktien der Gesellschaft besonders groß sein, da einzel-

ne Aktionäre nach Kenntnis der Gesellschaft einen maßgeblichen Teil am Grundkapital halten 

 

 

c) Eine Insolvenz der Gesellschaft kann zum Totalverlust des investierten Kapitals füh-

ren. 

 

Eine Investition in Aktien bringt das Eigenkapitalrisiko mit sich. Im Fall der Insolvenz der Emittentin 

kann es zu einem Totalverlust des eingesetzten Kapitals kommen. Insbesondere werden zunächst 

vorrangig die Forderungen der Fremdkapitalgeber abgegolten und erst nach deren vollständiger Erfül-

lung würde eine Rückzahlung auf die Aktien erfolgen. 

 

 

d) Es besteht das Risiko, dass die Kapitalerhöhung zur Schaffung der neuen Aktien 

scheitert oder dass die Kapitalerhöhung zwar durchgeführt wird, aber nur sehr wenige 

Aktien gezeichnet werden. 

 

Die angebotenen Aktien entstehen erst nach Eintragung der Durchführung der von der Hauptver-

sammlung beschlossenen Kapitalerhöhung. Es besteht die Möglichkeit, dass die Gesellschaft be-

schließt (für den Fall, dass damit eine schnellere Belieferung der Zeichner erreicht werden kann), an-

stelle der Aktien aus der Kapitalerhöhung bereits bestehende Aktien zu liefern, die von Altaktionären 

im Wege einer Wertpapierleihe zur Verfügung gestellt werden. In diesem Fall wird eine begleitende 

Bank die Aktien aus der Kapitalerhöhung in dem Umfang, in dem Zeichnungsaufträge und Zahlungs-

eingänge vorliegen übernehmen und zeichnen und sie anstelle der von den Altaktionären im Rahmen 

des Wertpapierdarlehens zur Verfügung gestellten Aktien an die Altaktionäre zurückgewähren. Sollte 

es nicht zur Eintragung der Durchführung der Kapitalerhöhung zur Schaffung neuer Aktien in dem 

Umfang, in dem Zeichnungsaufträge und Zahlungseingänge von Anlegern vorliegen, kommen und die 

Aktien aus der Wertpapierleihe geliefert werden, würde der Verkaufserlös aus den im Rahmen des 
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Angebots platzierten Aktien nicht der Gesellschaft sondern den Altaktionären zufließen, die die Aktien 

im Rahmen des Wertpapierdarlehens zur Verfügung gestellt haben. In diesem Fall würde sich das 

Grundkapital der Gesellschaft auch nicht in dem Umfang erhöhen, wie Zeichnungsaufträge und Zah-

lungseingänge vorliegen, sondern verbleibt beim derzeit aktuellen Betrag. Die Kapitalerhöhung kann 

gänzlich scheitern oder nur in einem wesentlich geringeren Umfang als von der Gesellschaft oder 

einem Investor angenommen durchgeführt werden. Dies hätte zur Folge, dass der Gesellschaft nicht 

die angenommenen Mittel zur Verfügung stünden, die sie für die von ihr angedachte Verwendung des 

Emissionserlöses benötigt. Die damit angestrebte Ausweitung des Geschäftsbetriebes wäre dann 

nicht gewährleistet. Darüber hinaus würde sich potentiell die Zahl der im Freiverkehr gehandelten 

Aktien verringern, da es weniger Aktien der Gesellschaft gibt die potentiell dort gehandelt werden 

können. 

 

 

e) Für die Aktionäre besteht das Risiko einer künftigen Verwässerung ihrer Beteiligung 

an der Gesellschaft.  

 

Die Gesellschaft wird gegebenenfalls in Zukunft weitere Kapitalmaßnahmen zur Stärkung ihres Eigen-

kapitals bzw. zur Finanzierung ihrer Geschäftstätigkeit und ihres Wachstums durchführen. Sie verfügt 

insbesondere über ein genehmigtes Kapital in Höhe von EUR 5.552.500,00 sowie eine Ermächtigung 

zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen und Genussrechten 

mit oder ohne Wandlungs- oder Bezugsrechten. Beide Ermächtigungen lassen den Ausschluss des 

Bezugsrechts der Aktionäre in den hierfür anerkannten Fällen zu. Abhängig von der Ausgestaltung 

künftiger Kapitalmaßnahmen können diese bei einem Verzicht auf die Wahrnehmung des Bezugs-

rechtes oder aber auch im Falle eines Bezugsrechtsausschlusses zu einer Verwässerung der Beteili-

gung von Aktionären führen. 

 

 

4. Risiken aufgrund der Aktionärsstruktur 

 

a) Risiko, dass Kurse bei künftigen Verkäufen von Aktien durch Großaktionäre fallen. 

 

Unmittelbar nach Abschluss dieses Angebots wird die DSER GmbH, die im Rahmen des Bezugsan-

gebots keine Aktien übernehmen wird, bei vollständiger Platzierung der angebotenen Aktien insge-

samt noch 22,8 % der Aktien der Gesellschaft halten.  

 

Sollte die DSER GmbH oder ein anderer größerer Aktionär in erheblichem Umfang Aktien auf dem 

öffentlichen Markt verkaufen oder sollte sich auf dem Markt die Überzeugung herausbilden, dass es 

zu solchen Verkäufen kommen könnte, besteht die Möglichkeit, dass dies den Kurs der Aktie der Ge-

sellschaft nachteilig beeinflusst. 
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b) Risiken aus dem Einfluss der DSER GmbH bzw. deren Hauptgesellschafter Johann 

Horch durch wesentliche Beteiligung. 

 

Nach Durchführung des Angebots, in dessen Rahmen die DSER GmbH keine Aktien zeichnen wird, 

wird der Anteil der durch die DSER GmbH gehaltenen Aktien zwar sinken und bei Vollplatzierung der 

Kapitalerhöhung in anderen Händen auch nicht die Mehrheit, sondern nur noch etwa 22,8 % der Ak-

tien ausmachen. Kommt es nachfolgend zum geplanten Verkauf der meridio matrix GmbH an die 

DSER GmbH, Ausgliederung deren operativen Geschäfts auf die meridio matrix GmbH und anschlie-

ßend zur geplanten Einbringung der Anteile an der meridio matrix GmbH einschließlich des operativen 

Geschäfts der DSER GmbH im Wege der Sacheinlage in die Emittentin, fallen der DSER GmbH aber 

erneut insgesamt um die 40 % der Anteile an der Emittentin zu. In diesem Fall wird die DSER GmbH 

voraussichtlich auch nach Abschluss des Angebots in der Lage sein, in aller Regel die Hauptver-

sammlungsmehrheit zu stellen und die mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen zu fassen-

den Hauptversammlungsbeschlüsse der Gesellschaft allein mit ihren Stimmen herbeizuführen. 

 

Zudem sieht die Satzung der Gesellschaft in § 17 Abs. 2 vor, dass Beschlüsse, sofern nicht zwingen-

de gesetzliche Vorschriften entgegenstehen, mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen 

und, soweit das Gesetz außer der Stimmenmehrheit eine Kapitalmehrheit vorschreibt, mit der einfa-

chen Mehrheit des bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals gefasst werden, soweit nicht 

das Gesetz zwingend etwas anderes vorschreibt. Daher können mit den von der DSER GmbH kon-

trollierten Stimmen beispielsweise Beschlüsse über die Wahl oder Abberufung der Aufsichtsratsmit-

glieder sowie über Dividendenzahlungen gefasst werden. Sofern im Rahmen einer Hauptversamm-

lung aufgrund der geringen Präsenz der übrigen Aktionäre mindestens drei Viertel des bei der Be-

schlussfassung vertretenen Grundkapitals unmittelbar oder mittelbar auf die Altaktionäre entfallen, 

kann die DSER GmbH auch die Fassung anderer wichtiger Beschlüsse wie zum Beispiel die Schaf-

fung von genehmigten oder bedingten Kapitalia, die Erhöhung des Grundkapitals unter Ausschluss 

des gesetzlichen Bezugsrechts der Aktionäre, die Änderung des Unternehmensgegenstandes sowie 

Verschmelzungen, Spaltungen und formwechselnde Umwandlungen herbeigeführt werden. 

 

Darüber hinaus könnten die Interessen der DSER GmbH mit den Interessen der übrigen Aktionäre in 

Konflikt stehen. 
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III. ALLGEMEINE INFORMATIONEN 

 

1. Verantwortlichkeit für den Inhalt des Prospekts 

 

Die niiio finance group AG, Görlitz, (nachfolgend auch „niiio AG“, die „Gesellschaft" oder die „Emit-

tentin“ und gemeinsam mit ihren Tochterunternehmen auch die „niiio-Gruppe“ genannt) übernimmt 

die Verantwortung für den Inhalt dieses Prospekts. Sie erklärt, dass ihres Wissens die Angaben in 

diesem Prospekt richtig und keine wesentlichen Umstände ausgelassen sind. Des Weiteren erklärt die 

Gesellschaft, dass sie die erforderliche Sorgfalt hat walten lassen, um sicherzustellen, dass die in 

diesem Prospekt genannten Angaben ihres Wissens nach richtig sind und keine Tatsachen ausgelas-

sen worden sind, welche die Aussage des Prospektes wahrscheinlich verändern könnten. 

 

Für den Fall, dass vor einem Gericht Ansprüche aufgrund der in diesem Prospekt enthaltenen Infor-

mationen geltend gemacht werden, könnte der als Kläger auftretende Anleger in Anwendung der ein-

zelstaatlichen Rechtsvorschriften der Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums die Kosten für die 

Übersetzung des Prospektes vor Prozessbeginn zu tragen haben. 

 

2. Gegenstand des Prospekts 

 

Gegenstand dieses Prospekts ist das öffentliche Angebot in Deutschland von 

 

bis zu 8.500.000 Aktien aus der in der Hauptversammlung vom 1. Dezember 2017 beschlos-

senen Kapitalerhöhung gegen Einlagen jeweils mit einem derzeitigen anteiligen Betrag am 

Grundkapital von EUR 1,00 und mit voller Gewinnanteilberechtigung ab dem Beginn des letz-

ten Geschäftsjahres, für das bei ihrer Ausgabe noch kein Gewinnverwendungsbeschluss ge-

fasst , voraussichtlich also ab dem Geschäftsjahr 2017, das am 1. Januar 2017 begonnen hat. 

 

Insbesondere in den Vereinigten Staaten von Amerika, Kanada, Japan und an U.S. Personen (im Sin-

ne der Regulation S des U.S. Securities Act von 1933) werden im Rahmen des öffentlichen Angebots 

keine Aktien angeboten. 

 

 

3. Zukunftsgerichtete Aussagen 

 

Dieser Prospekt enthält in die Zukunft gerichtete Aussagen. In die Zukunft gerichtete Aussagen sind 

alle Aussagen, die sich nicht auf historische oder gegenwärtige Tatsachen und Ereignisse beziehen. 

Dies gilt auch für Aussagen in den Abschnitten „Risikofaktoren“ und „Geschäftsgang und Aussichten“ 
und überall dort, wo der Prospekt Angaben über die zukünftige finanzielle Ertragsfähigkeit, Pläne und 

Erwartungen in Bezug auf das Geschäft der Emittentin über Wachstum und Profitabilität sowie über 

wirtschaftliche Rahmenbedingungen, denen die niiio-Gruppe ausgesetzt ist, enthält. Die in die Zukunft 

gerichteten Aussagen basieren auf der gegenwärtigen, nach bestem Wissen vorgenommenen Ein-

schätzung durch die Gesellschaft. Solche in die Zukunft gerichteten Aussagen basieren auf Annah-

men und Faktoren und unterliegen daher Risiken und Ungewissheiten. Deshalb sollten unbedingt 

insbesondere die Abschnitte „Risikofaktoren“, „Geschäftsüberblick“, „Erläuterung und Analyse der 
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Vermögens-, Finanz- und Ertragslage und der wirtschaftlichen Entwicklung“ und „Geschäftsgang und 

Aussichten“ gelesen werden, die eine ausführliche Darstellung von Faktoren enthalten, die Einfluss 

auf die Geschäftsentwicklung der niiio-Gruppe und auf die Branche, in der die niiio-Gruppe tätig ist, 

nehmen können. 

 

Die zukunftsgerichteten Aussagen beruhen auf den gegenwärtigen Plänen, Schätzungen, Prognosen 

und Erwartungen der niiio-Gruppe sowie auf bestimmten Annahmen, die sich, obwohl sie zum gegen-

wärtigen Zeitpunkt nach Ansicht der niiio-Gruppe angemessen sind, nachträglich als fehlerhaft erwei-

sen können. Zahlreiche Faktoren können dazu führen, dass die tatsächliche Entwicklung oder die 

erzielten Erträge oder Leistungen der niiio-Gruppe wesentlich von der Entwicklung, den Erträgen oder 

den Leistungen abweichen, die in den zukunftsgerichteten Aussagen ausdrücklich oder implizit ange-

nommen werden. 

 

Zu diesen Faktoren gehören unter anderem: 

 

• Veränderungen allgemeiner wirtschaftlicher, geschäftlicher oder rechtlicher Bedingungen, 

• politische oder regulatorische Veränderungen, 

• Veränderungen im Wettbewerbsumfeld der niiio-Gruppe, 

• sonstige Faktoren, die im Abschnitt „Risikofaktoren“ näher erläutert sind und 

• Faktoren, die der Gesellschaft zum jetzigen Zeitpunkt nicht bekannt sind.  

 

Sollten aufgrund dieser Faktoren in einzelnen oder mehreren Fällen Risiken oder Unsicherheiten ein-

treten oder sollten sich von der Emittentin zugrunde gelegte Annahmen als unrichtig erweisen, ist 

nicht auszuschließen, dass die tatsächlichen Ergebnisse wesentlich von denen abweichen, die in die-

sem Prospekt als angenommen, geglaubt, geschätzt oder erwartet beschrieben werden. Die niiio-

Gruppe könnte aus diesem Grund daran gehindert werden, ihre finanziellen und strategischen Ziele 

zu erreichen. 

 

Die Gesellschaft beabsichtigt nicht, über ihre gesetzliche Verpflichtung hinaus derartige in die Zukunft 

gerichtete Aussagen fortzuschreiben und / oder an zukünftige Ereignisse oder Entwicklungen anzu-

passen. 

 

Gemäß § 16 Abs. 1 WpPG ist die Gesellschaft verpflichtet, einen Nachtrag zum Prospekt zu erstellen 

und zu veröffentlichen, soweit wichtige neue Umstände auftreten oder wesentliche Unrichtigkeiten in 

Bezug auf die im Prospekt enthaltenen Angaben bekannt werden, welche die Beurteilung der Aktien 

der Gesellschaft beeinflussen könnten und die nach der Billigung dieses Prospekts und vor dem end-

gültigen Schluss des öffentlichen Angebots auftreten oder festgestellt werden. 

 

4. Hinweis zu Quellen der Marktangaben sowie zu Fachbegriffen 

 

Angaben in diesem Prospekt aus Studien Dritter zu Marktumfeld, Marktentwicklungen, Wachstumsra-

ten, Markttrends und zur Wettbewerbssituation hat die niiio AG ihrerseits nicht verifiziert. Die Gesell-

schaft hat diese Informationen von Seiten Dritter korrekt wiedergegeben und, soweit es der Gesell-

schaft bekannt ist und sie es aus den veröffentlichten Informationen ableiten konnte, sind keine Tatsa-
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chen unterschlagen worden, die die wiedergegebenen Informationen inkorrekt oder irreführend gestal-

ten würden. 

 

Des Weiteren basieren Angaben zu Marktumfeld, Marktentwicklungen, Wachstumsraten, Markttrends 

und zur Wettbewerbssituation in den Bereichen, in denen die niiio-Gruppe tätig ist, auf Einschätzun-

gen der Gesellschaft. 

 

Daraus abgeleitete Informationen, die somit nicht aus unabhängigen Quellen entnommen worden 

sind, können daher von Einschätzungen von Wettbewerbern der niiio-Gruppe oder von zukünftigen 

Erhebungen unabhängiger Quellen abweichen. 

 

5. Abschlussprüfer 

 

Die Jahresabschlüsse der Gesellschaft zum 31. Dezember 2015, 31. Dezember 2016 und 

31. Dezember 2017 wurden von dem Wirtschaftsprüfer Prof. Dr. Rainer Jurowsky, SAUERMANN • 
EPPLE • JUROWSKY, Wirtschaftsprüfer, Steuerberater, Neusser Straße 93, 50670 Köln, geprüft und 

mit dem uneingeschränkten Bestätigungsvermerk (für den Jahresabschluss 2016 mit einem den Be-

stätigungsvermerk nicht einschränkenden Vorbehalt und für den Jahresabschluss 2017 mit einem den 

Bestätigungsvermerk nicht einschränkenden Hinweis, siehe dazu unter „VII. AUSGEWÄHLTE 

FINANZIELLE INFORMATIONEN“) versehen. Herr Prof. Dr. Jurowsky ist Mitglied der deutschen Wirt-

schaftsprüferkammer und der Steuerberaterkammer Köln. 

 

6. Hinweis zu Finanz- und Zahlenangaben 

 

Die in diesem Prospekt enthaltenen Finanzdaten, die Gegenstand von Finanzabschlüssen der Gesell-

schaft sind, entstammen überwiegend den Jahresabschlüssen der Emittentin nach den Regelungen 

des Handelsgesetzbuches (nachfolgend „HGB“), wie sie in Deutschland anzuwenden sind, zum 

31. Dezember 2017, 2016 und 2015 (die „Jahresabschlüsse“). Darüber hinaus enthält dieser Pros-

pekt ungeprüfte Finanzdaten aus dem Rechnungswesen der Emittentin.  

 

Dieser Prospekt enthält Währungsangaben in Euro. Währungsangaben in Euro wurden mit „EUR“, 
und Währungsangaben in tausend Euro wurden mit „TEUR“ vor dem Betrag kenntlich gemacht und 

abgekürzt. Einzelne Zahlenangaben (darunter auch Prozentangaben) in diesem Prospekt wurden 

kaufmännisch gerundet. In Tabellen addieren sich solche kaufmännisch gerundeten Zahlenangaben 

unter Umständen nicht genau zu den in der Tabelle gegebenenfalls gleichfalls enthaltenen Gesamt-

summen. 

 

7. Einsehbare Dokumente 

 

Während der Gültigkeitsdauer des Prospekts können Kopien folgender Unterlagen in Papierform wäh-

rend der üblichen Geschäftszeiten bei der Gesellschaft, Elisabethstraße 42/43, 02826 Görlitz, einge-

sehen werden: 

 

(i) die Satzung der Gesellschaft sowie die Geschäftsordnung des Vorstands; 
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(ii) die geprüften Jahresabschlüsse der Gesellschaft (HGB) für die am 31. Dezember 2017, 

31. Dezember 2016 und 31. Dezember 2015 abgelaufenen Geschäftsjahre, auch einsehbar 

unter http://niiio.finance/ unter der Rubrik Investor Relations / Jahresabschluss und Ge-

schäftsbericht; 

 

(iii) dieser Wertpapierprospekt der Gesellschaft auch einsehbar unter http://niiio.finance/ unter 

der Rubrik Investor Relations / Prospekt Kapitalerhöhung 2017 / 2018; 
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IV. DAS ANGEBOT 

 

1. Gegenstand des Angebots  

 

Das Angebot umfasst bis zu 8.500.000 neue auf den Namen lautende Stückaktien der Gesellschaft 

mit einem rechnerisch anteiligen Betrag am Grundkapital von je EUR 1,00 aus der von der Hauptver-

sammlung am 1. Dezember 2017 beschlossenen Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen.  

 

Der Vorstand ist gemäß dem vorstehend genannten Kapitalerhöhungsbeschluss ermächtigt, die An-

zahl der neu auszugebenden Aktien zur Durchführung der Kapitalerhöhung bis zur vorbezeichneten 

Maximalhöhe zu bestimmen. 

 

Das Angebot besteht aus einem Bezugsangebot und anschließender Privatplatzierung an institutionel-

le Investoren in Deutschland und bestimmten anderen Jurisdiktionen außerhalb der Bundesrepublik 

Deutschlands, aber insbesondere nicht in den Vereinigten Staaten von Amerika, Kanada und Japan 

und nicht an U.S. Personen im Sinne der Regulation S des U.S. Securities Acts von 1933 in der je-

weils gültigen Fassung (der „Securities Act“). 
 

Bezugsstelle ist die SCHNIGGE Wertpapierhandelsbank SE mit Sitz in Frankfurt am Main, Niederlas-

sung Bahnstraße 37, 47877 Willich (die („SCHNIGGE AG“ oder die „Bezugsstelle“). Abwicklungsstel-

le ist die Bankhaus Gbr. Martin AG, Schlossplatz 7, 73033 Göppingen. 

 

2. Zustimmung zur Verwendung des Prospekts durch Finanzintermediäre 

 

Die Emittentin hat für die Dauer der Gültigkeit dieses Prospekt ihre Zustimmung erteilt, dass der Pros-

pekt von Finanzintermediären, denen sie dies im Einzelfall zukünftig ausdrücklich gestattet, zur end-

gültigen Platzierung in Deutschland, verwendet werden darf. Der SCHNIGGE Wertpapierhandelsbank 

SE mit Sitz in Frankfurt am Main, Niederlassung Bahnstraße 37, 47877 Willich („SCHNIGGE AG“), 
wurde dies bereits gestattet. Auch hinsichtlich dieser endgültigen Platzierung durch die vorgenannten 

Finanzintermediäre übernimmt die Emittentin die Haftung für den Inhalt des Prospekts. Weitere klare 

und objektive Bedingungen, an die die Zustimmung gebunden ist oder die für die Verwendung rele-

vant sind, gibt es nicht. 

 

Die Angebotsfrist, während derer die spätere Weiterveräußerung oder endgültige Platzierung erfolgen 

kann, entspricht der Angebotsfrist gemäß diesem Prospekt, also dem Zeitraum vom 5. Mai 2018 bis 

zum 18. Mai 2018, 24:00 Uhr. 

 

Sollte die Emittentin weiteren Finanzintermediären die Zustimmung zur Verwendung des Prospektes 

erteilen oder etwaige neue Informationen zu Finanzintermediären vorliegen, die zum Zeitpunkt der 

Billigung unbekannt waren, wird sie dies unverzüglich auf der Internetseite http://niiio.finance/ unter 

der Rubrik Investor Relations / Prospekt Kapitalerhöhung 2017 / 2018 bekannt machen.  

 

Für den Fall, dass ein Finanzintermediär ein Angebot macht, unterrichtet dieser Finanzinter-

mediär die Anleger zum Zeitpunkt der Angebotsvorlage über die Angebotsbedingungen. 
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3. Zeitplan 

 

Für das Angebot ist folgender Zeitplan vorgesehen: 

 

30. April 2018 Voraussichtliches Datum der Billigung des Prospektes durch die Bundes-

anstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 

30. April 2018 Voraussichtliches Datum der Veröffentlichung des Prospektes unter 

http://niiio.finance/ unter der Rubrik Investor Relations / Prospekt Kapital-

erhöhung 2017 / 2018 

  4. Mai 2018 Veröffentlichung des Bezugsangebots 

  5. Mai 2018 Beginn der Bezugsfrist für die Altaktionäre und des Angebotszeitraums 

18. Mai 2018, 24 Uhr Ende der Bezugsfrist für die Altaktionäre und des Angebotszeitraums  

22. Mai 2018 Veröffentlichung einer Pressemitteilung über die Zahl der im Rahmen des 

öffentlichen Angebots gezeichneten und zugeteilten Aktien 

28. Mai 2018 Voraussichtliche Eintragung der Kapitalerhöhung bezüglich der im öffent-

lichen Angebot platzierten Neuen Aktien im Handelsregister 

31. Mai 2018 Voraussichtliche Lieferung der Neuen Aktien 

  1. Juni 2018 Voraussichtliche Notierungseinbeziehung der Neuen Aktien 

 

4. Angebotspreis und Angebotszeitraum 

 

Der Angebotszeitraum, innerhalb dessen Kaufangebote abgegeben werden können, beginnt am 5. 

Mai 2018 und endet am 18. Mai 2018, 24:00 Uhr. Anleger können innerhalb dieser Frist Kaufangebote 

über ihre Depotbank abgeben. Kaufangebote sind bis zum Ende der Angebotsfrist frei widerruflich und 

können erhöht oder reduziert werden; im Falle der Reduzierung erfolgt unverzüglich eine Rückzahlung 

eventuell bereits gezahlter Beträge, die über den Betrag der reduzierten Zeichnung hinausgehen, 

gleiches gilt bei einem Widerruf der Angebote. Mehrfachzeichnungen sind zulässig, es gibt keinen 

Mindestbetrag der Zeichnung. Die Behandlung der Zeichnungen und die Zuteilung hängt nicht von der 

Gesellschaft ab durch die oder mittels derer sie vorgenommen werden. Es gibt keine Bedingungen für 

die Schließung des Angebots. Der Termin, zu dem das Angebot frühestens geschlossen werden darf, 

ist der Ablauf der Bezugsfrist am 18. Mai 2018. 

 

Der Angebotspreis entspricht dem Bezugspreis. Der Bezugspreis je Neuer Aktie beträgt EUR 1,00.  

 

Investoren, die im Rahmen des Bezugsangebots zeichnen, können auf die in nachfolgendem Ab-

schnitt 5. „Bezugsangebot“ dargestellte Weise innerhalb der in Abschnitt 5. angegebenen Bezugsfrist 

die Neuen Aktien zeichnen. 

 

Zu einer Überzeichnung kann es im Rahmen des öffentlichen Angebots nicht kommen, weil im Rah-

men des Bezugsangebots die bisherigen Aktionäre ein Bezugsrecht nur ein Bezugsrecht pro rata ha-

ben das nicht über den Umfang der angebotenen Aktien hinausgeht. Die Zeichner werden bei einer 

Zeichnung im Rahmen des Bezugsangebots über ihre Depotbank voraussichtlich am 22. Mai 2018 

über das Ergebnis der Zeichnung informiert. Eine Aufnahme des Handels vor der Meldung ist nicht 
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möglich. Insofern es zu trotzdem zu einer Überzeichnung kommen sollte, werden den Anlegern die 

Zahlungen auf ihre Zeichnungen, auf die sie keine Aktien erhalten, durch die Gesellschaft innerhalb 

von fünf Bankarbeitstagen in Frankfurt am Main nach Beendigung der Zuteilung zurückerstattet. Sons-

tige Rückforderungsmöglichkeiten gibt es nicht. Die Neuen Aktien werden voraussichtlich am 31. Mai 

2018 geliefert. 

 

Die Gesellschaft behält sich das Recht vor, jederzeit nach freiem Ermessen (i) die Anzahl der angebo-

tenen Aktien zu verringern und / oder (ii) den Angebotszeitraum zu verlängern oder zu verkürzen 

und / oder das Angebot zu widerrufen. Sofern von der Möglichkeit, die Angebotsbedingungen zu än-

dern, Gebrauch gemacht wird, wird die Änderung über elektronische Medien, unter der Internetadres-

se der Gesellschaft http://niiio.finance/ unter der Rubrik Investor Relations / Prospekt Kapitalerhöhung 

2017 / 2018 und, sofern nach dem Wertpapierprospektgesetz erforderlich, als Nachtrag zu diesem 

Prospekt veröffentlicht werden. Eine individuelle Unterrichtung der Anleger, die Kaufangebote abge-

geben haben, erfolgt nicht. Trotz einer solchen Änderung bleiben die bereits abgegebenen Kaufange-

bote gültig. Anlegern, die bereits vor Veröffentlichung des Nachtrags eine auf Erwerb oder Zeichnung 

der Aktien gerichtete Willenserklärung abgegeben haben, wird allerdings durch das Wertpapierpros-

pektgesetz das Recht eingeräumt, diese innerhalb von zwei Werktagen nach der Veröffentlichung des 

Nachtrags zu widerrufen, sofern der neue Umstand oder die Unrichtigkeit vor dem endgültigen 

Schluss des öffentlichen Angebots oder vor der Lieferung der Wertpapiere eingetreten ist. Statt eines 

Widerrufs besteht die Möglichkeit bis zur Veröffentlichung des Nachtrags abgegebene Kaufangebote 

innerhalb von zwei Werktagen nach der Veröffentlichung des Nachtrags abzuändern oder neue limi-

tierte oder unlimitierte Kaufangebote abzugeben. 

 

Ergebnisse der Zuteilung aus dem Bezugsangebot können voraussichtlich ab dem 22. Mai 2018 bei 

der Depotbank erfragt werden, über welche der Kaufantrag an die Gesellschaft geleitet wurde. Emis-

sionstermin ist voraussichtlich der 28. Mai 2018. 

 

5. Bezugsangebot 

 

Der Wortlaut des zu veröffentlichenden Bezugsangebots wird voraussichtlich im Wesentlichen wie 

folgt lauten: 

 

Die Hauptversammlung der niiio finance group AG hat am 1. Dezember 2017 beschlossen, das 

Grundkapital der Gesellschaft gegen Einlagen um bis zu EUR 8.500.000,00 durch Ausgabe von bis zu 

8.500.000,00 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien mit einem rechnerischen Anteil von je 

EUR 1,00 zu erhöhen (die „Neuen Aktien“). Diese Neuen Aktien sind ab dem Beginn des letzten Ge-

schäftsjahres, für das bei ihrer Ausgabe noch kein Gewinnverwendungsbeschluss gefasst wurde voll 

gewinnberechtigt. Den Aktionären wird das gesetzliche Bezugsrecht gewährt. Das Bezugsverhältnis 

beträgt 22:17, d.h. für 22 alte Aktien können 17 Neue Aktien bezogen werden. 

 

Das gesetzliche Bezugsrecht wird den Aktionären in der Weise eingeräumt, dass die Neuen Aktien 

von der SCHNIGGE Wertpapierhandelsbank SE mit Sitz in Frankfurt am Main, Niederlassung Bahn-

straße 37, 47877 Willich (die „Bezugsstelle“), gezeichnet und mit der Verpflichtung übernommen 

werden, sie den Aktionären zum Bezug zu einem Bezugspreis von EUR 1,00 anzubieten und den 
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Mehrerlös – nach Abzug einer angemessenen Provision und der Kosten – an die Gesellschaft abzu-

führen. Abwicklungsstelle ist die Bankhaus Gebr. Martin AG, Schlossplatz 7, 73033 Göppingen. 

 

Unsere Aktionäre werden aufgefordert, ihr Bezugsrecht auf die Neuen Aktien zur Vermeidung des 

Ausschlusses von der Ausübung ihres Bezugsrechts in der Zeit vom 

 

5. Mai 2018 bis zum 18. Mai 2018 (jeweils einschließlich), 

 

während der üblichen Geschäftszeiten auszuüben. Nicht fristgemäß ausgeübte Bezugsrechte verfal-

len ersatzlos. 

 

Zur Ausübung des Bezugsrechts bitten wir unsere Aktionäre, ihrer Depotbank eine entsprechende 

Weisung unter Verwendung der über die Depotbanken zur Verfügung gestellten Bezugserklärung zu 

erteilen. Die Depotbanken werden gebeten, die Zeichnungen der Aktionäre gesammelt spätestens bis 

zum Ablauf der Bezugsfrist bei der für die Bezugsstelle tätig werdenden Abwicklungsstelle aufzuge-

ben und den Bezugspreis von EUR 1,00 je Neuer Aktie ebenfalls bis spätestens zum Ablauf der Be-

zugsfrist auf folgendes Konto zu zahlen:  

 

Kontoinhaber:  niiio finance group AG 

IBAN:   DE86 6103 0000 0000 005926 

BIC:   BIC: MARBDE6G 

bei:   Bankhaus Gebr. Martin AG 

 

Verwendungszweck: „Barkapitalerhöhung 2018“ 

 

Für den Bezug der Neuen Aktien wird von den Depotbanken die übliche Bankprovision berechnet. 

Entscheidend für die Einhaltung der Bezugsfrist ist jeweils der Eingang der Bezugserklärung sowie 

des Bezugspreises bei der Abwicklungsstelle.  

 

Maßgeblich für die Berechnung der Anzahl der den Aktionären jeweils zustehenden Bezugsrechte ist 

deren jeweiliger Bestand an Aktien der niiio AG in der ISIN DE000A2G8332 (WKN A2G 833) mit Ab-

lauf des 3. Mai 2018. Zu diesem Zeitpunkt werden die Bezugsrechte von den Aktienbeständen im 

Umfang des bestehenden Bezugsrechts abgetrennt und den Aktionären durch die Clearstream Ban-

king AG über ihre Depotbank automatisch eingebucht. Vom Beginn der Bezugsfrist an werden die 

alten Aktien „Ex-Bezugsrecht“ notiert.  
 

Entsprechend dem Bezugsverhältnis können für 22 auf den Inhaber lautende alte Stückaktien 17 

Neue Aktien zum Bezugspreis von EUR 1,00 je Neuer Aktie bezogen werden. Zur Herstellung eines 

glatten Bezugsverhältnisses hat ein Aktionär für 105.000 Aktien auf sein Bezugsrecht verzichtet. 

 

Als Bezugsrechtsnachweis für die Neuen Aktien gelten die Bezugsrechte. Diese sind spätestens zum 

Ablauf der Bezugsfrist am 18. Mai 2018, 24:00 Uhr MESZ, auf das bei der Clearstream Banking AG 

geführte Depotkonto der Abwicklungsstelle zu übertragen. Bezugserklärungen können nur berücksich-
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tigt werden, wenn bis zu diesem Zeitpunkt auch der Bezugspreis auf dem vorgenannten Konto der Ab-

wicklungsstelle gutgeschrieben ist. 

 

Der Bezugspreis beträgt EUR 1,00 je Neuer Aktie.  

 

Kein Börslicher Bezugsrechtshandel, Verfall von Bezugsrechten 

 

Die Bezugsrechte sind frei übertragbar. Ein börslicher Bezugsrechtshandel wird nicht organisiert. 

 

Nicht ausgeübte Bezugsrechte werden nach Ablauf der Bezugsfrist wertlos ausgebucht. 

 

Verbriefung und Lieferung der Neuen Aktien 

 

Die Neuen Aktien werden nach der Eintragung der Durchführung der Kapitalerhöhung im Handelsre-

gister in einer Globalurkunde verbrieft, die bei der Clearstream Banking AG, Frankfurt am Main, hinter-

legt werden wird. Der Anspruch der Aktionäre auf Verbriefung ihres Anteils ist satzungsgemäß ausge-

schlossen.  

 

Die Lieferung der Neuen Aktien erfolgt nach Eintragung der Durchführung der Kapitalerhöhung in das 

Handelsregister der Gesellschaft, und Herstellung der Girosammelverwahrung der Neuen Aktien. Mit 

der Lieferung kann nicht vor dem 31. Mai 2018 gerechnet werden. 

 

Gemäß der Regelung in § 3 Abs. 1 Satz 1 des Wertpapierprospektgesetzes wurde für die Durchfüh-

rung des Bezugsangebots ein Wertpapierprospekt erstellt. Der Wertpapierprospekt ist auf der Website 

des Emittenten unter http://niiio.finance/ unter der Rubrik Investor Relations / Prospekt Kapitalerhö-

hung 2017 / 2018 abrufbar. Insbesondere mit Blick auf die Risikohinweise sollte dieser Wertpapier-

prospekt sorgfältig vor einer eventuellen Ausübung des Bezugsrechts gelesen werden.  

 

Hinweise 

 

Der Beschluss über die Erhöhung des Grundkapitals vom 1. Dezember 2017 wird unwirksam, wenn 

die Kapitalerhöhung nicht innerhalb von sechs Monaten ab dem vorgenannten Datum durchgeführt 

wird. Das Bezugsangebot steht ferner unter der aufschiebenden Bedingung der Eintragung der Durch-

führung der Kapitalerhöhung in das Handelsregister der Gesellschaft.  

 

Die Bezugsstelle ist berechtigt, unter bestimmten Umständen von dem Vertrag über die Abwicklung 

der Kapitalerhöhung zurückzutreten. Zu diesen Umständen gehören neben dem Nichteintritt bestimm-

ter Voraussetzungen für die Zeichnung der Neuen Aktien und die Zahlung des Bezugspreises insbe-

sondere unter anderem der Eintritt einer wesentlichen Änderung in den rechtlichen oder wirtschaftli-

chen Rahmenbedingungen, die eine Änderung oder Anpassung des Emissionsvertrags aus Sicht der 

Bezugsstelle erforderlich machen, ohne dass eine Einigung hierüber erfolgt, oder die Eröffnung eines 

Insolvenzverfahrens über das Vermögen der Gesellschaft oder einer ihrer Tochtergesellschaften. Die 

Verpflichtungen von der Bezugsstelle enden ferner, wenn die Kapitalerhöhung nicht bis zum 30. Ju-
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ni 2018 eingetragen wurde. Darüber hinaus hat jede der Parteien des Vertrags über die Abwicklung 

der Kapitalerhöhung das Recht, aus wichtigem Grund von diesem Vertrag zurückzutreten. 

 

Im Falle des Rücktritts vom Vertrag über die Abwicklung der Kapitalerhöhung vor Eintragung der 

Durchführung der Kapitalerhöhung in das Handelsregister bzw. im Falle der Nichteintragung der 

Durchführung der Kapitalerhöhung in das Handelsregister, und damit jeweils vor Entstehung der Neu-

en Aktien, entfällt das Bezugsangebot. In diesen Fällen ist die Bezugsstelle jeweils berechtigt, das 

Bezugsangebot rückabzuwickeln. Im Falle einer solchen Rückabwicklung werden die Zeichnungsauf-

träge von Aktionären rückabgewickelt und die zur Zahlung des Bezugspreises bereits entrichteten 

Beträge erstattet, soweit diese noch nicht im aktienrechtlich erforderlichen Umfang zum Zwecke der 

Durchführung der Kapitalerhöhung von der Bezugsstelle an die Emittentin überwiesen wurden. Die 

Bezugsstelle tritt in Bezug auf solche etwaig bereits eingezahlten Beträge bereits jetzt ihren Anspruch 

gegen die Emittentin auf Rückzahlung der auf die Neuen Aktien geleisteten Bareinlage bzw. auf Liefe-

rung der neu entstehenden Aktien jeweils anteilig an die das Bezugsangebot annehmenden Aktionäre 

an erfüllungsstatt ab. Die Aktionäre nehmen diese Abtretung mit Annahme des Bezugsangebots an. 

Diese Rückforderungs- bzw. Abfindungsansprüche sind grundsätzlich ungesichert. Für die Aktionäre 

besteht in diesem Fall das Risiko, dass sie ihre Rückforderungs- bzw. Abfindungsansprüche nicht 

realisieren können. Anleger, die Bezugsrechte entgeltlich erworben haben, könnten bei nicht erfolgen-

der Eintragung der Durchführung der Kapitalerhöhung in das Handelsregister einen Verlust erleiden.  

 

Sollten vor Einbuchung der Neuen Aktien in die Depots der jeweiligen Erwerber bereits Leerverkäufe 

erfolgt sein, trägt allein der Verkäufer das Risiko, seine durch einen Leerverkauf eingegangenen Ver-

pflichtungen nicht durch rechtzeitige Lieferung von Aktien erfüllen zu können. 

 

Verkaufsbeschränkungen 

 

Das Bezugsangebot wird ausschließlich nach deutschem Recht durchgeführt. Es wird nach den maß-

geblichen aktienrechtlichen Bestimmungen in Verbindung mit der Satzung der Gesellschaft im Bun-

desanzeiger bekannt gemacht. Daneben wurde ein Wertpapierprospekt veröffentlicht, der unter 

http://niiio.finance/ unter der Rubrik Investor Relations / Prospekt Kapitalerhöhung 2017 / 2018 ein-

sehbar ist. 

 

Eine Veröffentlichung, Versendung, Verbreitung oder Wiedergabe des Bezugsangebots oder einer 

Zusammenfassung oder einer sonstigen Beschreibung der in dem Bezugsangebot enthaltenen Be-

dingungen unterliegt im Ausland möglicherweise Beschränkungen. Mit Ausnahme der Bekanntma-

chung im Bundesanzeiger sowie der Weiterleitung des Bezugsangebots mit Genehmigung der Ge-

sellschaft darf das Bezugsangebot durch Dritte weder unmittelbar noch mittelbar im bzw. in das Aus-

land veröffentlicht, versendet, verbreitet oder weitergegeben werden, soweit dies nach den jeweils 

anwendbaren ausländischen Bestimmungen untersagt oder von der Einhaltung behördlicher Verfah-

ren oder der Erteilung einer Genehmigung abhängig ist. Dies gilt auch für eine Zusammenfassung 

oder eine sonstige Beschreibung der in diesem Bezugsangebot enthaltenen Bedingungen. Die Ge-

sellschaft übernimmt keine Gewähr dafür, dass die Veröffentlichung, Versendung, Verbreitung oder 

Weitergabe des Bezugsangebots außerhalb der Bundesrepublik Deutschland mit den jeweils an-

wendbaren Rechtsvorschriften vereinbar ist. Die Annahme dieses Angebots außerhalb der Bundesre-
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publik Deutschland kann Beschränkungen unterliegen. Personen, die das Angebot außerhalb der 

Bundesrepublik Deutschland annehmen wollen, werden aufgefordert, sich über außerhalb der Bun-

desrepublik Deutschland bestehende Beschränkungen zu informieren. 

 

Die Neuen Aktien sind und werden weder nach den Vorschriften des Securities Act noch bei den 

Wertpapieraufsichtsbehörden von Einzelstaaten der Vereinigten Staaten von Amerika, registriert. Die 

Neuen Aktien dürfen in den Vereinigten Staaten von Amerika weder angeboten noch ausgeübt, ver-

kauft oder direkt oder indirekt dorthin geliefert werden, außer aufgrund einer Ausnahme von den Re-

gistrierungserfordernissen des Securities Act und der Wertpapiergesetze der jeweiligen Einzelstaaten 

der Vereinigten Staaten von Amerika. Gleiches gilt für ein Angebot, einen Verkauf oder eine Lieferung 

an U.S. Personen im Sinne des U.S. Securities Act. 

 

Nicht im Rahmen der Bezugsrechtsausübung gezeichnete Neue Aktien werden im Rahmen einer 

Privatplatzierung bestmöglich, mindestens aber zum Bezugspreis verwertet. 

 

6. Einbeziehung 

 

Die Aktien der Emittentin sind im Freiverkehr an den Börsen Düsseldorf (Primärmarkt), Stuttgart und 

Frankfurt sowie im XETRA-Handel handelbar. Die Neuen Aktien sollen auch in den Freiverkehr an der 

Börse Düsseldorf (Primärmarkt) einbezogen werden. Eine Zulassung der Aktien der Gesellschaft zum 

Handel im regulierten Markt ist nicht geplant. 

 

7. ISIN, WKN, Börsenkürzel 
 
International Securities Identification Number (ISIN): DE000A2G8332 

Wertpapierkennnummer (WKN): A2G 833 

Börsenkürzel: niii 

 

8. Form und Verbriefung; Zahlstelle 

 

Die neuen Aktien lauten auf den Namen und haben keinen Nennbetrag (Stückaktien). Die Form der 

Aktienurkunden bestimmt der Vorstand. Über mehrere Aktien eines Aktionärs kann eine Urkunde 

(Sammelurkunde) ausgestellt werden. Über sämtliche Aktien der Gesellschaft werden nur Globalur-

kunden ausgestellt; gemäß der Satzung hat jeder Aktionär das Recht, von der Gesellschaft die Aus-

stellung einer Mehrfachurkunde über sämtliche von ihm gehaltenen Aktien auf ihre Kosten zu verlan-

gen. Der Anspruch des Aktionärs auf Einzelverbriefung einzelner oder mehrerer Aktien ist ausge-

schlossen. Die Gesellschaft gibt keine Gewinnanteil- oder Erneuerungsscheine aus. Sämtliche Aktien 

der Gesellschaft werden in einer oder mehreren Globalurkunden verbrieft, die bei der Clearstream 

Banking AG, Mergenthalerallee 61, 65760 Eschborn, verwahrt werden. Die Erwerber erhalten über 

ihre Aktien eine Gutschrift auf ihrem Girosammeldepotkonto. Zahlstelle ist die Bankhaus Gebr. Martin 

AG, Schlossplatz 7, 73033 Göppingen. 
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9. Gewinnanteilberechtigung, Anteil am Liquidationserlös und Stimmrecht 

 

Die Neuen Aktien sind mit voller Gewinnberechtigung ab dem Beginn des letzten Geschäftsjahres, für 

das bei ihrer Ausgabe noch kein Gewinnverwendungsbeschluss gefasst wurde, voraussichtlich also 

ab dem Geschäftsjahr 2017, das am 1. Januar 2017 begonnen hat, ausgestattet. Jede Neue Aktie 

gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme. An einem etwaigen Liquidationserlös nehmen sie 

entsprechend ihrem rechnerischen Anteil am Grundkapital teil. 

 

10. Provisionen 

 

Für den Bezug von Neuen Aktien wird von den Depotbanken die bankübliche Provision berechnet, 

deren Höhe von der Bank des jeweiligen Zeichners bestimmt wird. 

 

11. Verwässerung 

 

Die Neuen Aktien werden zunächst im Rahmen der Bezugsrechte an Altaktionäre ausgegeben. Nur 

wenn und soweit Altaktionäre von ihrem Bezugsrecht im Rahmen des vorliegenden Angebots nicht in 

vollem Umfang Gebrauch machen, wird ihre prozentuale Beteiligung am Grundkapital der Emittentin 

und damit auch das Gewicht ihres Stimmrechts sinken. 

 

Wenn die Altaktionäre von ihrem Bezugsrecht im Rahmen des vorliegenden Angebots keinen Ge-

brauch machen und die Neuen Aktien vollständig bei Personen platziert werden, die bislang nicht 

Aktionäre der Emittentin sind, werden sich die Beteiligung der Altaktionäre am Grundkapital sowie ihr 

Anteil an den Stimmrechten (von ehemals 100 % am ursprünglichen Grundkapital) um rund 43,36 % 

auf 56,64 % am erhöhten Grundkapital reduzieren. 

 

Der Nettobuchwert je Aktie zum 31. Dezember 2017 belief sich auf EUR 0,50, berechnet auf Basis der 

Anzahl der zum Datum des Prospekts ausgegeben 11.105.000 Stückaktien der Gesellschaft. Der 

Nettobuchwert pro Aktie wird berechnet, indem von den gesamten Aktiva (EUR 6.138.659,02) die 

Gesamtverbindlichkeiten, Rückstellungen und passiven latenten Steuern (zusammen: 

EUR 599.938,06) abgezogen werden und dieser Betrag durch die Anzahl der ausstehenden Aktien 

geteilt wird. Bei einer vollständigen Platzierung der 8.500.000 Neuen Aktien zum Bezugspreis von 

EUR 1,00 und auf Grundlage der geschätzten Emissionskosten würde der Gesellschaft ein Brutto-

emissionserlös von EUR 8,5 Mio. und ein Nettoemissionserlös von EUR 8,3 Mio. zufließen. Wäre dies 

bereits zum 31. Dezember 2017 geschehen und hätte gleichzeitig die aktuelle Aktienanzahl erhöht um 

die Neuen Aktien bestanden, hätte der Nettobuchwert ca. EUR 0,71 je Aktie (gerechnet auf Grundlage 

der maximal erhöhten Aktienanzahl nach Platzierung der angebotenen Aktien) betragen. Dies hätte 

einen unmittelbaren Anstieg des Buchwerts des bilanziellen Eigenkapitals in Höhe von ca. EUR 0,21 

(41,53 %) je Aktie der Altaktionäre bedeutet und eine Verwässerung für die Zeichner der Kapitalerhö-

hung von EUR 0,29 je Aktie (29,41 %). 
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12. Aktienübernahme 

 

a) Gegenstand 

 

Die Gesellschaft und die SCHNIGGE AG haben am 14. März 2018 einen Vertrag zur Abwicklung der 

Barkapitalerhöhung abgeschlossen. In diesem Vertrag hat sich die SCHNIGGE AG ohne Abgabe 

einer Platzierungsgarantie verpflichtet, nach Maßgabe des Vertrages und vorbehaltlich der Erfüllung 

bestimmter Bedingungen die Gesamtzahl der insgesamt bis zu Stück 8.500.000 Aktien zu zeichnen, 

für die der SCHNIGGE AG Bezugs- oder Abnahmeerklärungen vorliegen. Die SCHNIGGE AG wird 

die technische Abwicklung des öffentlichen Angebots übernehmen einschließlich der Einbeziehung 

der Aktien in den Freiverkehr. 

 

b) Haftungsfreistellung 

 

Die Gesellschaft hat sich im Vertrag mit der SCHNIGGE AG verpflichtet, die SCHNIGGE AG von be-

stimmten, sich im Zusammenhang mit dem Angebot möglicherweise ergebenden Haftungsverpflich-

tungen freizustellen. 

 

13. Kosten des Angebots 

 

Der Gesamterlös des Angebots hängt davon ab, wie viele Aktionäre ihr Bezugsrecht ausüben und wie 

viele Aktien im Übrigen platziert werden können. Dabei wird sich der Gesamterlös aus der Multiplikati-

on der tatsächlich platzierten Aktien mit dem durch die Gesellschaft festgelegten Angebotspreis (Be-

zugspreis) ergeben. Der Bezugspreis beträgt EUR 1,00. Die geschätzten Gesamtkosten der Emissi-

on / des Angebots betragen ca. EUR 200.000,00 bei unterstellter vollständiger Platzierung. 
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V. ALLGEMEINE INFORMATIONEN ÜBER DIE GESELLSCHAFT 

 

1. Sitz, Geschäftsjahr, Dauer, Gegenstand 

 

Die niiio finance group AG ist eine Aktiengesellschaft nach deutschem Recht. Sitz der Emittentin ist 

Görlitz. Die Geschäftsadresse lautet Elisabethstraße 42/43, 02826 Görlitz, Telefonnummer 03581 

3749990. Die Emittentin ist im Handelsregister des Amtsgerichtes Dresden unter HRB 37332 einge-

tragen. Das Geschäftsjahr entspricht dem Kalenderjahr. Die Dauer der Gesellschaft ist nicht auf eine 

bestimmte Zeit beschränkt.  

 

Satzungsgemäßer Gegenstand des Unternehmens gemäß § 2 der Satzung der Gesellschaft ist die 

Tätigkeit auf folgenden Geschäftsfeldern: a) Konzeption, Entwicklung und Vertrieb von Softwarelö-

sungen, b) Betrieb von Internet-Plattformen, c) Vermittlung von Dienstleistungen und Produkten Drit-

ter, d) sonstige nicht erlaubnis- oder lizenzpflichtige Dienstleistungen für Dritte. Die Gesellschaft ist zu 

allen Maßnahmen und Handlungen berechtigt, die dem Gegenstand des Unternehmens dienen. Sie 

kann ihren Gegenstand ganz oder teilweise auch mittelbar durch verbundene Unternehmen verwirkli-

chen. 

 

Die Gesellschaft tritt unter ihrer Firma und der Geschäftsbezeichnung „niiio“ am Markt auf. Weitere 

kommerzielle Namen werden nicht verwendet.  

 

2. Gründung der niiio AG und historische Entwicklung  

 

Die niiio AG wurde unter der Firma „Proventus Vermögensverwaltung Aktiengesellschaft“ mit Sitz in 

Köln am 8. November 1998 gegründet und am 22. März 1999 unter der HRB 31388 beim Handelsre-

gister des Amtsgerichts Köln eingetragen. Gegenstand des Unternehmens war die Vermögensverwal-

tung im fremden Namen und für fremde Rechnung und alle Finanzdienstleistungen sowie die Vermitt-

lung zum Abschluss von Verträgen über Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte. Mit Beschluss 

der Hauptversammlung vom 19. September 1999 erfolgte die Umfirmierung der Proventus Vermö-

gensverwaltung Aktiengesellschaft in die MERIDIO Vermögensverwaltung Aktiengesellschaft. Durch 

Beschluss der Hauptversammlung vom 10. August 2000 wurde der Unternehmensgegenstand geän-

dert. Durch Beschluss der Hauptversammlung vom 17. Juni 2005 wurde die Änderung der Firma in 

Meridio Vermögensverwaltung AG vorgenommen. Die Eintragung der geänderten Firma in das Han-

delsregister beim Amtsgericht Köln erfolgte am 26. Juli 2005.  

 

Durch Beschluss der außerordentlichen Hauptversammlung vom 29. März 2016 wurde die Änderung 

der Firma in niiio finance group AG vorgenommen. Die Eintragung der geänderten Firma in das Han-

delsregister beim Amtsgericht Köln erfolgte am 6. Juni 2016. 

 

Im Rahmen der Durchführung einer von derselben Hauptversammlung beschlossenen Kapitalerhö-

hung gegen Bar- und Sacheinlagen wurden sämtliche Geschäftsanteile an der niiio GmbH, Görlitz, 

eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts Dresden unter HRB 32187 als Sacheinlage in die 

niiio AG eingebracht. Dadurch wurde deren ursprüngliche Hauptgesellschafterin, die Deutsche Soft-



- 47 - 

ware Engineering & Research GmbH (nachfolgend „DSER GmbH“) mit Sitz in Görlitz, eingetragen im 

Handelsregister des Amtsgerichts Dresden unter HRB 24819, zur Großaktionärin der Emittentin. 

 

Unternehmensgegenstand der niiio GmbH ist die Konzeption, die Entwicklung und der Vertrieb von 

Webportalen. Sie erbringt diese Leistung für Dritte und nutzt dafür die Software „niiio“, eine Robo Ad-

vising Software zur automatisierten, digitalen Vermögensverwaltung mit einer für Privatkunden opti-

mierten Benutzeroberfläche. „niiio“ wurde von der DSER GmbH aus deren eigenem Schlüsselprodukt, 

der für Banken und Vermögensverwalter konzipierten Portfoliomanagement-Software „munio“, entwi-

ckelt. Support und Wartung für „niiio“ sind auf die DSER GmbH ausgelagert. Die niiio GmbH hat eige-

ne Rechte an der speziell für sie vorgenommenen Weiterentwicklung der Software, also an der Robo 

Advising Funktion. Soweit der Robo Advisor darauf basiert, hat sie nichtexklusive schuldrechtliche 

Nutzungsrechte an der Basis-Software „munio“. Die die operative Geschäftstätigkeit der niiio GmbH 

wird durch deren Geschäftsführung gesteuert. Soweit die Geschäftsführung nicht selbst tätig wird, 

erfolgt die Umsetzung durch Mitarbeiter der DSER GmbH, auf die die niiio GmbH insbesondere die 

softwarebezogenen Tätigkeiten sowie den Vertrieb ausgelagert hat. 

 

Ursprünglich war geplant, die Emittentin zur Konzernholding mit drei Tochtergesellschaften umzu-

strukturieren. Zu diesem Zweck sollte neben der Einbringung der niiio GmbH das bisherige operative 

Vermögensverwaltungsgeschäft der Emittentin in die Tochtergesellschaft MERIDIO ZIBA AG, Köln, 

ausgegliedert werden. Zum Dritten wurde eine weitere 100 %ige Tochtergesellschaft, die meridio mat-

rix GmbH, gegründet, die selbst als Robo Advisor gegenüber Endkunden auftreten sollte. In den fol-

genden Monaten entwickelte sich das Vermögensverwaltungsgeschäft so schlecht, dass die Emitten-

tin beschloss, sich vollständig von diesem Geschäftsbereich zu trennen. Die Ausgliederung wurde 

nicht durchgeführt. Stattdessen wurden die MERIDIO ZIBA AG und die verwertbaren Assets des Ver-

mögensverwaltungsgeschäfts verkauft. Auch die geplante Geschäftstätigkeit der meridio matrix GmbH 

wurde nicht aufgenommen. Vorstand und Aufsichtsrat entschieden, dass sich die Unternehmensgrup-

pe ganz auf den Technologie- und Softwarebereich fokussieren sollte. Die ordentliche Hauptversamm-

lung vom 31. August 2016 hat eine entsprechende Änderung des Unternehmensgegenstands be-

schlossen, die am 13. September 2016 in das Handelsregister eingetragen wurde. 

 

Durch Beschluss der ordentlichen Hauptversammlung vom 1. Dezember 2017 wurde der Sitz der 

Gesellschaft von Köln nach Görlitz verlegt. Die Gesellschaft wurde am 17. Januar 2018 mit dem neu-

en Sitz in das Handelsregister des Amtsgerichts Dresden unter HRB 37332 eingetragen. 

 

Die meridio matrix GmbH soll kurzfristig an die DSER GmbH verkauft werden. Es ist anschließend 

geplant, das operative Geschäft der DSER GmbH in die bisher inaktive meridio matrix GmbH einzu-

bringen. Danach soll die meridio matrix GmbH als weitere Sacheinlage in die niiio finance group AG 

eingebracht werden. Die Ausgliederung des operativen Geschäfts der DSER GmbH, die Einbringung 

und die Erhöhung des Grundkapitals sind noch nicht vertraglich vereinbart. Die steuerliche Prüfung 

der geplanten Transaktionsstruktur ist noch nicht abgeschlossen. Es ist auch denkbar, dass die Pla-

nung nicht umgesetzt wird. 
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3. Gruppenstruktur 

 

Es besteht derzeit folgende Gruppenstruktur: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die niiio finance group AG hat hauptsächlich Holdingfunktion. Sie erbringt lediglich in überschaubarem 

Umfang strategische Beratungsdienstleistungen. Das operative Geschäft wird aktuell hauptsächlich 

durch ihre 100 %ige Tochtergesellschaft niiio GmbH ausgeübt. Die zweite Tochtergesellschaft, die 

meridio matrix GmbH, ist bisher inaktiv. Sie soll kurzfristig an die DSER GmbH verkauft werden, die 

plant, im Laufe des Jahres 2018 ihr gesamtes operatives Geschäft einschließlich aller gewerblichen 

Schutzrechte, Softwarelizenzen und Arbeitsverhältnisse in die meridio matrix GmbH auszugliedern 

und anschließend sämtliche Geschäftsanteile an der meridio matrix GmbH gegen Gewährung von 

5.500.000 neuen Aktien an der Emittentin aus deren Genehmigten Kapital 2017 und Ausgabe einer 

Wandelschuldverschreibung als Sacheinlage in die niiio AG einzubringen. 
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VI. GESCHÄFTSÜBERBLICK 

 

1. Wichtigste Märkte und Marktfaktoren 

 

Der digitale Strukturwandel erhöht nach Einschätzung der Emittentin den Veränderungsdruck in nahe-

zu allen Wirtschaftszweigen. Für viele Unternehmen ist es nach Beobachtung der Emittentin quasi 

„alternativlos“ geworden, ihre traditionellen Geschäftspraktiken an die Anforderungen des digitalen 
Zeitalters anzupassen. Eine rein analoge Ausrichtung reicht nach Einschätzung der Emittentin nicht 

mehr aus, ebenso wenig das Angebot eines zusätzlichen digitalen Vertriebs- und Kommunikationska-

nals parallel zu den herkömmlichen Kanälen. Besondere Dynamik gewinnt nach Einschätzung der 

Emittentin die Digitalisierung in der Welt des „Internets der Dinge“ (Konsumgüter, Big Data), im Be-

reich der modernen industriellen web-basierten Technologien (Produktionsgüter, Industrie 4.0) oder im 

Banken- und Finanzwesen („FinTech“). 
 

Der Begriff „FinTech“ hat sich mittlerweile für die Digitalisierung im Finanzsektor etabliert. Er wird als 

Sammelbegriff für moderne, meist internetbasierte Technologien im Finanzbereich verwendet (E-

Commerce, mobiler Zahlungsverkehr, Digital Investments, Cryptocurrency, Blockchain, etc.), aber 

meint auch die neuen Player selbst, die in den Markt eintreten.  

 

Im FinTech-Markt treffen nach Einschätzung der Emittentin etablierte Internet-Plattformen wie Google, 

Apple, PayPal, Facebook oder Amazon und eine Vielzahl kleiner technologiegetriebener Start-ups und 

Nischenanbieter auf Banken und Finanzinstitute. Die traditionellen Akteure haben nach wie vor aus 

Sicht der Emittentin enorme Schwierigkeiten, ihre noch eher überschaubaren digitalen Angebote zu 

vermarkten.  

 

Begünstigt wird die FinTech-Bewegung nach Einschätzung der Emittentin durch die sich beschleuni-

genden Entwicklungen u.a. im Bereich der Algorithmik und künstlichen Intelligenz, der mobilen Endge-

räte, der modernen Methoden im Datenanalysebereich (Big Data), der Verschiebung der Daten in die 

virtuelle Wolke (Cloud), der Individualisierung von Diensten im Netz etc. 

 

Für die künftige Geschäftstätigkeit der niiio GmbH sind in diesem Kontext insbesondere die Potenziale 

aus Algorithmik, Robo-Advisory und Blockchain-Technologie interessant. Die niiio-Gruppe fokussiert 

sich auf den FinTech-Markt in Deutschland, will ihre Tätigkeit aber auch auf Österreich und die 

Schweiz ausweiten. Zielgruppe der niiio-Gruppe sind vor allem Banken und Vermögensverwalter so-

wie Finanzdienstleister, die ihren Kunden standardisierte und automatisierte Anlagenberatung anbie-

ten wollen.  

 

Das Marktpotential im Bereich der Digitalisierung im Finanzdienstleistungssektor ist aus heutiger Sicht 

schwierig einzuschätzen. Allerdings dürften nach Auffassung der Emittentin in naher Zukunft für viele 

Anleger gerade der jüngeren Generation ein Robo-Advisor und digitale Finanzangebote wahrschein-

lich die wichtigste Anlaufstelle in Sachen Geldanlage darstellen. Der Robo-Advisor-Markt gehört je-

denfalls zu den stark wachsenden Segmenten im Bereich FinTech.2 

                                                
2 Quelle: https://www.extra-funds.de/news/etf-news/robo-advisor-markt-in-deutschland/ 
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Offizielle Zahlen für den deutschen und internationalen Markt sind nur vereinzelt verfügbar und 

schnellen Änderungen unterworfen. Sichtbar sind zudem vor allem diejenigen Unternehmen, die als 

Robo-Advisor unmittelbar gegenüber Endkunden auftreten, ohne dass damit geklärt wäre, welche 

Unternehmen eigene Software nutzen und welche ihre Software einkaufen. D.h. wie viele unmittelbar 

mit der niiio GmbH konkurrierende Softwareentwickler es gibt und wie viele davon ihre Software nicht 

ausschließlich selbst nutzen, sondern auch Dritten anbieten, lässt sich schwer sagen. 

 

Im Dezember 2017 wurde das Anlagevolumen im deutschen Robo-Advisor-Markt auf ca. 

EUR 1,2 Mio. bis EUR 1,4 Mio. geschätzt. Insbesondere die nachfolgend aufgeführten Unternehmen 

sind aktuell in Deutschland im Bereich Robo-Advisory aktiv: 

 

 Markteintritt 

1. Scalable Capital Vermögensverwaltung GmbH, https://de.scalable.capital 2016 

2. comdirect bank AG („cominvest“), www.comdirekt.de 2017 

3. LIQID Asset Management GmbH, www.liquid.de 2016 

4. quirin bank AG (“quirion”), https://www.quirion.de 2014 

5. Patriarch Multi-Manager GmbH, http://www.truevest.de/ 2017 

6. Ginmon Vermögensverwaltung GmbH, www.ginmon.de 2014 

7. vaamo Finanz AG, https://www.vaamo.de 2013 

8. easyfolio GmbH, https://www.easyfolio.de  2014 

9. European Bank for Financial Services GmbH, www.fintego.de 2013 

10. Whitebox GmbH, www.whitebox.eu 2016 

11. VisualVest GmbH, www.visualvest.de 2016 

12. growney GmbH, www.growney.de  2016 

13. investify S.A., www.investify.com 2017 

 

(Quelle: https://www.extra-funds.de/news/etf-news/robo-advisor-markt-in-deutschland/ und 

http://www.techfluence.eu/investtech.html, jeweils abgerufen am 5. Februar 2018) 

 

Neben Deutschland erwartet die Emittentin zudem international einen wachsenden Markt für digitale 

Anlagenberatung. 

 

2. Haupttätigkeitsbereiche 

 

2.1 Strategischen Beratung 

 

Die niiio AG ist nur in geringem Umfang im Bereich der strategischen Beratung zu Digitalisierungspro-

jekten von Banken und Finanzdienstleistern operativ tätig. 

 

2.2 niiio Robo (White Label oder SaaS) 

 

Der Schwerpunkt der operativen Tätigkeit der niiio-Gruppe liegt in der niiio GmbH und dort vor allem in 

der Konzeptionierung von Webportalen zur automatisierten, digitalen Vermögensverwaltung für Pri-

https://de.scalable.capital/
http://www.comdirekt.de/
http://www.liquid.de/
https://www.quirion.de/
https://www.vaamo.de/
https://www.easyfolio.de/


- 51 - 

vatkunden auf Basis der Robo Advising Software „niiio“. „niiio“ wurde von der DSER GmbH aus deren 
eigenem Schlüsselprodukt, der für Banken und Vermögensverwalter konzipierten Portfoliomanage-

ment-Software „munio“, entwickelt. Support und Wartung für „niiio“ sind auf die DSER GmbH ausgela-

gert. Die niiio GmbH hat eigene Rechte an der speziell für sie vorgenommenen Weiterentwicklung der 

Software, also an der Robo Advising Funktion. Soweit der Robo Advisor darauf basiert, hat sie nicht-

exklusive schuldrechtliche Nutzungsrechte an der Basis-Software „munio“. 
 

Banken können die niiio-Software in Form von SaaS-Modellen (Software as a Service, d.h. die Soft-

ware und die IT-Infrastruktur werden bei einem externen IT-Dienstleister betrieben und vom Kunden 

als Dienstleistung genutzt) und / oder als lizenzierte White-Label-Lösung (das Angebot oder die Ein-

bindung eines fremden Dienstes/Produktes in das eigene Angebot ohne Erkennbarkeit des eigentli-

chen Herstellers) für ihre Endkunden nutzen. 

 

Für Banken, die eigene IT-Strategien verfolgen, bieten die DSER GmbH und die niiio GmbH einen 

modularen Technologie-Baukasten. Dieser enthält neben Schnittstellen, Berechnungskomponenten 

und Formeln auch diverse Tools, die eine Bank benötigt, um schnell und effizient eigene Entwicklun-

gen voranzutreiben. 

 

Für Start-ups im Bereich FinTech kann die niiio GmbH Full-Service Leistungen anbieten und das neue 

Unternehmen komplett bei der Strukturierung eines digitalen Angebots begleiten. 

 

Die niiio GmbH hat auch eine Erlaubnis zur Finanzanlagenvermittlung gemäß § 34f GewO. Ihre eige-

ne Finanzcommunity Plattform unter www.niiio.me befindet sich aber noch in der Beta-

Entwicklungsphase und dient heute allenfalls Demonstrationszwecken. Ursprüngliche Pläne zum wei-

teren Ausbau dieses Geschäftsfelds wurden aufgegeben. Sie passten nicht dazu, dass die niiio-

Gruppe sich als Partner (und nicht als Wettbewerber) ihrer B2B Ziel-Kunden (Banken und Finanz-

dienstleister) positionieren will. 

 

2.3 API-Schnittstellen 

 

Neben dem Haupt-Geschäftsfeld, dem niiio Robo (White Label oder SaaS) bietet die DSER GmbH 

B2B Kunden auch Software-Lösungen im Bereich API-Banking (englisch application programming 

interface, wörtlich „Anwendungs-Programmier-Schnittstelle“) an. Unter API-Banking versteht man 

Banking-Anwendungen, die über eine API, also eine standardisierte Schnittstelle, auf die für den Ser-

vice nötigen Daten der Finanzdienstleister zugreifen. Ziel ist die einfache und schnelle Integration von 

Banking-Funktionen in die Services Dritter. Die Software-Lösungen im Bereich API sind ebenso wie 

der niiio Robo bereits fertig entwickelt.  

 

2.4 Blockchain 

 

Im Aufbau befindet sich ein dritter Geschäftsbereich fokussiert auf eine innovative Software-

Technologie im Finanzumfeld: Blockchain. Unter einer Blockchain (auch Block Chain, englisch für 

Blockkette) wird eine Datenbank verstanden, deren Integrität (Sicherung gegen nachträgliche Manipu-

lation) durch Speicherung des Hashwertes (Prüfnummern), des vorangehenden Datensatzes im je-
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weils nachfolgenden gesichert ist. Grob gesagt, beschreibt Blockchain die Struktur der Datenbank 

hinter der digitalen Alternativwährung Bitcoin: Alle Bitcoin-Transaktionen werden auf allen beteiligten 

Rechnern gespeichert, in Blocks zusammengefasst, die jeweils mit sämtlichen vorangegangenen 

Transaktionen verkettet sind. Ein zentrales Register wie in einer Bank oder einer Börse (oder einer 

staatlichen Behörde) entfällt damit. Das Netz der Teilnehmer übernimmt die Kontrolle darüber, dass 

eine Zahlung echt ist, Geld den Besitzer wechselt und der Zahler tatsächlich über dieses Geld verfügt. 

Alle wissen alles (nur die Namen der Teilnehmer werden anonymisiert). Das dezentrale Wissen macht 

Fälschungen zwar nicht unmöglich, aber hinreichend kompliziert. Die Software Lösung der niiio GmbH 

im Bereich Blockchain befindet sich aktuell noch in der Alpha-Version, d. h. grundlegende Bestandtei-

le sind bereits vorhanden, die Lösung ist aber noch in der Entwicklung begriffen. 

 

2.5 Support, Wartung und Schulungen 

 

Für alle drei Software-Lösungen bietet die niiio-Gruppe neben Support- und Wartungsleistungen auch 

Schulungen für ihre Kunden an. 

 

2.6 Vertrieb 

 

Der Vertrieb erfolgt bisher noch nahezu ausschließlich über die DSER GmbH. In der Regel akquiriert 

diese ein umfassendes Großprojekt, das verschiedene standardisierte und / oder individualisierte 

Softwarelösungen aus dem Gesamtangebot der DSER GmbH und niiio GmbH erfordert, und beteiligt 

die niiio GmbH dann an den entsprechenden Erlösen in dem Umfang wie die „niiio“-Software in dem 

jeweiligen Projekt zum Einsatz kommt. 

 

2.7 Einnahmeströme 

 

Die zukünftigen Einnahmen in der niiio-Gruppe sollen sich aus mehreren Einnahmeströmen speisen: 

 

- Lizenzgebühren aus Verkauf von IT- und Softwareprodukten  

- Entgelte für Support, Wartung und Schulungen im Zusammenhang mit Softwareprodukten 

 

Die Erträge aus der Lizensierung des niiio Robo Advisors setzen sich zusammen aus einem Basis-

preis und laufenden Zahlungen, die in der Regel von dem über den Robo Advisor verwalteten Anlage-

volumen und / oder von der Transaktionsanzahl abhängig sind. Hinzu kommen Entgelte für kunden-

spezifischer Anpassungen der Standard-Softwarelösung. In größeren Projekten kalkuliert die Emitten-

tin mit einer 18 %igen Maintenance-Fee für Support- / Wartungsleistungen und durchschnittlich zwei 

Tage Schulung pro Produktverkauf. Da bisher in allen Projekten zumindest DSER-Personal zum Ein-

satz kommt, werden die Erträge immer zwischen niiio GmbH und DSER GmbH aufgeteilt. 

 

Hinsichtlich des Ertrages geht die Emittentin von einer durchschnittlichen Umsatzrendite von 12 % bis 

15 % in den ersten zwei Geschäftsjahren, danach zwischen 25 % und 35 %, aus, wobei die einzelnen 

Ertragsbereiche jedoch höchst unterschiedliche Beiträge zu Umsatz und Ergebnis liefern.  
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3. Unternehmensstrategie 

 

FinTechs haben nach Einschätzung der Emittentin aktuell gute Marktchancen, sich im Innovationspro-

zess nachhaltig mit kreativen Produkt- und Service-Leistungen zu positionieren. Ziel der niiio-Gruppe 

ist es, sich in diesem Markt zeitnah zu positionieren. Die niiio-Gruppe kann sich dabei der Inhalte und 

der Kompetenz der DSER GmbH bedienen, die durch ihre Historie nach Ansicht der Emittentin eine 

hohe Glaubwürdigkeit im Markt hat. Basierend auf dem nach Einschätzung der Emittentin etablierten 

Produkt „munio“, hat niiio aus eigener Sicht einen entscheidenden Differenzierungsfaktor auf dem 

FinTech Markt, der sonst fast ausschließlich neugegründete Firmen mit neuen, wenig erprobten Pro-

dukten beheimatet.  

 

Im Rahmen einer Zukunftsstrategie sind aus Sicht der niiio AG zwei Möglichkeiten realistisch vorstell-

bar: die Erschließung neuer Geschäftsbereiche und die Erweiterung der Zielgruppen.  

 

Hinsichtlich einer Erschließung zusätzlicher Geschäftsbereiche ist vor allem die Konzentration auf 

neue Technologien im Bereich Blockchain mit Blick auf Einsatzgebiete im Handel und Teilen von nicht 

fungiblen Produkten denkbar. Nur eine regelmäßige Anpassung an die neuesten Entwicklungen führt 

zu Wachstum und ermöglicht die Abwehr von Konkurrenten. Auch die Erwartung der Kunden, immer 

die aktuellsten Lösungen angeboten zu bekommen sowie die grundsätzlich höheren Erträge sind wei-

tere Faktoren, die eine solche Strategie begründen.  

 

Wenn das bestehende Geschäft konstante Erträge liefert, ist die Erweiterung auf andere Zielgruppen 

eine Maßnahme, die nur geringen Aufwand erfordert, aber hohe zusätzliche Umsätze und Rendite 

generieren kann. Sowohl die internationale Ausdehnung wie auch die Erweiterung auf andere Bran-

chen sind bei dieser Strategie vorstellbar, wobei sich eine konkrete Entscheidung immer nach der 

höheren Nachfrage richtet. 

 

4. Wettbewerbsstärken  

 

Nach eigener Einschätzung verfügt die Emittentin über folgende Wettbewerbsstärken: 

 

Ein Alleinstellungsmerkmal der Emittentin ist nach eigener Einschätzung, dass sie – anders als viele 

Start-up-Wettbewerber – bereits auf langjährige Erfahrung und Reputation zurückgreifen kann. Die 

bereits 2006 als Spin-off der Hochschule Zittau / Görlitz gegründete DSER GmbH rund um Hauptge-

sellschafter und Geschäftsführer Johann Horch gilt nach Auffassung der Emittentin als einer der Inno-

vationsführer der FinTech-Branche. Die munio-Portfoliomanagement-Tools und offenen Schnittstellen 

im B2B-Bereich sind bereits bei vielen Banken und freien Finanzberatern im Einsatz. Ein nach Ein-

schätzung der Emittentin sehr qualifiziertes Management Team mit langjähriger Expertise in den 

Themengebieten Software, FinTech und Bankenbereich in Vorstand und Aufsichtsrat der niiio finance 

group AG soll zum Erfolg des Unternehmens beitragen. 
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5. Wesentliche Verträge 

 

Nachstehend sind die wesentlichen Verträge außerhalb der normalen Geschäftstätigkeit genannt, 

welche die niiio-Gruppe (einschließlich der niiio GmbH) in den letzten beiden Jahren abgeschlossen 

hat bzw. die heute noch bestehen: 

 

a) niiio AG 

 

Die Emittentin selbst hat keine wesentlichen Verträge außerhalb der normalen Geschäftstätigkeit im 

relevanten Zeitraum geschlossen. 

 

b) niiio GmbH 

 

Kooperations- und Outsourcingvertrag. Die DSER GmbH hat mit der niiio GmbH (damals noch als 

„munio GmbH“ firmierend) einen Kooperations- und Outsourcingvertrag abgeschlossen. Durch diesen 

Vertrag übernimmt die DSER GmbH den Betrieb der über die niiio GmbH betriebenen Finanzcommu-

nity-Plattform. Die Aufgabe der DSER GmbH umfasst sämtliche zur Verwaltung, dem Betrieb und der 

Abwicklung eingesetzten Systeme, um die niiio-Plattform zu betreiben. Bestandteil der niiio-Plattform 

sind auch die von niiio für Dritte betriebenen kundenspezifischen Subplattformen. Die niiio GmbH stellt 

ihrerseits der DSER GmbH eine Übersicht über die bestehenden Ansprechpartner und Vertrags-

partner zur Verfügung, die aus Sicht der Parteien für den Betrieb der niiio-Plattform durch die DSER 

GmbH notwendig sind. Die DSER GmbH ist für die Verfügbarkeit und die Sicherheit der niiio-Plattform 

verantwortlich, ebenso für die laufende Pflege der Plattform. Die Vertragslaufzeit beginnt am 

1. September 2013 und wird bis zum 31. Dezember 2023 fest abgeschlossen. Danach verlängert sich 

der Vertrag jeweils um ein Jahr, sofern er nicht unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten gekün-

digt wird. Die DSER GmbH erhält ab dem 1. Januar 2014 eine monatliche Pauschale in Höhe von 

EUR 10.000,00. Die monatliche Vergütung für die Betrieb des Rechenzentrums beträgt EUR 2.800,00 

für das Hosting der niiio-Plattform (Betrieb der Server und Datenbanken, auf denen die Software läuft 

und die Kundendaten verarbeitet werden) sowie EUR 2.800,00 für die Überwachung der Plattform. 

Die monatlichen Kosten für den operativen Betrieb der Plattform betragen ab dem 1. Januar 2014 

EUR 1.000,00 netto für die Miete pro Monat, EUR 2.400,00 netto pro Monat für Telefon-

dienst / Support sowie EUR 3.500,00 netto pro Monat für Marketing und Vertrieb. 

 

Rahmenvertrag über Softwareerstellung. Im Februar 2015 hat die niiio GmbH mit der DSER GmbH 

einen Rahmenvertrag über Softwareerstellung abgeschlossen. Gegenstand des Vertrages ist die 

Festlegung allgemeiner Rahmenbedingungen für die Leistungen zur Erstellung und Anpassung von 

Software, Datenbanklösungen und Internetseiten durch die niiio GmbH. Die Beauftragung zur Erbrin-

gung von Leistungen erfolgt durch Abschluss separater Einzelaufträge, in denen Einzelheiten zu den 

Leistungen nach vorheriger Abstimmung festgelegt sind. Die niiio GmbH erhält für die Erbringung der 

Leistungen eine Vergütung in Höhe von EUR 450,00 je Personentag. Der Vertrag hat eine feste Lauf-

zeit von fünf Jahren und ist in dieser Laufzeit nicht ordentlich kündbar. Er verlängert sich nach Ablauf 

der Erstlaufzeit jeweils bis zum nächsten Kalenderjahresende, sofern der Vertrag nicht zuvor mit einer 

Frist von drei Monaten zum Ende des betreffenden Kalenderjahres gekündigt wurde.  
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Rahmenvertrag über die Bereitstellung der Software „niiio“ für DSER-Endkunden. Am 

15. Dezember 2016 hat die niiio GmbH mit der DSER GmbH einen Rahmenvertrag über die Bereit-

stellung der Software „niiio“ für DSER-Endkunden abgeschlossen. Dieser berechtigt die DSER GmbH, 

ihren Endkunden ein nichtausschließliches, einfaches Nutzungsrecht auf die Dauer der Laufzeit des 

Endkundenvertrages an der Software „niiio“ zur Verfügung zu stellen, wenn sie das entsprechende 

Recht vorher bei der niiio GmbH eingekauft hat. Der Einkauf des Rechts erfolgt durch Abschluss se-

parater Einzelaufträge, in denen der Umfang des Rechts (= Anzahl der berechtigten User) jeweils 

festzulegen ist. Die niiio GmbH erhält für die Standardsoftware jeweils eine Basis-Pauschalvergütung 

in Höhe von EUR 10.000,00 je DSER-Endkunde. Das Entgelt für kundenindividuelle Anpassungen der 

Software (die durch die DSER GmbH vorgenommen werden), wird zwischen niiio GmbH (40 %) und 

DSER GmbH (60 %) aufgeteilt. Aufgeteilt wird auch das laufende Entgelt für den Betrieb der Software, 

das von dem über den RoboAdvisor verwalteten Anlagevolumen abhängig ist. Es geht zu 90 % an 

niiio und zu 10 % an der DSER GmbH. Der Vertrag hat eine feste Laufzeit von fünf Jahren ab dem 1. 

Januar 2017 und ist in dieser Laufzeit nicht ordentlich kündbar. Er verlängert sich nach Ablauf der 

Erstlaufzeit jeweils um drei Vertragsjahre, wenn er mit einer Frist von sechs Monaten zum Ende der 

Erstlaufzeit / der Verlängerungsperiode gekündigt wurde.  

 

Darlehensvertrag. Im Dezember 2014 haben die DSER GmbH und die niiio GmbH einen Darlehens-

vertrag abgeschlossen. Im Rahmen eines Software-Lizenzkaufs hat die niiio GmbH als Kreditnehme-

rin ein Softwarepaket zum Preis von EUR 400.000,00 von der DSER GmbH als Kreditgeberin erwor-

ben. Das Darlehen beginnt am 1. Dezember 2014 und ist bis zum 31. Dezember 2023 befristet. Das 

Darlehen ist mit einem Zinssatz ab dem 30. Dezember 2014 in Höhe von 2 % p.a. zu verzinsen. Die 

Zinsen sind jährlich nachträglich zum 31. Dezember eines jeden Jahres fällig. Die niiio GmbH hat sich 

im Vertrag verpflichtet, der DSER GmbH spätestens sechs Monate nach dem Bilanzstichtag den Jah-

resabschluss vorzulegen. Die ordentliche Kündigung des Darlehens ist beidseitig ausgeschlossen. 

 

c) DSER GmbH 

 

Sofern es zu einer Einbringung des operativen Geschäfts der DSER GmbH kommt, sind auch deren 

Verträge zu berücksichtigen und daher nachstehend dargestellt: 

 

Rahmenvertrag über die Erbringung von Projektleistungen. Am 14. März 2017 hat die DSER 

GmbH mit der afb Application Services AG einen Rahmenvertrag über die Erbringung von Projektleis-

tungen geschlossen. Bei diesen Leistungen handelt es sich insbesondere um die Erstellung von Soft-

ware sowie die Beratung und Unterstützung für IT-Projekte, wobei ein Projektvertrag jeweils für ein 

konkretes Projekt gesondert vereinbart wird. Die Regelungen des Rahmenvertrags entfalten nur Wir-

kung, wenn ein entsprechender Projektvertrag zwischen den Parteien geschlossen wurde. Der Rah-

menvertrag stellt allgemeine Regelungen für die Rechte und Pflichten im Rahmen der Projektausfüh-

rung, der Dokumentation zu Urheber- und Nutzungsrechten sowie Geheimhaltung auf. Die Vergütung 

erfolgt für tatsächlich erbrachte Leistungen und wird im Projektvertrag festgelegt. Für ausdrücklich 

geforderte Arbeiten außerhalb der normalen Geschäftszeiten oder am Wochenende kann die DSER 

GmbH Zuschläge zu verlangen. Der Rahmenvertrag kann jederzeit mit einer Frist von vier Wochen 

zum Quartalsende gekündigt werden, jedoch bei einem laufenden Projekt nicht vor Ablauf des Pro-

jektvertrages. Projektverträge sind grundsätzlich in einer Frist von zwei Wochen kündbar, soweit nicht 
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abweichend darin vereinbart. Auf Basis des Rahmenvertrages hat die DSER GmbH mit der afb Appli-

cation Services AG vier Projektverträge jeweils vom 20. September / 5. Oktober 2017 geschlossen, 

die sich auf Entwicklungsleistungen gemäß Abstimmung der Sprintinhalte beziehen. Die afb Applicati-

on Services AG ist nach diesen Projektverträgen verpflichtet, Hard- und Software aufgrund des erfor-

derlichen Zugriffs auf die afb-Netzwerk-Infrastruktur zu stellen. Die Verträge beziehen sich jeweils auf 

einen gesonderten Mitarbeiter, der zur Leistungserbringung unter dem Projektvertrag verpflichtet ist 

und sehen als Vergütung einen Tagessatz von mindestens 8,5 Stunden in Höhe von EUR 500,00 je 

Tag vor. Diese Projektverträge beziehen sich auf einen Projektumfang von ca. 121 Tagen. Beginn der 

Leistung war der 1. November 2017, avisiertes Ende ist der 30. April 2018. Die Projektverträge kön-

nen jeweils mit einer Frist von vier Wochen vorzeitig gekündigt werden. 

 

Application Service Providing-Vertrag über die Nutzung der Software RoboAdvisor (Whitela-

bel). Die DSER GmbH hat mit der moniki GmbH einen Application Service Providing-Vertrag über die 

Nutzung der Software RoboAdvisor am 27. Oktober / 2. November 2017 geschlossen. Die moniki 

GmbH erhält das nicht ausschließliche, auf die Laufzeit des Vertrags zeitlich beschränkte Recht, auf 

den RoboAdvisor mittels Telekommunikation zuzugreifen und mittels eines Browsers die mit dem Ro-

boAdvisor verbundenen Funktionalitäten zu nutzen, sowie das nicht ausschließliche, auf die Laufzeit 

des Vertrags zeitlich beschränkte Recht, ihren Gruppenunternehmen im Rahmen der Anzahl der von 

ihr berechtigten Nutzer das Recht und die Möglichkeit einzuräumen, ebenfalls auf den RoboAdvisor in 

vergleichbarer Weise zuzugreifen und die Funktionalitäten nutzen zu können. Ferner ist die moniki 

GmbH berechtigt, im Namen und für Rechnung der DSER GmbH mit Vertriebskunden Verträge ge-

mäß einem seitens der DSER GmbH vorgegebenen Muster über die Bereitstellung des RoboAdvisor 

durch die DSER GmbH an diese Vertriebskunden für den Zugriff durch Vertriebskunden und deren 

Endkunden abzuschließen. Ein entsprechender Vertragsabschluss erfordert in jedem Einzelfall die 

vorherige Zustimmung der DSER GmbH. Die vierteljährlich zu zahlende Vergütung berechnet sich als 

Prozentsatz aus der Summe der in dem abzurechnen Kalenderquartal durchschnittlich von der moniki 

GmbH, deren Gruppenunternehmen und den vermittelten Vertriebskunden über den RoboAdvisor 

verwalteten Assets under Management. Zudem zahlt die moniki GmbH für die Entwicklung und An-

passung des RoboAdvisors zur Nutzung durch die moniki GmbH einen Festpreis in Höhe von 

EUR 150.000,00. Der Vertrag trat am 1. November 2017 in Kraft und hat eine Mindestlaufzeit von drei 

Jahren. Das Vertragsverhältnis kann von beiden Vertragsparteien frühestens zum Ablauf nach der 

Mindestvertragslaufzeit mit einer Frist von zwölf Kalendermonaten gekündigt werden. Andernfalls 

verlängert sich der Vertrag jeweils um zwölf Monate und kann dann mit einer Frist von zwölf Kalen-

dermonaten zum Ablauf des jeweiligen Verlängerungszeitraums gekündigt werden. 

 

Application Service Providing-Vertrag über die Nutzung der Software munio.pm. Am 

27. / 29. Dezember 2017 hat die DSER GmbH mit der Bankhaus Bauer Privatbank Aktiengesellschaft 

einen Application Service Providing-Vertrag über die Nutzung der Software munio.pm geschlossen, 

mit dem die Bankhaus Bauer Privatbank Aktiengesellschaft die technische Möglichkeit und Berechti-

gung auf eine Softwareapplikation erhält, welche auf einem anbietereigenen, zentralen Server gehos-

tet wird, mittels Telekommunikationsverbindung zuzugreifen und die Funktionalitäten der Software-

applikation im Rahmen des Vertrages zu nutzen. Die Bank erhält ein nicht ausschließliches, auf die 

Laufzeit des Vertrags zeitlich beschränktes Nutzungsrecht. Die DSER GmbH gewährleistet ein Ver-

fügbarkeitslevel von 99,9 % der Systemlaufzeit. Die Bankhaus Bauer Privatbank Aktiengesellschaft 
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zahlt für die Implementierung und Inbetriebnahme einen Festpreis in Höhe von EUR 235.000,00 und 

derzeit auf Basis des Assets under Management eine monatliche Gebühr in Höhe von 

EUR 12.000,00. Der Vertrag trat zum 1. Januar 2018 in Kraft. Die reguläre Vertragslaufzeit beträgt 

36 Monate. Der Vertrag verlängert sich jeweils um zwölf Monate, wenn er nicht mit einer Frist von 

sechs Kalendermonaten zum Ablauf des jeweiligen Kalenderjahres gekündigt wird. 

 

6. Investitionen 

 

Im Zeitraum, der von den historischen Finanzinformationen abgedeckt ist, sowie seit dem Datum des 

letzten Jahresabschlusses hat die niiio-Gruppe keine wichtigen Investitionen getätigt. 

 

Die wichtigsten künftigen Investitionen der niiio-Gruppe betreffen den Aufbau von Personal im Bereich 

Vertrieb und mittelfristig auch im Bereich Entwicklung, die Anschaffung von neuem technischen 

Equipment sowie die Forschung und Produktentwicklung insbesondere im Bereich Blockchain-

Technologie, jeweils im Inland (vergleiche hierzu die Ausführungen zur Mittelverwendung unter 

XIII. INTERESSEN DRITTER, GRÜNDE FÜR DAS ANGEBOT UND VERWENDUNG DES 

EMISSIOSNERLÖSES, 2. Gründe für das Angebot und Verwendung des Emissionserlöses), wobei 

Details zu diesen Investitionen noch nicht im Einzelnen fest geplant sind und die Investitionen deswe-

gen auch nicht beschlossen sind. Diese Investitionen sollen nach derzeitiger Planung aus Eigenmit-

teln über den Emissionserlös sowie über Fremdkapital in Form von Fördermitteln, insbesondere über 

die Sächsische Aufbaubank – Förderbank – (Anstalt öffentlichen Rechts) finanziert werden. Sofern die 

vorhandenen Mittel nicht oder nicht sofort ausreichen, um die Maßnahmen umzusetzen, wird die Emit-

tentin ihre Überlegungen anpassen und dann erst konkrete an die jeweils aktuelle Situation im Markt 

und der Entwicklung der Emittentin angepasste Investitionen beschließen. 

 

7. Rechtsstreitigkeiten 

 

Die niiio-Gruppe ist im Zusammenhang mit ihrer gewöhnlichen Geschäftstätigkeit von Zeit zu Zeit von 

Ansprüchen und Klagen betroffen. Während der letzten zwölf Monate war die niiio-Gruppe Partei 

staatlicher Interventionen bzw. Gerichts- oder Schiedsgerichtsverfahren (einschließlich solcher Ver-

fahren, die nach Kenntnis der Gesellschaft noch anhängig sind oder eingeleitet werden könnten), die 

sich in jüngster Zeit erheblich auf die Finanzlage oder die Rentabilität der niiio AG und/oder der niiio-

Gruppe ausgewirkt haben oder auswirken könnten.  

 

Aus einem Rentenvertrag wurden im Juni und Juli 2017 gegen die Emittentin Zahlungsansprüche in 

Höhe von EUR 144.000,00 außergerichtlich geltend gemacht. Eine Klage ist noch nicht anhängig. 

Vorsorglich wurde eine Rückstellung in Höhe von 30 % der Forderung gebildet. 

 

Die Emittentin ist nach erfolgter Streitverkündung in einem Rechtsstreit vor dem Landgericht Hamburg 

der beklagten MPC Capital Investments GmbH beigetreten. Im Rahmen des ehemaligen Vermögens-

verwaltungsgeschäfts hat die Emittentin unter Verwendung des streitgegenständlichen Prospekts, für 

den vorrangig die MPC Capital Investments GmbH verantwortlich ist, Anlageberatung betrieben. Der 

Kläger fordert einen Betrag in Höhe von USD 466.246,67. Die Emittentin hat vorsorglich eine Rück-
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stellung in Höhe von 10 % des Streitwerts gebildet, schätzt das Risiko ihrer Inanspruchnahme aller-

dings gering ein. 

 

Im Übrigen ist die Emittentin Beklagte in einzelnen Klageverfahren betreffend ihre vorherige Ge-

schäftstätigkeit der Anlagenberatung, die sich nach Einschätzung der Emittentin nicht erheblich auf 

die Finanzlage oder die Rentabilität der niiio AG auswirken. Die niiio-Gruppe hat hierfür vorsorglich 

Rückstellungen von insgesamt rund EUR 138.365,00 gebildet. 

 

8. Mitarbeiter 

 

Die niiio AG beschäftigte im Durchschnitt die folgende Anzahl an Mitarbeitern:  

 

Geschäftsjahr 2015: 10 Vollzeit, 3 Teilzeit, 0 Lehrlinge 

Geschäftsjahr 2016 bis zur Aufgabe der Vermögensverwaltung: 9 Vollzeit, 4 Teilzeit, 0 Lehrlinge 

Seit der Aufgabe der Vermögensverwaltung und zum Datum des Prospektes haben weder die Emit-

tentin noch die niiio GmbH (die nie welche hatte) Mitarbeiter. 

 

Kommt es nicht zur Einbringung des operativen Geschäfts der DSER GmbH, plant die Emittentin, 

selbst Personal im Bereich Vertrieb und mittelfristig auch im Bereich Entwicklung aufzubauen. Geplant 

sind für diesen Fall kurzfristig etwa 30 bis 50 neue Mitarbeiter und mittelfristig - über die nächsten 3 

Jahre - bis zu 100 Mitarbeiter. Wird das operative Geschäft der DSER GmbH eingebracht, übernimmt 

die Emittentin damit auch deren Entwicklungs- und Vertriebsmannschaft. Das sind derzeit rund 30 

Mitarbeiter an verschiedenen Standorten deutschlandweit. Doch auch in diesem Fall soll das dann 

gemeinsame operative Geschäft weiter ausgebaut und der Personalbestand kurzfristig verdoppelt und 

mittelfristig ebenfalls auf etwa 100 Mitarbeiter aufgestockt werden. 

 

Bisher werden alle Aufgaben mit Personalbedarf, die die Vorstandsmitglieder der Emittentin nicht 

selbst erledigen, ausgelagert (z.B. Buchhaltung, sowie Support, Wartung und Schulungen bzgl. der 

Software). Alle softwarebezogenen Aufgaben sowie den Vertrieb übernimmt die DSER GmbH. 

 

9. Forschung und Entwicklung, Marken und Software 

 

Die Emittentin und die niiio GmbH haben in dem von den historischen Finanzinformationen abgedeck-

ten Zeitraum keine Forschung und Entwicklung betrieben. Die unter VI.2.2. dargestellte Entwicklung 

der der Robo Advising Software „niiio“ für die niiio GmbH durch die DSER GmbH erfolgte bereits vor 

2015. Die DSER GmbH hat dagegen ihre eignen Produkte, insbesondere die Software „munio“ und 
die API-Banking Lösungen, in den vergangenen Jahren ständig weiterentwickelt und wird dies auch 

weiterhin tun. Sie beschäftigt damit dauerhaft etwa 2,5 Mitarbeiter. Außerdem entwickelt sie auftrags-

abhängig individuelle Softwarelösungen für Kunden. Soweit in diesem Prospekt davon die Rede ist, 

dass die niiio-Gruppe künftig in Forschung und Produktentwicklung insbesondere im Bereich Block-

chain-Technologie investieren will, bezieht sich diese Aussage auf die DSER GmbH und setzt voraus, 

dass diese tatsächlich in die Emittentin eingebracht wird, was bisher noch unsicher ist. Die Emittentin 

hat nicht den Plan, selbst oder durch die niiio GmbH Forschung und Entwicklung zu betreiben. 
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Die Marke „niiio“ wurde mit Wirkung für Deutschland als Wort-/Bildmarke, die Marke „munio“ als 
Wortmarke eingetragen. Die Marken schützen im Wesentlichen Computersoftware und EDV-

Dienstleistungen, wobei sich der Schutz im Falle von „niiio“ auf den Finanzbereich und die konkrete 

Schriftart und Farbe beschränkt. 

 

Die niiio-Gruppe verwendet im unternehmenskritischen Bereich individualisierte Software. Zumindest 

die Basissoftware „munio“ (bzw. der entsprechende Quellcode) gehört der niiio-Gruppe nicht, solange 

es nicht zur Einbringung des operativen Geschäfts der DSER GmbH kommt, sondern es bestehen 

lediglich vertragliche Nutzungsrechte. Für die Pflege der Software (Anpassung an neue Standards, 

Systemumgebungen, Schließen von Sicherheitslücken und Entfernen von Fehlern) ist die niiio-Gruppe 

auf die DSER GmbH als Entwickler der Software angewiesen. Darüber hinaus sind die gewährten 

Nutzungsrechte teilweise nicht exklusiv, sodass mit Konkurrenten durch andere Nutzer derselben 

Software gerechnet werden muss. 
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VII. AUSGEWÄHLTE FINANZIELLE INFORMATIONEN 

 

In den folgenden Tabellen werden ausgewählte Finanzdaten abgebildet, welche den geprüften Jah-

resabschlüssen der Emittentin zum 31. Dezember 2017, zum 31. Dezember 2016 und zum 

31. Dezember 2015 entstammen und im Einklang mit den Vorschriften des Handelsgesetzbuchs 

(„HGB”) erstellt wurden.  
 

Die Emittentin hat in der Vergangenheit für Ihren Jahresabschluss eine Gliederung gewählt, die ihrem 

vormaligen Geschäftsmodell als regulierter Finanzdienstleister Rechnung trug. Insbesondere wies die 

Emittentin in der Vergangenheit keine Umsätze sondern Provisionserträge aus. Auch unterlag der 

Jahresabschluss der Emittentin früher besonderen Anforderungen aufgrund ihrer Erlaubnis nach dem 

Kreditwesengesetz. Im Zuge der Erstellung des Jahresabschlusses 2016 hat die Emittentin die Glie-

derung des Jahresabschlusses teilweise geändert, da sie nicht mehr als erlaubnispflichtiger Finanz-

dienstleister tätig ist. Aus diesem Grund hat die Emittentin im Rahmen der Erstellung des Jahresab-

schlusses 2016 auch die Zahlen für den Zeitraum 1. Januar bis 31. Dezember 2015 noch einmal neu 

gegliedert dargestellt und so als Vorjahresvergleichszahlen in den Jahresabschluss zum 31. Dezem-

ber 2016 aufgenommen. Entsprechend enthält auch die nachstehende Tabelle diese neu gegliederten 

Zahlen. 

 

Die Jahresabschlüsse der niiio AG zum 31. Dezember 2017, zum 31. Dezember 2016 und zum 

31. Dezember 2015 wurden von dem Wirtschaftsprüfer Prof. Dr. Rainer Jurowsky, SAUERMANN • 
EPPLE • JUROWSKY, Wirtschaftsprüfer, Steuerberater, Köln, geprüft. 

 

1. Gewinn-und Verlustrechnung 

 

Ausgewählte Posten  

Gewinn-und Verlustrechnung 

(in EUR) 

1. Januar bis 

31. Dezember 

2017 

(HGB) 

(geprüft) 

1. Januar bis  

31. Dezember  

2016 

HGB 

(geprüft) 

1. Januar bis 

31. Dezember 

2015 

HGB 

(geprüft) 

Umsatzerlöse 3.305,85 670.151,05 1.292.602,09 

Sonstige betriebliche Erträge 215.139,18 165.602,57 489.475,32 

Personalaufwand 198.019,12 909.027,01 1.233.157,31 

Abschreibungen auf immaterielle 

Vermögensgegenstände 
0,00 63.908,26 35.042,00 

Sonstige betriebliche Aufwendun-

gen 
730.280,64 1.237.097,60 772.518,71 

Abschreibungen auf Finanzanla-

gen und Wertpapiere des Umlauf-

vermögens 

1.075,36 1.280.187,78 119.794,80 
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Jahresfehlbetrag -796.997,36 -2.630.486,90 -291.518,50 

 

2. Bilanz 
 

Ausgewählte Posten der  

Bilanz  

(in EUR) 

1. Januar bis 

31. Dezember  

2017 

(HGB) 

(geprüft) 

1. Januar bis  

31. Dezember  

2016 

HGB 

(geprüft) 

1. Januar bis 

31. Dezember 

2015 

HGB 

(geprüft) 

AKTIVA    

Anteile an verbundenen Unter-

nehmen 
5.685.754,51 5.685.754,51 -- 

Beteiligungen 0,00 59.000,00 59.000,00 

Forderungen und sonstige Ver-

mögensgegenstände 
107.810,73 120.756,03 231.597,26 

Summe Aktiva 6.138.659,02 6.082,713,09 1.436.695,96 

PASSIVA    

Gezeichnetes Kapital 11.105.000,00 10.231.490,00 3.150.000,00 

Bilanzverlust -8.889.922,24 -8.092.989,88 -5.462.502,98 

Rückstellungen 356.405,19 504.225,00 335.840,00 

Verbindlichkeiten 157.932,87 116.344,77 89.715,74 

Summe Passiva 6.138.659,02 6.082.713,09 1.436.695,96 

 

3. Kapitalflussrechnung 

 

In den Geschäftsjahren 2015, 2016 und 2017 sind folgende wesentliche Veränderungen der Kapital-

flussrechnung eingetreten: 

 

Ausgewählte Daten der Kapital-

flussrechung (in TEUR) 

1. Januar bis 

31. Dezember 2017 

1. Januar bis  

31. Dezember 2016 

1. Januar bis  

31. Dezember 2015 

Cash-Flow aus operativer Ge-

schäftstätigkeit  
-836 -1.419 -567 

Cash-Flow aus Investitionstätig-

keit 
185 31 666 
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Cash-Flow aus Finanzierungstä-

tigkeit 
874 231 150 

Veränderung des Zahlungsmittel-

bestandes 
153 -757 283 

Zahlungsmittelbestand am 

31. Dezember 
342 189 946 

 

In den Zeiträumen vom 1. Januar 2015 bis 31. Dezember 2017 sind folgende wesentliche Verände-

rungen der Kapitalflussrechnung eingetreten:  
Der Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit betrug im Geschäftsjahr 2015 TEUR -567, im Ge-

schäftsjahr 2016 waren es TEUR -1.419 und im Geschäftsjahr 2017 TEUR -836. Ursachen hierfür 

waren 2015 geringere Einnahmen bei nahezu gleichbleibenden Verwaltungsaufwendungen und er-

höhten Personalkosten, 2016 geringere Einnahmen aufgrund der Einstellung der operativen Tätigkeit 

im Bereich der Vermögensverwaltung im Laufe des Geschäftsjahres. Den gesunkenen Einnahmen in 

2016 stehen zudem erhöhte Kosten aus der Umstrukturierung gegenüber. Im Geschäftsjahr 2017 

konnten keine Einnahmen generiert werden, so dass aufgrund der auch in 2017 angefallenen Kosten 

der Umstrukturierung ein negativer Cashflow im operativen Bereich zu verzeichnen war. 

 

Der Cashflow aus Investitionstätigkeit betrug im Geschäftsjahr 2015 TEUR 666. Wesentliche Ursache 

für das positive Ergebnis ist der Verkauf von Beteiligungen in Höhe von TEUR 580. Im Geschäftsjahr 

2016 betrug der Cashflow aus Investitionstätigkeit TEUR 31 und im Geschäftsjahr 2017 TEUR 185. 

Der jeweils positive Cashflow in den Jahren 2016 und 2017 hängt mit dem kompletten Verkauf der 

Aktien aus der Beteiligung an der V-Bank zusammen. Zudem ist in 2017 ein Erlös aus dem Verkauf 

des Kundenstamms zu berücksichtigen. Diese Faktoren führen zum positiven Cashflow aus der Inves-

titionstätigkeit. 

 

Der Cashflow aus Finanzierungstätigkeit betrug im Geschäftsjahr 2015 TEUR 150, im Geschäftsjahr 

2016 waren es TEUR 231 und im Geschäftsjahr 2017 TEUR 874. In allen drei Jahren stammen diese 

Werte ausschließlich aus Barkapitalerhöhungen.  

 

Die Position Finanzmittelfonds am Ende der Periode betrug im Geschäftsjahr 2015 TEUR 946, im 

Geschäftsjahr 2016 waren es TEUR 189 und im Geschäftsjahr 2017 TEUR 342.  

 

Sämtliche Zahlen der Kapitalflussrechnung sind ungeprüft und entstammen dem internen Rech-

nungswesen der Emittentin. 
 
4. Nicht einschränkender Vorbehalt im Bestätigungsvermerk für das Geschäftsjahr 2016 

 

Der Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2016 enthält folgenden den 

Bestätigungsvermerk nicht einschränkenden Vorbehalt, der im Zusammenhang mit dem im Finanzteil 

abgedruckten Lagebericht für das Geschäftsjahr 2016 zu lesen ist: 
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„Nach meiner Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jah-

resabschluss den gesetzlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ord-

nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-

, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft. Der Lagebericht steht im Einklang mit dem Jahresab-

schluss, entspricht den gesetzlichen Vorschriften und vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von 

der Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 

dar. 

 

Ohne diese Beurteilung einzuschränken, weise ich ausdrücklich auf die Ausführungen des Vorstands 

im Lagebericht (Pkt. 2.4.1.) hinsichtlich der Unsicherheiten der Bewertung der Anteile an verbundenen 

Unternehmen, auf die weitergehenden Erläuterungen zu den Grundlagen der Bewertung der Anteile 

an verbundenen Unternehmen im Anhang (Pkt. III.)3 sowie auf die durch den Vorstand im Anhang 

(Pkt. V, Angabe nach § 285 Nr. 33 HGB)4 dargestellte Bestandsgefährdung der Gesellschaft aufgrund 

der Liquiditätslage nach Ablauf des von mir geprüften Wirtschaftsjahres 2016 hin.“ 
                                                
3 Ziffer III des Anhangs zum Jahresabschluss 2016 III. Erläuterungen zur Bilanz - zu Aktiva, Position A lautet: 

Das Anlagevermögen in Höhe von TEUR 5.746 setzt sich i.W. aus Anteilen an verbundenen Unternehmen in Höhe von TEUR 

5.686 zusammen. Mit Vertrag vom 18.7.2016 wurden die gesamten Anteile der niiio GmbH mit Sitz in Görlitz (Amtsgericht 

Dresden HRB 32187) im Wege der Sachkapitalerhöhung mit TEUR 6.850 eingebracht. Die Anteile an der niiio GmbH wurden 

aufgrund einer voraussichtlich nicht dauerhaften Wertminderung gem. § 253 (3) S. 6 HGB auf den niedrigeren beizulegenden 

Wert abgeschrieben. Der zum 31.12.2016 ermittelte beizulegende Wert beruht auf einem Ertragswertansatz, der aufgrund der 

hinter den ursprünglichen Planungsrechnungen zurückbleibenden Umsatzerlöse der niiio GmbH im Werterhellungszeitraum 

angepasst werden musste. In der Detailplanungsphase wurde für die Jahre 2017 und 2018 jeweils mit einem Jahresfehlbetrag 

in Höhe von TEUR 200 gerechnet. Der Fehlbetrag resultiert vornehmlich aus Abschreibungen der erworbenen Robo-Advisor-

Lizenz. Die Gesellschaft geht davon aus, dass die zu erzielenden Umsatzerlöse die variablen Kosten der ersten zwei Perioden 

in der Detailplanungsphase decken. Für die Detailplanungsphase 2019, 2020, 2021 wird ein Jahresfehlbetrag (-) bzw. werden 

Jahresüberschüsse in Höhe von TEUR - 489, TEUR 1.743, TEUR 3.577 angenommen. Den genannten Planergebnissen liegen 

Umsatzerlöse zugrunden, die aufgrund der Unsicherheit der Planungsprämissen mit einem Sicherheitsabschlag von 30% ver-

sehen wurden. Bei der ewigen Rente wurde das letzte Jahr der Detailplanungsphase fortgeschrieben und der Wert mit einem 

nachhaltigen Wachstum von einem Prozent versehen. Der Kapitalkostensatz setzt sich zusammen aus einem Basiszinssatz in 

Höhe von 1%, einer Marktrisikoprämie vor persönlichen Steuern in Höhe von 6,25%, einem unlevered Beta von 0,82 und einem 

Verschuldungsgrad von 3. Daraus ergeben sich verschuldete Eigenkapitalkosten vor persönlichen Steuern in Höhe von 

21,50%. Wir weisen ausdrücklich darauf hin, dass sich die zugrunde liegenden Planungsparameter anders als angenommen 

entwickeln können, so dass in zukünftigen Wirtschaftsjahren weitere außerplanmäßige Abschreibungen, ggf. aber auch Zu-

schreibungen notwendig werden. Des Weiteren bestehen zum Bilanzstichtag noch Beteiligungen an der V-Bank AG und der 

Meridio Matrix GmbH in Höhe von insgesamt TEUR 60. 

4 Ziffer V des Anhangs zum Jahresabschluss 2016, Angaben nach § 285 Nr. 33 HGB lautet: 

Die im Lagebericht dargestellten allgemeinen Liquiditätsrisiken haben sich nach Abschluss des Wirtschaftsjahres konkretisiert, 

weil sich die Liquiditätslage der Gesellschaft bis Mitte des Wirtschaftsjahres 2017 zunehmend verschlechterte. Um die kurzfris-

tigen Verbindlichkeiten weiterhin zu begleichen, hat die Gesellschaft, im Lauf des Wirtschaftsjahres 2017, die restlichen Anteile 

an der V-Bank AG veräußert. Mitte des Geschäftsjahres 2017 stellte sich aufgrund der laufenden Ausgaben und ausbleibender 

Einnahmen eine Bestandsgefährdung aufgrund mangelnder Liquidität ein. Die Bestandsgefährdung konnte aufgrund neuer 

Investoren und der daraus resultierenden Kapitalerhöhung vorübergehend beseitigt werden. Die negative Entwicklung der 

Liquiditätslage sollte sich im Laufe des Jahres 2017 gegen Jahresende entspannen, da die Bereinigung der Altlasten dann im 
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Hintergrund dieses Vorbehalts waren die Unsicherheiten bei der Bewertung der Beteiligung an der 

niiio GmbH auf Basis von Planrechnungen. Aufgrund der tatsächlichen Umsatzentwicklung im Ge-

schäftsjahr 2016 konnte für die Folgejahre nicht sicher eingeschätzt werden, wie sich die niiio GmbH 

finanziell weiter entwickeln und mit welchen Umsätzen geplant werden konnte. Aufgrund der tatsächli-

chen Entwicklung wurden außerplanmäßige Abschreibungen vorgenommen. 

 

5. Nicht einschränkender Hinweis im Bestätigungsvermerk für das Geschäftsjahr 2017 

 

Der Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2017 enthält folgenden den 

Bestätigungsvermerk nicht einschränkenden Hinweis, der im Zusammenhang mit dem im Finanzteil 

abgedruckten Lagebericht für das Geschäftsjahr 2017 zu lesen ist: 

 

„Nach meiner Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jah-

resabschluss den gesetzlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ord-

nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-

, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft. Der Lagebericht steht im Einklang mit dem Jahresab-

schluss, entspricht den gesetzlichen Vorschriften und vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von 

der Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 

dar. 

 

Ohne diese Beurteilung einzuschränken, weise ich ausdrücklich auf die Ausführungen des Vorstands  

 im Lagebericht zur Lage der Gesellschaft (Pkt. 2.4.4.), 

 im Lagebericht zum Liquiditätsrisiko (Pkt. 3.2.) und  

 im Anhang zu den Grundlagen der Bewertung und den damit verbundenen Unsicherheiten der 

Bewertung der Anteile an verbundenen Unternehmen, Pkt. III.)5 sowie zu der vom Vorstand 

                                                                                                                                                   

Wesentlichen abgeschlossen sein sollte. Eine kurzfristige Liquiditätsplanung bis 31.12.2018 wurde durch den Vorstand erstellt, 

dem Aufsichtsrat vorgestellt und von diesem genehmigt. 

5 Ziffer III des Anhangs zum Jahresabschluss 2017 III. Erläuterungen zur Bilanz - zu Aktiva, Position A lautet: 

Das Anlagevermögen in Höhe von TEUR 5.686 setzt sich ausschließlich aus Anteilen an verbundenen Unternehmen in Höhe 

von TEUR 5.686 zusammen. 

Mit Vertrag vom 18.7.2016 wurden die gesamten Anteile der niiio GmbH mit Sitz in Görlitz (Amtsgericht Dresden HRB 32187) 

im Wege der Sachkapitalerhöhung mit TEUR 6.850 eingebracht. Der Bilanzansatz zum 31.12.2017 TEUR 5.641. Die Anteile an 

der niiio GmbH wurden aufgrund einer voraussichtlich nicht dauerhaften Wertminderung im Vorjahr gem. § 253 (3) S. 6 HGB 

auf den niedrigeren beizulegenden Wert zum 31.12.2016 abgeschrieben. Der zum 31.12.2016 ermittelte beizulegende Wert 

beruht auf einem Ertragswertansatz, der aufgrund der hinter den ursprünglichen Planungsrechnungen zurückbleibenden Um-

satzerlöse der niiio GmbH im Werterhellungszeitraum angepasst werden musste. 

Die Ertragsplanung der niiio GmbH wurde im Zeitablauf adjustiert. In der Detailplanungsphase für die Jahre 2018 und 2019 

rechnet die Gesellschaft nunmehr mit einem Ergebnis vor Ertragsteuern von TEUR 146 bzw. TEUR 498. Für die Jahre 2020 

und 2021 sind Ergebnisse vor Ertragsteuern von TEUR 2.119 bzw. TEUR 3.209 geplant. Unter Berücksichtigung dieser modifi-

zierten Ergebnisreihe und der Bewertungsfaktoren aus dem Geschäftsjahr 2016 bedarf der Ansatz der Beteiligung an der niiio 

GmbH mit TEUR 5.641 keiner Anpassung. 
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im Anhang (Pkt. V, Angabe nach § 285 Nr. 33 HGB)6 dargestellten Bestandsgefährdung der 

Gesellschaft aufgrund der Abhängigkeit der Gesellschaft von einer Kapitalerhöhung nach Ab-

lauf des von mir geprüften Wirtschaftsjahres 2017  

hin.“ 
 

6. Veränderungen der Finanzlage und des Betriebsergebnisses 

 

Nachfolgend werden erhebliche Veränderungen der Finanzlage und des Betriebsergebnisses der 

niiio-Gruppe nach dem von den wesentlichen historischen Finanzinformationen abgedeckten Zeitraum 

dargelegt:  

 

Die Hauptaktionärin der niiio AG, die DSER GmbH, hat im ersten Quartal 2018 zwei Verträge mit 

Großkunden abgeschlossen, für die sie auch niiio-Software einsetzt. Zunächst einen Vertrag über den 

Aufbau eines Vermögensverwaltungsportals mit einer deutschen Großbank, zum anderen einen Ver-

trag mit einer namhaften internationalen Privatbank. Diese beiden Verträge sind nun angelaufen, so 

dass die niiio AG im März erste Rechnungen in Höhe von insgesamt EUR 130.000,00 brutto an die 

DSER GmbH stellen konnte, davon EUR 110.000,00 für die Erstellung eines Pflichten- und Lasten-

hefts (Grobkonzept) für die Großbank und EUR 20.000,00 für Beratungsleistungen für das anlaufende 

Projekt bei der Privatbank. 

 

Des Weiteren hat DSER im vergangenen Jahr einen Vertrag mit einer der größeren Sparkassen zur 

individuellen Entwicklung einer digitalen Plattform abgeschlossen. Hier konnten im ersten Quartal 

2018 ebenfalls EUR 80.000,00 brutto von der niiio AG an die DSER GmbH weiterberechnet werden. 

 

Durch die Erweiterung des Vorstands, dessen Mitglieder für Dritte beratend tätig sind, konnten dar-

über hinaus im ersten Quartal 2018 Beratungsleistungen in Höhe von EUR 34.774,18 brutto an eine 

weitere deutsche Großbank in Rechnung gestellt werden. 

 

Darüber hinaus ist es zu keinen weiteren bedeutenden Veränderungen in der Finanzlage oder der 

Handelsposition der niiio-Gruppe nach dem 31. Dezember 2017 gekommen.  

                                                                                                                                                   

Wir weisen ausdrücklich darauf hin, dass sich die zugrunde liegenden Planungsparameter anders als angenommen entwickeln 

können, so dass künftig sowohl Abschreibungen als auch Zuschreibungen notwendig werden. 

Des Weiteren besteht zum Bilanzstichtag noch eine 100%-ige Beteiligung an der Meridio Matrix GmbH in Höhe von insgesamt 

TEUR 45. 

6 Ziffer V des Anhangs zum Jahresabschluss 2017, Angaben nach § 285 Nr. 33 HGB lautet: 

Die Hauptversammlung der niiio finance group AG (Gesellschaft) hat am 1. Dezember 2017 beschlossen, das Grundkapital der 

Gesellschaft gegen Einlagen um bis zu EUR 8.500.000,00 durch Ausgabe von bis zu 8.500.000 neuen auf den Namen lauten-

den Stückaktien mit einem rechnerischen Anteil am Grundkapital von je EUR 1,00 zu erhöhen. Am 31. Januar 2018 hat der 

Vorstand der Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrates vom 6. Februar 2018 beschlossen, den Bezugspreis für die 

neuen Aktien auf EUR 1,00 festzusetzen. Unter Berücksichtigung der unsicheren Vermögens- und Finanzlage zum Bilanzstich-

tag sowie der Erwartung wesentlicher Auftragseingänge im Geschäftsjahr 2018, mit denen die Ertragswende erreicht werden 

kann, bedarf es zur nachhaltigen Sicherstellung der Liquidität der Gesellschaft zusätzlich zu der vom Aufsichtsrat genehmigten 

kurzfristigen Liquiditätsplanung der oben genannten Kapitalerhöhung. 
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VIII. KAPITALISIERUNG UND VERSCHULDUNG; GESCHÄFTSKAPITAL  

 

1. Kapitalisierung und Verschuldung 

 

Die nachfolgende Tabelle gibt eine Übersicht über die Kapitalisierung und Verschuldung der niiio AG 

zum 28. Februar 2018 wieder. Die Angaben wurden nach den Rechnungslegungsvorschriften des 

HGB ermittelt. Sie sind dem laufenden Rechnungswesen der Gesellschaft entnommen und ungeprüft. 

 

  28. Febru-

ar 2018 

HGB 

(ungeprüft) 

TEUR 

   

kurzfristige Schulden (Restlaufzeit bis zu ein Jahr)  80 

davon besichert  0 

davon garantiert  0 

davon nicht garantiert/nicht besichert  80 

   

langfristige Schulden ohne kurzfristigen Teil der langfristigen Schulden  50 

davon besichert  0 

davon garantiert  0 

davon nicht besichert/nicht garantiert  50 

   

Eigenkapital  5.462 7 

gezeichnetes Kapital   11.105 

Kapitalrücklage  3.245 

gesetzliche Rücklagen  0 

andere Rücklagen  79 

 

Summe  5.592 

 

                                                
7 Die Position Eigenkapital in Höhe von TEUR 5.462  lässt sich rechnerisch aus den Positionen gezeichnetes Kapital, Kapital-

rücklage, gesetzliche Rücklagen und andere Rücklagen nicht ermitteln, weil finanzielle Verlustvorträge vorhanden sind, die in 

den Gesamtposten mit einfließen und zu der Eigenkapitalsumme in vorgenannter Höhe führen. 
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2. Liquidität und Nettofinanzverbindlichkeiten 

 

Die nachfolgende Tabelle zeigt die Liquidität und die Nettofinanzverbindlichkeiten der niiio AG zum 28. 

Februar 2018. Die Angaben wurden nach den Rechnungslegungsvorschriften des HGB ermittelt. Sie 

sind dem laufenden Rechnungswesen der Gesellschaft entnommen und ungeprüft: 

 

  28. Februar 

2018 

HGB 

(ungeprüft) 

TEUR 

   

A. Zahlungsmittel  90 

B. Zahlungsmitteläquivalente  0 

C. Wertpapiere  0 

D. Liquidität (A)+(B)+(C)  90 

   

E. Kurzfristige Finanzforderungen  116 

   

F. Kurzfristige Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten  0 

G. Kurzfristiger Teil der langfristigen Verbindlichkeiten  0 

H. Sonstige kurzfristige Finanzverbindlichkeiten  80 

I. Kurzfristige Finanzschulden (F)+(G)+(H)  80 

   

J. Kurzfristige Nettofinanzverschuldung (I)-(E)-(D)  -126 

   

K. Langfristige Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten  0 

L. Anleihen  0 

M. Sonstige langfristige Finanzverbindlichkeiten  50 

   

N. Langfristige Finanzverschuldung (K)+(L)+(M)  50 

   

O. Nettofinanzverschuldung (J)+(N)  -76 

 

Die Zahlungsmittel beinhalten im Wesentlichen Guthaben bei Kreditinstituten sowie, jedoch in gerin-

gem Umfang, Barbestände. 

 

3. Indirekte Verbindlichkeiten und Eventualverbindlichkeiten 

 

Die niiio AG hatte zum 28. Februar 2018  weder indirekte Verbindlichkeiten noch Eventualverbindlich-

keiten. 
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4. Erklärung zum Geschäftskapital 

 

Die Emittentin ist der Auffassung, dass das Geschäftskapital der Gesellschaften der niiio-Gruppe für 

deren derzeitige Bedürfnisse in den nächsten mindestens zwölf Monaten ausreichend ist. 
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IX. DIVIDENDENPOLITIK, ERGEBNIS UND DIVIDENDE JE AKTIE 

 

Die Anteile der Aktionäre am auszuschüttenden Gewinn der Gesellschaft bestimmen sich nach ihren 

Anteilen am Grundkapital, solange die Hauptversammlung nichts anderes beschließt. Die Beschluss-

fassung über die Ausschüttung von Dividenden für ein Geschäftsjahr auf die Aktien der Gesellschaft 

obliegt der ordentlichen Hauptversammlung, die im darauf folgenden Geschäftsjahr stattfinden soll 

und die auf Vorschlag von Vorstand und Aufsichtsrat entscheidet. Vorzugsrechte bestehen bei der 

Gesellschaft nicht. Die Dividende wird sofort fällig, sofern nicht durch die Hauptversammlung im Ein-

zelfall im Gewinnverwendungsbeschluss oder generell durch Satzungsänderungen etwas Abweichen-

des beschlossen wird. Der Anspruch auf Zahlung der Dividende verjährt nach drei Jahren, wobei die 

Verjährungsfrist erst mit dem Schluss des Jahres beginnt, in dem der Gewinnverwendungsbeschluss 

gefasst wurde. Verjährte Dividenden verbleiben bei der Gesellschaft.  

 

Die Ausschüttung einer Dividende für ein Geschäftsjahr kann nur auf Grundlage eines im handels-

rechtlichen Einzelabschluss der Gesellschaft ausgewiesenen Bilanzgewinns erfolgen. Sämtliche Ak-

tien, die Gegenstand dieses Prospekts sind, sind mit voller Dividendenberechtigung ab dem 

1. Januar 2017 ausgestattet. Bei der Ermittlung des zur Ausschüttung zur Verfügung stehenden Bi-

lanzgewinns ist das Ergebnis des Geschäftsjahres (der Jahresüberschuss bzw. Jahresfehlbetrag) um 

Gewinn- / Verlustvorträge des Vorjahres sowie um Entnahmen aus bzw. Einstellungen in Rücklagen 

zu korrigieren. Bestimmte Rücklagen sind kraft Gesetzes zu bilden. Stellen Vorstand und Aufsichtsrat 

den Jahresabschluss fest, so können sie einen Betrag von bis zu 50 % des Jahresüberschusses in 

andere Gewinnrücklagen i.S.v. § 266 Abs. 3 A Nr. III.4 Handelsgesetzbuch („HGB") einstellen; sie 

sind darüber hinaus ermächtigt, bis zu weitere 50 % des verbleibenden Jahresüberschusses in andere 

Gewinnrücklagen einzustellen, soweit die anderen Gewinnrücklagen die Hälfte des Grundkapitals 

nicht übersteigen und soweit sie nach der Einstellung die Hälfte des Grundkapitals nicht übersteigen 

würden. Bei der Berechnung des in andere Gewinnrücklagen einzustellenden Teils des Jahresüber-

schusses sind Beträge, die in die gesetzliche Rücklage einzustellen sind, und ein Verlustvortrag vorab 

vom Jahresüberschuss abzuziehen. Dividendenbeschränkungen oder besondere Verfahren für ge-

bietsfremde Wertpapierinhaber gibt es nicht.  

 

Im Zeitraum seit dem 1. Januar 2014 hat die Emittentin keine Dividenden ausgeschüttet. 

 

Die Gesellschaft strebt zukünftig eine Dividendenpolitik an, die sowohl die Interessen der Aktionäre 

als auch die allgemeine Lage der Gesellschaft berücksichtigt. Zukünftige Dividendenzahlungen erfol-

gen in Abhängigkeit von der Ertragslage der Gesellschaft, ihrer finanziellen Lage, dem Liquiditätsbe-

darf, der allgemeinen Geschäftslage der Märkte, in denen die niiio-Gruppe aktiv ist, sowie dem steuer-

lichen und regulatorischen Umfeld. Die Emittentin beabsichtigt in den nächsten Jahren dafür zu sor-

gen, dass sämtliche verwendungsfähigen Bilanzgewinne, die sie erzielt, thesauriert und in die Ge-

schäftstätigkeit der niiio-Gruppe investiert werden. 
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X. ORGANE 

 

Die Organe der Gesellschaft sind der Vorstand, der Aufsichtsrat und die Hauptversammlung. Die 

Kompetenzen dieser Organe sind im Aktiengesetz, der Satzung sowie ggf. in Geschäftsordnungen für 

den Vorstand und den Aufsichtsrat geregelt. 

 

1. Überblick  

 

Der Vorstand führt die Geschäfte nach Maßgabe der Gesetze, der Satzung der Gesellschaft, der Ge-

schäftsordnungen für den Vorstand und den Aufsichtsrat, soweit diese erlassen wurden, sowie unter 

Berücksichtigung der Beschlüsse der Hauptversammlung und eines etwaigen Geschäftsverteilungs-

planes. Er vertritt die Gesellschaft gegenüber Dritten. Der Vorstand hat zu gewährleisten, dass inner-

halb der Gesellschaft ein angemessenes Risikomanagement und ein internes Überwachungssystem 

eingerichtet und betrieben wird, damit den Fortbestand der Gesellschaft gefährdende Entwicklungen 

frühzeitig erkannt werden. Der Vorstand ist gegenüber dem Aufsichtsrat berichtspflichtig. Insbesonde-

re ist der Vorstand verpflichtet, dem Aufsichtsrat regelmäßig, zeitnah und umfassend über die beab-

sichtigte Geschäftspolitik und andere grundsätzliche Fragen der Unternehmensplanung, die Rentabili-

tät der Gesellschaft, den Gang der Geschäfte sowie die Geschäfte, die für die Rentabilität oder Liqui-

dität von erheblicher Bedeutung sein können, zu berichten. Der Vorstand hat dabei auch Abweichun-

gen des Geschäftsverlaufes von den aufgestellten Plänen und Zielen unter Angabe von Gründen dar-

zulegen. Außerdem ist dem Vorsitzenden des Aufsichtsrates aus sonstigen wichtigen Anlässen zu 

berichten. Der Aufsichtsrat kann zudem jederzeit einen Bericht über die Angelegenheiten der Gesell-

schaft verlangen. In einer Geschäftsordnung für den Vorstand kann bestimmt werden, dass für be-

stimmte Geschäfte der Vorstand der Zustimmung des Aufsichtsrates bedarf. Der Aufsichtsrat ist be-

fugt, den Kreis der zustimmungsbedürftigen Geschäfte zu erweitern oder einzuschränken. 

 

Die Mitglieder des Vorstandes werden vom Aufsichtsrat bestellt und abberufen. Die gleichzeitige Mit-

gliedschaft in Vorstand und Aufsichtsrat ist grundsätzlich nicht zulässig. Der Aufsichtsrat hat den Vor-

stand bei der Leitung des Unternehmens zu überwachen. Nach dem deutschen Aktiengesetz ist der 

Aufsichtsrat nicht zur Geschäftsführung berechtigt. 

 

Den Mitgliedern des Vorstandes und des Aufsichtsrates obliegen Treue- und Sorgfaltspflichten ge-

genüber der Gesellschaft. Dabei ist von den Mitgliedern dieser Organe ein weites Spektrum von Inte-

ressen, insbesondere der Gesellschaft, ihrer Aktionäre, ihrer Mitarbeiter und ihrer Gläubiger, zu be-

achten. Der Vorstand muss insbesondere die Rechte der Aktionäre auf Gleichbehandlung und 

gleichmäßige Information berücksichtigen. 

 

Nach deutschem Recht ist es den einzelnen Aktionären (wie jeder anderen Person) untersagt, ihren 

Einfluss auf die Gesellschaft dazu zu benutzen, ein Mitglied des Vorstandes oder des Aufsichtsrates 

zu einer für die Gesellschaft schädlichen Handlung zu bestimmen. Aktionäre mit einem beherrschen-

den Einfluss dürfen ihren Einfluss nicht dazu nutzen, die Gesellschaft zu veranlassen, gegen ihre Inte-

ressen zu verstoßen, es sei denn, die daraus entstehenden Nachteile werden ausgeglichen. Wer vor-

sätzlich unter Verwendung seines Einflusses auf die Gesellschaft ein Mitglied des Vorstandes oder 

des Aufsichtsrates, einen Prokuristen oder einen Handlungsbevollmächtigten dazu veranlasst, zum 
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Schaden der Gesellschaft oder ihrer Aktionäre zu handeln, ist der Gesellschaft und den Aktionären 

zum Ersatz des ihnen daraus entstehenden Schadens verpflichtet. Daneben haften die Mitglieder des 

Vorstandes und des Aufsichtsrates gesamtschuldnerisch, wenn sie unter Verletzung ihrer Pflichten 

gehandelt haben. 

 

Verstoßen die Mitglieder des Vorstandes oder des Aufsichtsrates gegen ihre Pflichten, so haften die 

betreffenden Mitglieder gesamtschuldnerisch gegenüber der Gesellschaft auf Schadensersatz. Er-

satzansprüche der Gesellschaft können auch durch Aktionäre in eigenem Namen geltend gemacht 

werden, nachdem diese Aktionäre, deren Anteile im Zeitpunkt der Antragstellung zusammen 1 % des 

Grundkapitals oder einen anteiligen Betrag am Grundkapital von EUR 100.000,00 erreichen, erfolg-

reich ein Klagezulassungsverfahren betrieben haben. Die Gesellschaft kann erst drei Jahre nach dem 

Entstehen des Anspruchs und nur dann auf Ersatzansprüche verzichten oder sich darüber verglei-

chen, wenn die Aktionäre dies in der Hauptversammlung mit einfacher Stimmenmehrheit beschließen 

und wenn nicht eine Minderheit von Aktionären, deren Anteile zusammen 10 % des Grundkapitals 

erreichen oder übersteigen, Widerspruch zur Niederschrift erhebt.  

 

2. Vorstand 
 
a) Zusammensetzung, Beschlussfassung und Vertretung 

 

Gemäß der Satzung der Gesellschaft kann der Vorstand der niiio AG aus einer oder mehreren Perso-

nen bestehen. Die Anzahl der Vorstandsmitglieder und etwaiger Ersatzmitglieder wird vom Aufsichts-

rat bestimmt. Der Aufsichtsrat kann je ein Vorstandsmitglied zum Vorsitzenden des Vorstandes und 

eines zum stellvertretenden Vorsitzenden des Vorstandes ernennen. Zum Datum des Prospektes 

besteht der Vorstand der Gesellschaft aus zwei Mitgliedern, ab dem 1. April 2018 aus vier Mitgliedern. 

Die Mitglieder des Vorstandes werden vom Aufsichtsrat für eine Amtszeit von höchstens fünf Jahren 

bestellt. Eine wiederholte Bestellung oder Verlängerung der Amtszeit, jeweils für höchstens fünf Jahre, 

ist zulässig. Der Aufsichtsrat kann die Bestellung eines Vorstandsmitgliedes vor Ablauf der Amtszeit 

widerrufen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt, etwa bei grober Pflichtverletzung oder wenn die Haupt-

versammlung dem Vorstandsmitglied das Vertrauen entzieht. 

 

Gemäß der Satzung erlässt der Aufsichtsrat eine Geschäftsordnung für den Vorstand, in der insbe-

sondere die Geschäfte festgelegt werden, zu deren Vornahme die Zustimmung des Aufsichtsrats er-

forderlich ist. 

 

Die Beschlüsse des Vorstandes werden, soweit es an einer expliziten Regelung durch Gesetz, Sat-

zung oder Geschäftsordnung fehlt, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Bei 

Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorstandsvorsitzenden, im Falle seiner Verhinderung, die des 

stellvertretenden Vorstandsvorsitzenden, den Ausschlag. Besteht der Vorstand aus mehr als zwei 

Mitgliedern, ist der Vorstand nur beschlussfähig, wenn zwei Drittel seiner Mitglieder an der Beschluss-

fassung teilnehmen.  

 

Ist nur ein Vorstandsmitglied bestellt, vertritt dieses die Gesellschaft allein. Ist der Vorstand aus meh-

reren Mitgliedern zusammengesetzt, so wird die Gesellschaft durch zwei Vorstandsmitglieder oder ein 
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Vorstandsmitglied gemeinsam mit einem Prokuristen vertreten. Sind mehrere Vorstandsmitglieder 

bestellt, kann der Aufsichtsrat bestimmen, dass einzelne oder mehrere Vorstandsmitglieder einzelver-

tretungsberechtigt sind und / oder berechtigt sind, im Namen der Gesellschaft und als Vertreter eines 

Dritten Rechtsgeschäfte vorzunehmen (Mehrfachvertretung), § 181 2. Alt. BGB.  

 

b) Gegenwärtige Mitglieder 

 

Dem Vorstand der Gesellschaft gehören gegenwärtig an: 

 

Johann Horch (*18. Mai 1972), wohnhaft in Lahnstein, deutscher Staatsangehöriger: 

Herr Johann Horch ist Betriebswirt (Studium in Köln 1993 - 1997) und wurde mit Wirkung ab dem 

15. September 2016 und bis zum 31. August 2019 zum Vorstandsmitglied der Emittentin bestellt. Be-

reits seit Mai 2013 ist er Geschäftsführer der niiio GmbH und seit Mai 2006 Geschäftsführer der DSER 

GmbH. Von Mai 2001 bis Mai 2006 war er geschäftsführender Gesellschafter der Deutscher Wertpa-

pierdienst GmbH, wo er für Business Development, Vertrieb und Finanzen verantwortlich war. Zudem 

war er von Mai 2002 bis Oktober 2002 als Consultant für die Citibank Privatkunden AG tätig. Von De-

zember 2000 bis Mai 2001 war er Chief Financial Officer für die justadd.TV AG. Im Jahr 2000 war er 

von Februar bis September als Projektleiter Marketing für die Deutsche Fernsehnachrichten Agentur 

DFA, Düsseldorf, tätig. Von September 1999 bis Januar 2000 war er als Projektmanager Marketing & 

Sales beim Fernsehsender NBC Europe angestellt. Seine Tätigkeit begann Herr Johann Horch als 

selbstständiger Analyst im Bereich Neuer Markt in den Jahren 1997 bis 2001.  

  

Die folgende Übersicht gibt die von Herrn Horch in den letzten fünf Jahren ausgeübten Funktionen als 

Mitglied eines Verwaltungs-, Geschäftsführungs- oder Aufsichtsorgans oder als Partner (d.h. Gesell-

schafter einer Personengesellschaft) in Gesellschaften außerhalb der niiio AG wieder: 

 

Gesellschaft Funktion Von - bis 

niiio GmbH  Geschäftsführer  2013- heute 

Deutsche Software Engineering & 

Research GmbH 

Geschäftsführer 2006- heute  

Deutscher Wertpapierdienst GmbH geschäftsführender Gesellschafter 05/2001 – 05/2006 

 

 

Axel Apfelbacher (*17. März 1975), deutscher Staatsangehöriger: 

Herr Axel Apfelbacher absolvierte von 1994 bis 2000 ein Studium der Betriebswirtschaftslehre an der 

Universität Bayreuth. Seit Januar 2018 ist Herr Axel Apfelbacher Vorstandsmitglied der Emittentin und 

ist bis zum 31. Dezember 2019 bestellt. Von September 2000 bis Dezember 2004 war er als Senior 

Consultant Valuation & Strategy für PricewaterhouseCoopers Corporate Finance Consulting tätig. Von 

Januar 2005 bis Dezember 2006 arbeitete er als Business Development Manager für die Xchanging 

GmbH. Daraufhin war er von Januar 2007 bis Mai 2011 als Head of Commercial bei der Xchanging 

Continental Europe angestellt. Für die Xchanging Financial Services war er von Mai 2011 bis August 

2013 als Chief Strategy Officer & Deputy Chief Financial Officer tätig. Danach arbeitete er von Sep-

tember 2013 bis April 2016 als Chief Strategy Officer für die DB Investment Services GmbH (vormals 

Xchanging Transaction Bank GmbH). Von Mai 2016 bis heute ist er Senior Advisor für TechFluence, 
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Frankfurt am Main. Schließlich ist Herr Axel Apfelbacher seit Mai 2016 bis heute als Senior Executive 

Consultant für Tech und FinTech Unternehmen tätig. 

 

Die folgende Übersicht gibt die von Herrn Apfelbacher in den letzten fünf Jahren ausgeübten Funktio-

nen als Mitglied eines Verwaltungs-, Geschäftsführungs- oder Aufsichtsorgans oder als Partner (d.h. 

Gesellschafter einer Personengesellschaft) in Gesellschaften außerhalb der niiio AG wieder: 

 

Gesellschaft Funktion Von - bis 

Xchanging Financial Services Chief Strategy Officer & Deputy CFO  05/2011 – 08/2018 

DB Investment Services GmbH Chief Strategy Officer 09/2013 – 04/2016 

 

 

Kristijan Grgurevic, LL.M. (*11. Juli 1976), deutscher Staatsangehöriger: 

Herr Kristijan Grgurevic ist Diplom-Ingenieur und Diplom-Wirtschaftsingenieur. Mit Wirkung vom 

1. April 2018 bis zum 31. Dezember 2019 soll Herr Kristijan Grgurevic, LL.M., zum Vorstandsmitglied 

der Emittentin bestellt werden. Von März 2001 bis September 2002 war er für Arthur Andersen in 

Eschborn tätig. Nach der Fusion von Arthur Andersen mit Ernst & Young arbeitete Herr Grgurevic in 

der Abteilung für Technology & Security Risk Services. Daraufhin war er von Oktober 2003 bis Juni 

2006 zunächst als IT Process Manager, später dann als Deputy Head of Sales bei DB Energie in 

Frankfurt am Main angestellt. Herr Grgurevic kehrte im Juli 2006 als Manager im Bereich Manage-

ment Support for Head of Consulting zurück zu Ernst & Young in Eschborn. Anschließend arbeitete er 

zwei Jahre am Standort London im Strategic Consulting founding team und neun Monate am Standort 

New York City. Im Oktober 2008 erlangte Herr Grgurevic einen Master of Laws der Frankfurt School of 

Finance & Management. Von Juli 2010 bis Mai 2015 war er in diversen Führungspositionen für Ernst 

& Young in Eschborn tätig. Zudem leitete Herr Grgurevic von Juni 2015 bis Februar 2016 als Partner 

den Beratungsbereich Digital Business Innovation & Transformation (d.bit) bei der Managementbera-

tung LEADVISE Reply GmbH in Darmstadt. Von März 2016 bis Mai 2017 arbeitete er als Partner für 

goetzpartners in Frankfurt am Main. Seit Juni 2017 bis heute ist Herr Grgurevic als Senior Advisor für 

einen externen Vertragsnehmer von goetzpartners in Frankfurt am Main tätig.  

 

Herr Kristijan Grgurevic hat in den letzten fünf Jahren keine Funktionen als Mitglied eines Verwal-

tungs-, Geschäftsführungs- oder Aufsichtsorgans oder als Partner (d.h. Gesellschafter einer Perso-

nengesellschaft) in Gesellschaften außerhalb der niiio AG ausgeübt. 

 

Die Mitglieder des Vorstands sind unter der Geschäftsadresse der Gesellschaft erreichbar. 

 

c) Dienstverträge 

 

Die Anstellungsverträge von Herrn Horch und Herrn Apfelbacher sowie Herrn Grgurevic mit der niiio 

AG sind bis zum 31. Dezember 2019 fest abgeschlossen. Im Falle der Verlängerung der Amtszeit als 

Vorstand der Gesellschaft verlängert sich der Vertrag bis zum Ende der Verlängerung der Amtsperio-

de. Die derzeitigen Dienstverträge der Vorstandsmitglieder sehen bei Beendigung des jeweiligen 

Dienstvertrages keine besonderen Vergünstigungen vor. Im Übrigen gibt es keine Dienstleistungsver-
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träge zwischen den Vorständen und der Gesellschaft bzw. ihren Tochtergesellschaften, die bei Been-

digung des Dienstleistungsverhältnisses Vergünstigungen vorsehen.  

 

Die Vorstandsmitglieder erhalten ein festes Jahresgehalt (Horch: EUR 144.000,00 brutto, Apfelbacher 

und Grgurevic jeweils EUR 120.000 brutto). Dieses Jahresgehalt ist in gleichen monatlichen Teilbe-

trägen jeweils zum Ende des Monats zahlbar. Darüber hinaus erstattet die Gesellschaft den Vor-

standsmitgliedern die jeweiligen Höchstbeträge des Arbeitgeberanteils für die gesetzliche Renten- und 

Krankenversicherung. Weiterhin stellt die Gesellschaft den Vorstandsmitgliedern einen angemesse-

nen Firmenwagen zur Verfügung, den sie auch privat nutzen dürfen. Darüber hinaus erhalten die Vor-

stände eine variable Erfolgsvergütung („Bonus“). Der sogenannte „Kurzfristbonus“ beträgt 5% des 

operativen Gewinns nach Abschreibungen und Rückstellungen („Zielbetrag“), maximal jedoch 
EUR 50.000,00 pro Geschäftsjahr und nur unter der Voraussetzung, dass der Zielbetrag in jedem 

Geschäftsjahr, in dem der Vorstand der Gesellschaft als Vorstand angehört, größer als 

EUR 200.000,00 („Erfolgsziel“) ist. Die Auszahlung des Bonus wird fällig nach Feststellung des Jah-

resabschlusses. Außerdem erhalten die Vorstandsmitglieder einen „Langfristbonus“ in Höhe von 
EUR 100.000,00, wenn der Zielbetrag in jedem der Geschäftsjahre 2018-2019 (für Herrn Horch 2017-

2019) EUR 300.000,00 nicht unterschreitet und durchschnittlich mindestens EUR 400.000,00 beträgt. 

Der Langfristbonus reduziert sich auf 75 % des vereinbarten Betrags, wenn der Zielbetrag kleiner als 

EUR 300.000,00, aber größer als EUR 250.000,00 ist, auf 50 % des vereinbarten Betrags, wenn der 

Zielbetrag kleiner als EUR 300.000,00, aber größer als EUR 200.000,00 ist und auf 25 % des verein-

barten Betrags, wenn der Zielbetrag kleiner als EUR 300.000,00, aber größer als EUR 100.000,00 ist. 

Auf einen zu erwartenden Langfristbonus wird jährlich nach der Feststellung des Jahresabschlusses 

eine Abschlagszahlung von EUR 50.000,00 gezahlt. Die vollständige Zahlung oder auch die Rücker-

stattung etwaiger Überzahlungen wird nach der Feststellung des Jahresabschlusses für das Ge-

schäftsjahr 2019 fällig. Im Geschäftsjahr 2017 haben die in diesem Zeitraum amtierenden Mitglieder 

des Vorstands Gesamtbezüge in Höhe von EUR 144.000,00 erhalten.  

 

Die Gesellschaft schließt zugunsten aller Vorstandsmitglieder jeweils eine D&O-Versicherung, eine 

Directors-and-Officers-Versicherung/Organ- oder Manager-Haftpflichtversicherung, d.h. eine Vermö-

gensschadenhaftpflichtversicherung für Organe und leitende Angestellte, (Deckungssumme mindes-

tens EUR 5 Mio.; Selbstbehalt: 10% bis zur Höhe des 1,5-fachen festen Jahresgehalts) ab. 

 

Zugunsten von Herrn Horch, Herrn Apfelbacher und Herrn Grgurevic schließt die Gesellschaft jeweils 

eine Unfallversicherung (Deckungssumme EUR 500.000,00 für den Todes- und für den Invaliditätsfall) 

ab. 

 

Für Herrn Horch zahlt die Gesellschaft EUR 12.000,00 pro Jahr in eine Unterstützungskasse ein, was 

eine betriebliche Altersvorsorge darstellt. Die Ansprüche hieraus verfallen nicht und können vom Vor-

stand nach seinem Ausscheiden mitgenommen werden. 

 

d) Kredite, Aktienbesitz, sonstige Rechtsbeziehungen und Interessenkonflikte 

 

Den Mitgliedern des Vorstands wurden im Geschäftsjahr 2017 keine Kredite gewährt. 
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Der Aktienbesitz der Vorstandsmitglieder ist, soweit vorhanden, im Abschnitt „XI. HAUPTAKTIONÄRE 

UND GESCHÄFTE UND RECHTSBEZIEHUNGEN MIT NAHE STEHENDEN PERSONEN" darge-

stellt. Herr Horch ist mittelbar über die DSER GmbH wesentliche an der Emittentin beteiligt. Hieraus 

könnten Interessenkonflikte erwachsen, etwa in dem Fall, dass über Dividendenausschüttungen ent-

schieden werden soll und die Emittentin ein Interesse an Dividendenthesaurierung, die DSER GmbH 

jedoch ein Interesse an einer Ausschüttung hat oder wenn es um die Frage geht, ob die DSER ihre 

Aktionärsstellung zu Lasten der Emittentin ausnutzt. Auch gibt es wesentliche geschäftliche Bezie-

hungen zwischen der DSER GmbH und der niiio-Gruppe aus der Interessenkonflikte erwachsen kön-

nen (siehe Abschnitt „VI. GESCHÄFTSÜBERBLICK, 5. Wesentliche Verträge, b) niiio GmbH“). Es 

kann Auseinandersetzungen über Inhalt oder Durchführung von Verträgen geben, etwa über Beauf-

tragungen oder über die vorhandenen Softwarerechte welche die DSER GmbH der niiio GmbH ge-

währt hat. Darüber hinaus bestehen keine Rechtsbeziehungen zwischen den Vorstandsmitgliedern 

und der niiio AG.  

 

Über die vorstehend sowie aufgrund des in Abschnitt „XI. HAUPTAKTIONÄRE UND GESCHÄFTE 
UND RECHTSBEZIEHUNGEN MIT NAHE STEHENDEN PERSONEN" aufgezeigten Anteilsbesitzes 

dargestellten potenziellen Interessenkonflikte hinaus gibt es keine potentiellen Interessenkonflikte 

zwischen den privaten Interessen der Vorstandsmitglieder oder ihren sonstigen Verpflichtungen in 

Bezug auf ihre Verpflichtungen gegenüber der niiio AG. 

 

Gegen die Mitglieder des Vorstandes wurden in den letzten fünf Jahren keinerlei Sanktionen wegen 

der Verletzung in- oder ausländischer Bestimmungen des Straf- oder Kapitalmarktrechtes verhängt, 

insbesondere erfolgten keine Schuldsprüche in Bezug auf Betrugsdelikte gegen die Mitglieder des 

Vorstands. Die Mitglieder des Vorstandes waren in den letzten fünf Jahren nicht an Insolvenzen, In-

solvenzverwaltungen oder Liquidationen beteiligt. Gegen die Mitglieder des Vorstandes wurden kei-

nerlei öffentliche Anschuldigungen erhoben und / oder Sanktionen von Seiten der gesetzlichen Behör-

den oder der Regulierungsbehörden (einschließlich bestimmter Berufsverbände) verhängt, noch wur-

den sie jemals durch ein Gericht für die Mitgliedschaft in einem Verwaltungs-, Geschäftsführungs- 

oder Aufsichtsorgan einer Gesellschaft oder für ihre Tätigkeit im Management oder die Führung der 

Geschäfte einer Gesellschaft als untauglich angesehen. 

 

Es bestehen keine verwandtschaftlichen Beziehungen zwischen den Mitgliedern des Vorstands unter-

einander oder zwischen den Mitgliedern des Vorstands und den Mitgliedern des Aufsichtsrates. 

 

 

3. Aufsichtsrat 

 

a) Zusammensetzung, Beschlussfassung und Ausschüsse 

 

Der Aufsichtsrat besteht aus sechs Mitgliedern, die von der Hauptversammlung gewählt werden. So-

weit die Hauptversammlung nicht bei der Wahl einen kürzeren Zeitraum beschließt, erfolgt die Wahl 

der Aufsichtsratsmitglieder und gegebenenfalls ihrer Ersatzmitglieder gemäß der Satzung der Gesell-

schaft für die Zeit bis zur Beendigung derjenigen Hauptversammlung, die über die Entlastung des 

Aufsichtsrates für das vierte Geschäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit beschließt, wobei das Ge-
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schäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, nicht mitgerechnet wird. Eine Wiederwahl ist, auch mehrfach, 

zulässig. Die Hauptversammlung kann mit der Wahl eines Aufsichtsratsmitgliedes gleichzeitig ein 

Ersatzmitglied wählen, das in den Aufsichtsrat nachrückt, wenn ein Aufsichtsratsmitglied vorzeitig 

ausscheidet, ohne dass ein Nachfolger bestellt ist. Tritt ein Ersatzmitglied an die Stelle eines aus-

scheidenden Aufsichtsratsmitgliedes, so erlischt das Amt mit Beendigung der nächsten Hauptver-

sammlung, die nach seinem Amtsantritt stattfindet. Findet in der nächsten Hauptversammlung keine 

Ersatzwahl statt, so verlängert sich die Amtszeit bis zum Ende der Amtszeit des vorzeitig ausgeschie-

denen Aufsichtsratsmitgliedes. Ersatzwahlen erfolgen für den Rest der Amtszeit des ausgeschiedenen 

Mitglieds. Aufsichtsratsmitglied kann gemäß § 100 AktG nicht sein, wer (i) bereits in 10 Handelsge-

sellschaften, die gesetzlich einen Aufsichtsrat zu bilden haben, Aufsichtsratsmitglied ist, (ii) gesetzli-

cher Vertreter eines von der Gesellschaft abhängigen Unternehmens ist, (iii) gesetzlicher Vertreter 

einer anderen Kapitalgesellschaft ist, deren Aufsichtsrat ein Vorstandsmitglied der Gesellschaft ange-

hört oder (iv) in den letzten zwei Jahren Vorstandsmitglied derselben börsennotierten Gesellschaft 

war, es sei denn, seine Wahl erfolgt auf Vorschlag von Aktionären, die mehr als 25 % der Stimmrech-

te an der Gesellschaft halten. Nach der Satzung kann jedes Mitglied des Aufsichtsrates und jedes 

Ersatzmitglied sein Amt mit einer Frist von drei Monaten durch schriftliche Erklärung gegenüber dem 

Vorsitzenden des Aufsichtsrates niederlegen. Bei Vorliegen eines wichtigen Grundes kann die Nieder-

legung fristlos erfolgen. 

 

Der Aufsichtsrat wählt in der ersten Sitzung nach seiner Wahl aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und 

einen Stellvertreter. Die Amtszeit des Vorsitzenden und des Stellvertreters entspricht ihrer Amtszeit 

als Mitglied des Aufsichtsrates. Scheidet der Vorsitzende oder sein Stellvertreter vor Ablauf der Amts-

zeit aus seinem Amt aus, so hat der Aufsichtsrat unverzüglich eine Neuwahl für die restliche Amtszeit 

des Ausgeschiedenen vorzunehmen. 

 

Gemäß § 110 AktG muss der Aufsichtsrat zwei Sitzungen im Kalenderhalbjahr abhalten. Dem Auf-

sichtsratsvorsitzenden obliegt die Einberufung der Aufsichtsratssitzungen. Der Aufsichtsrat ist be-

schlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder geladen sind und mindestens drei Mitglieder an der Sitzung 

teilnehmen. Ein Mitglied nimmt auch an der Beschlussfassung teil, wenn es sich der Stimme enthält. 

Abwesende Mitglieder können an der Beschlussfassung teilnehmen, indem sie eine schriftliche 

Stimmabgabe durch ein anderes Mitglied überreichen lassen oder Personen, die nicht dem Aufsichts-

rat angehören, dazu schriftlich ermächtigen.  

 

Die Beschlüsse des Aufsichtsrates werden in Sitzungen gefasst. Außerhalb von Sitzungen ist schriftli-

che, telegraphische, fernkopierte, fernschriftliche oder fernmündliche Beschlussfassung zulässig, 

wenn kein Aufsichtsratsmitglied diesem Verfahren innerhalb einer vom Vorsitzenden bestimmten, 

angemessenen Frist widerspricht. 

 

Die Beschlüsse des Aufsichtsrates werden, soweit nicht durch Gesetz, Satzung oder Geschäftsord-

nung andere Mehrheiten zwingend vorgeschrieben sind, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen 

Stimmen gefasst. Dabei gilt Stimmenthaltung als Stimmabgabe. Bei Stimmengleichheit gibt die Stim-

me des Aufsichtsratsvorsitzenden oder, falls dieser nicht an der Beschlussfassung teilnimmt, die 

Stimme des Stellvertreters den Ausschlag.  
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Nach der Satzung der Gesellschaft kann sich der Aufsichtsrat eine Geschäftsordnung geben. Der 

Aufsichtsrat hat sich keine Geschäftsordnung gegeben.  

 

Der Aufsichtsrat der niiio AG hat keine Ausschüsse gebildet. 

 

b) Gegenwärtige Mitglieder 

 

Die Namen und Haupttätigkeiten der gegenwärtigen Mitglieder des Aufsichtsrates der niiio AG sind: 

 

Name Haupttätigkeiten außerhalb der niiio AG 

Dr. Peter Balzer 
Partner in der Sozietät Sernetz Schäfer Rechtsanwälte, 

Partnerschaft mit beschränkter Berufshaftung, Düsseldorf 

Michael Mellinghoff Managing Director der TechFluence UK 

Steffen Seeger selbständiger Berater und Unternehmer 

Dr. Martin Setzer selbständiger Berater im Bereich Digitalisierungsstrategie 

Malte Spieß Leiter Spezialmandate, Prokurist,  

Braunschweiger Privatbank 

 

Der sechste Sitz im Aufsichtsrat ist derzeit vakant. 

 

Herr Mellinghoff ist bis zum Ablauf der Hauptversammlung, die über die Entlastung der Aufsichtsrats-

mitglieder für das Geschäftsjahr 2020 beschließt, gewählt. Herr Dr. Balzer und Herr Seeger sind je-

weils bis zum Ablauf der Hauptversammlung, die über die Entlastung der Aufsichtsratsmitglieder für 

das Geschäftsjahr 2021 beschließt, gewählt. Die Herren Dr. Martin Setzer und Malte Spieß sind durch 

Beschluss des Amtsgerichts Dresden vom 28. März 2018 mit Wirkung zum 1. April 2018 zu Aufsichts-

ratsmitgliedern bestellt worden, weil der Aufsichtsrat unterbesetzt war. Ihr Amt endet kraft Gesetzes, 

sobald die Unterbesetzung durch reguläre Neuwahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder Herabsetzung 

der satzungsmäßigen Zahl der Aufsichtsratsmitglieder entfällt, spätestens jedoch mit Beendigung der 

Hauptversammlung, die über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach dem Beginn ihrer 

Amtszeit beschließt. Die Mitglieder des Aufsichtsrates sind über die Geschäftsadresse der Gesell-

schaft zu erreichen. 

 

Lebensläufe 

 

Dr. Peter Balzer (*27. Mai 1963) wohnhaft in Grevenbroich, deutscher Staatsangehöriger:  

Herr Dr. Peter Balzer hat Rechtswissenschaften studiert und ist seit 2004 als Rechtsanwalt zugelas-

sen. Nach seiner Promotion zum Dr. iur. war er zunächst Rechtsanwalt und Partner bei Balzer Kühne 

Lang; zum Datum des Prospekts ist Herr Dr. Peter Balzer Rechtsanwalt und Partner bei Ser-

netz·Schäfer Rechtsanwälte Partnerschaft mit beschränkter Berufshaftung in Düsseldorf. 

 

Seit August 2011 ist Herr Dr. Balzer Mitglied des Aufsichtsrats der niiio AG. 
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Die folgende Übersicht gibt die von Herrn Dr. Balzer in den letzten fünf Jahren ausgeübten Funktionen 

als Mitglied eines Verwaltungs-, Geschäftsführungs- oder Aufsichtsorgans oder als Partner (d.h. Ge-

sellschafter einer Personengesellschaft) in Gesellschaften außerhalb der niiio AG wieder: 

 

Gesellschaft Funktion Von - bis 

Sernetz Schäfer Rechtsanwälte Partnerschaft mit 

beschränkter Berufshaftung 
Partner 

2013 - heute 

Reich, Doeker & Kollegen AG Aufsichtsratsvorsitzender 2010 - heute 

Balzer Kühne Lang Partner 2006 - 2013 

 

 

Michael Mellinghoff (*8. August 1970) wohnhaft in London, deutscher Staatsangehöriger:  

Herr Michael Mellinghoff ist Geschäftsführer von TechFluence und Senior Advisor und Mentor von 

FinTech Forum. Er ist erfahrener Anlageexperte. Seine Karriere umfasst über 10 Jahre Erfahrung im 

Bereich des traditionellen Banking, wo er diverse Führungspositionen in den Bereichen Anlagenver-

waltung und Investmentbanking in Deutschland und im Ausland innehatte, einschließlich Positionen 

im Verwaltungs- und Aufsichtsrat für Commerzbank Asset Management und DZ Bank Group. Seit 

2010 arbeitet Herr Mellinghoff im FinTech Bereich, unter anderem hat er über drei Jahre Erfahrung als 

Geschäftsführer von sharewise.com. Bei TechFluence leitet er die Firmenaktivitäten im Vereinigten 

Königreich sowie die Initiativen im Digital Investment Management weltweit. Herr Mellinghoff fungiert 

als Mentor für verschiedene Startups sowie FinTech accelerators (Startupbootcamp FinTech und Le-

vel39). Er hat einen Abschluss in Betriebswirtschaftslehre der Universität Bayreuth.   

 

Seit 2016 ist Herr Mellinghoff Mitglied des Aufsichtsrats der niiio AG. 

 

Die folgende Übersicht gibt die von Herrn Mellinghoff in den letzten fünf Jahren ausgeübten Funktio-

nen als Mitglied eines Verwaltungs-, Geschäftsführungs- oder Aufsichtsorgans oder als Partner (d.h. 

Gesellschafter einer Personengesellschaft) in Gesellschaften außerhalb der niiio AG wieder: 

 

Gesellschaft Funktion Von - bis 

TECHFLUENCE UK LTD Director seit 21. Juni 2016 

 

 

Steffen Seeger (*8. Februar 1959) wohnhaft in Bad Homburg vor der Höhe, deutscher Staatsangehö-

riger:  

Seit 2017 ist Herr Steffen Seeger Mitglied des Aufsichtsrats der niiio AG. Er ist Bankkaufmann und 

Diplom-Kaufmann. Seine Tätigkeit begann Herr Seeger als Prüfungsassistent und -leiter im Banken-

bereich der Peat Marwick Treuhand GmbH. Ende 1987 erlangte er eine Qualifikation als Steuerbera-

ter. Von 1987 bis 1991 war er Manager für die KPMG Peat Marwick Unternehmensberatung GmbH. 

Danach war er als Partner der KPMG Consulting GmbH tätig, wo er ab 1998 für den Auf- und Ausbau 

der Financial Services Consulting verantwortlich war. Zudem war Herr Seeger in den Jahren 2000 bis 

2002 Mitglied des Vorstands der KPMG Consulting AG, wo er für Financial Services in Deutschland, 

Österreich und der Schweiz verantwortlich war. Als Executive Vice President der Bearing Point Inc. in 

Washington war er verantwortlich für Financial Services in Europa und ab 2004 für die gesamte Regi-
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on EMEA (Europe, Middle East, Africa). Von 2012 bis 2017 war Herr Seeger Mitgründer und Vorsit-

zender des Aufsichtsrats der FIDOR Solutions AG in München, die bis 2016 FidorTech AG hieß. Von 

2006 bis 2017 war er Mitgründer und Mitglied des Vorstands der FIDOR Bank AG in München (bis 

2009: FIDOR AG). Er ist Aufsichtsratsmitglied der PMC International AG in Neu-Isenburg und der 

Demekon AG in München.  

 

Die folgende Übersicht gibt die von Herrn Seeger in den letzten fünf Jahren ausgeübten Funktionen 

als Mitglied eines Verwaltungs-, Geschäftsführungs- oder Aufsichtsorgans oder als Partner (d.h. Ge-

sellschafter einer Personengesellschaft) in Gesellschaften außerhalb der niiio AG wieder: 

 

Gesellschaft Funktion Von - bis 

AUMENTAR AG, Frankfurt Vorstand seit Juni 2017 

PMC International AG, Neu-Isenburg Aufsichtsratsvorsitzender seit Juni 2009  

 

 

Dr. Martin Setzer (*5. August 1965), wohnhaft in Stuttgart, deutscher Staatsangehöriger: 

Dr. Martin Setzer ist Diplom-Wirtschaftsingenieur und studierte Volkswirtschaftslehre an der Université 

Paris I Panthéon-Sorbonne. Im Jahr 1993 arbeitete Herr Setzer für die Europäische Kommission. Von 

1994 bis 1998 war er wissenschaftlicher Mitarbeiter im Institut für öffentliche Finanzwirtschaft der 

Technischen Universität Darmstadt, wo er auch promovierte. Danach arbeitete Herr Setzer in diversen 

Führungspositionen für die Deutsche Bank Group in Frankfurt und London. Unter anderem war er von 

2000 bis 2002 Geschäftsführer und Stabschef und von 2003 bis 2009 Global Head IT and Operations 

Management. Anschließend war Herr Setzer bis zum 31. Dezember 2015 Geschäftsführer und Execu-

tive Managing Director für die Landesbank Baden-Württemberg (LBBW) Group, Stuttgart, sowie bis 

zum 30. Juni 2017 Senior Advisor for Digital Transformation Agenda for LBBW group.  

 

Die folgende Übersicht gibt die von Herrn Setzer in den letzten fünf Jahren ausgeübten Funktionen als 

Mitglied eines Verwaltungs-, Geschäftsführungs- oder Aufsichtsorgans oder als Partner (d.h. Gesell-

schafter einer Personengesellschaft) in Gesellschaften außerhalb der niiio AG wieder: 

 

Gesellschaft Funktion Von - bis 

Landesbank Baden-Württemberg Mitglied des Vorstands, COO  01/2014 - 12/2015 

Deutscher Sparkassen-Verlag GmbH Mitglied des Aufsichtsrats 11/2014 - 04/2016 

Cellent AG Mitglied und Vorsitzender des 

Aufsichtsrats 

07/2012 - 01/2016 

Targens GmbH 

(ehemals Cellent financial solutions GmbH) 

Mitglied und Vorsitzender des 

Aufsichtsrats 

07/2012 - 04/2016 

Traxpay AG  Fakultativer Beirat 1/2018 - heute 

Slock.it GmbH Fakultativer Beirat 11/2017 - heute 

Viridium Holding AG 

sowie in deren Tochtergesellschaften: 

Mitglied des Vorstands (CIO) ab 04/2018 

Heidelberger LV AG  Mitglied des Vorstands ab 04/2018 

Skandia LV AG  Mitglied des Vorstands ab 04/2018 

Entis LV AG  Mitglied des Vorstands ab 04/2018 
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Malte Spieß, geboren am 3. März.1972, wohnhaft in Bad Gandersheim, deutscher Staatsangehöriger: 

Malte Spieß ist Mitglied der 2. Führungsebene und Prokurist der Volksbank eG Braunschweig Wolfs-

burg, wo er von November 2011 bis November 2016 den Bereich Vermögensmanagement des Indivi-

dualkundengeschäfts geleitet hat und im Dezember 2016 als „Leiter Spezialmandate“ in die Zweig-

niederlassung „Braunschweiger Privatbank“ gewechselt ist. Zuvor arbeitete er für das Maklerhaus 
Formaxx sowie die Landesbanken Nord/LB und die heutige HSH Nordbank. 

 

Herr Spieß hat in den letzten fünf Jahren keine anderen Funktionen als Mitglied eines Verwaltungs-, 

Geschäftsführungs- oder Aufsichtsorgans oder als Partner (d.h. Gesellschafter einer Personengesell-

schaft) in Gesellschaften außerhalb der niiio AG ausgeübt. 

 

c) Vergütung 

 

Im abgelaufenen Geschäftsjahr 2017 beliefen sich die satzungsmäßigen Gesamtbezüge für den Auf-

sichtsrat auf EUR 16.458,33. Da Herr Uhl (als ehemaliges Aufsichtsratsmitglied) für die Geschäftsjah-

re 2016 und 2017 auf seine Vergütung verzichtet hat, sind davon EUR 5.000,00 abzuziehen. 

 

Die Mitglieder des Aufsichtsrates der Gesellschaft erhalten eine feste Vergütung in Höhe von 

EUR 2.500,00, der Vorsitzende des Aufsichtsrates eine feste Vergütung in Höhe von EUR 5.000,00 

und der stellvertretende Vorsitzende eine Vergütung von EUR 3.750,00 pro Jahr, jeweils zuzüglich der 

gesetzlichen Umsatzsteuer, sofern diese abzuführen ist.  

 

Daneben haben die Aufsichtsratsmitglieder Anspruch auf Erstattung ihrer Auslagen. Soweit die Mit-

glieder des Aufsichtsrates berechtigt sind, die Umsatzsteuer der Gesellschaft gesondert in Rechnung 

zu stellen und dieses Recht ausüben, haben sie Anspruch auf Zahlung der berechneten Umsatzsteu-

er.  

 

d) Kredite, Aktienbesitz, sonstige Rechtsbeziehungen und Interessenkonflikte 

 

Den Mitgliedern des Aufsichtsrats wurden im Geschäftsjahr 2017 keine Kredite gewährt. 

 

Gegen die Mitglieder des Aufsichtsrates wurden in den letzten fünf Jahren keinerlei Sanktionen wegen 

der Verletzung in- oder ausländischer Bestimmungen in Bezug auf Betrugsdelikte verhängt. Es erfolg-

ten keine Schuldsprüche in Bezug auf Betrugsdelikte gegen die Mitglieder des Aufsichtsrates während 

zumindest der letzten fünf Jahre. Die Mitglieder des Aufsichtsrates waren in den letzten fünf Jahren 

nicht an Konkursen, Insolvenzverfahren oder Liquidationen beteiligt. Gegen die Mitglieder des Auf-

sichtsrates wurden keinerlei öffentliche Anschuldigungen erhoben und / oder Sanktionen von Seiten 

der gesetzlichen Behörden oder der Regulierungsbehörden (einschließlich designierter Berufsverbän-

de) verhängt, noch wurden sie jemals vor einem Gericht für die Mitgliedschaft in einem Verwaltungs-, 

Geschäftsführungs- oder Aufsichtsorgan einer Gesellschaft oder für ihre Tätigkeit im Management 

oder die Führung der Geschäfte einer Gesellschaft als untauglich angesehen. 
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Die Aufsichtsratsmitglieder halten im folgenden Umfang Aktien an der niiio AG: 

 

Name Anzahl der Aktien in % 

Michael Mellinghoff 112.500 1,01 

Dr. Martin Setzer 19.000 0,71 

Dr. Peter Balzer 6.250 0,06 

 

 

Die Emittentin hat mit der Sernetz Schäfer Rechtsanwälte Partnerschaft mit beschränkter Berufshaf-

tung, bei der das Aufsichtsratsmitglied Herr Dr. Peter Balzer Partner der Sozietät ist, einen Rechtsbe-

ratungsvertrag als Rahmenvertrag abgeschlossen, unter dem immer wieder einzelne Mandatierungen 

erteilt werden. Hieraus können für Herrn Dr. Balzer Interessekonflikte erwachsen, etwa bei Auseinan-

dersetzungen über den Inhalt oder die Durchführung des Beratungsvertrags. 

 

Darüber hinaus haben die Mitglieder des Aufsichtsrates der Gesellschaft im Hinblick auf ihre privaten 

Interessen oder sonstigen Verpflichtungen keine Interessenkonflikte in Bezug auf Verpflichtungen 

gegenüber der Emittentin. Insbesondere bestehen keine Dienstleistungsverhältnisse zwischen der 

niiio-Gruppe und den Aufsichtsratsmitgliedern und demgemäß auch keine Dienstleistungsverhältnisse 

zwischen Aufsichtsratsmitgliedern und Gesellschaften der niiio-Gruppe, die Vergünstigungen bei Be-

endigung der Dienstleistungsverhältnisse vorsehen. 

 

Es bestehen weder verwandtschaftliche Beziehungen zwischen den Mitgliedern des Aufsichtsrates 

untereinander noch zwischen Mitgliedern des Aufsichtsrates oder des Vorstandes. 

 

4. Hauptversammlung 

 

a) Einführung 

 

Die Hauptversammlung ist die Versammlung der Aktionäre. Die Hauptversammlung findet am Sitz der 

Gesellschaft, am Sitz von Tochtergesellschaften oder Niederlassungen der Gesellschaft, am Sitz einer 

deutschen Wertpapierbörse oder in einer deutschen Stadt mit mehr als 100.000 Einwohnern statt. 

Jede Aktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme. Das Stimmrecht entsteht erst mit der Leis-

tung der gesetzlichen Mindesteinlage auf die Aktie. Das Stimmrecht kann durch Bevollmächtigte aus-

geübt werden. Die Erteilung von Vollmachten, die nicht an ein Kreditinstitut oder eine Aktionärsverei-

nigung oder eine andere in § 135 AktG gleichgestellte Institution oder Person erteilt werden, ihr Wider-

ruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Textform 

(§ 126b BGB). Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind nur 

diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich in Textform (§ 126b BGB) in deutscher oder englischer Spra-

che angemeldet haben. Die Aktionäre haben darüber hinaus ihre Berechtigung zur Teilnahme an der 
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Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts durch Vorlage eines in Textform (§ 126b 

BGB) in deutscher oder englischer Sprache erstellten Nachweises über den Anteilsbesitz durch das 

depotführende Institut nachzuweisen, der sich auf den Beginn des einundzwanzigsten Tages vor der 

Hauptversammlung bezieht und der Gesellschaft oder einer in der Einberufung benannten Adresse 

mindestens sechs Tage vor der Hauptversammlung zugeht.  

 

b) Beschlussfassung 

 

Beschlüsse werden, sofern nicht zwingende Vorschriften entgegenstehen, in der Hauptversammlung 

mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst und, soweit das Gesetz außer der Stim-

menmehrheit eine Kapitalmehrheit vorschreibt, mit der einfachen Mehrheit des bei der Beschlussfas-

sung vertretenen Grundkapitals. 

 

Weder das Aktienrecht noch die Satzung sehen eine Mindestbeteiligung für die Beschlussfähigkeit der 

Hauptversammlung vor.  

 

Nach dem Aktienrecht erfordern Beschlüsse von grundlegender Bedeutung neben der Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen auch eine Mehrheit von mindestens drei Vierteln des bei der Beschlussfas-

sung vertretenen Grundkapitals. Zu diesen Beschlüssen mit grundlegender Bedeutung gehören ins-

besondere: 

 

• Kapitalerhöhungen unter Ausschluss des Bezugsrechtes, 

• Kapitalherabsetzungen, 

• die Schaffung von genehmigtem oder bedingtem Kapital, 

• Auf- oder Abspaltung sowie die Übertragung des gesamten Vermögens der Gesellschaft, 

• der Abschluss von Unternehmensverträgen (z.B. Beherrschungs- und Gewinnabführungs-

verträge), 

• der Wechsel der Rechtsform der Gesellschaft und 

• die Auflösung der Gesellschaft. 

 

c) Einberufung 

 

Die Hauptversammlung wird im Regelfall einmal jährlich einberufen (ordentliche Hauptversammlung). 

Daneben können außerordentliche Hauptversammlungen einberufen werden. Die Einberufung der 

Hauptversammlung unter Mitteilung der Tagesordnung erfolgt durch den Vorstand oder den Aufsichts-

rat, in den gesetzlich vorgeschriebenen Fällen durch den Aufsichtsrat. Sofern das Wohl der Gesell-

schaft es erfordert, hat der Vorstand oder der Aufsichtsrat eine außerordentliche Hauptversammlung 

einzuberufen. Aktionäre, die zusammen mindestens 5 % des Grundkapitals halten, können ebenfalls 

die Einberufung einer Hauptversammlung vom Vorstand verlangen.  

 

Das Verlangen hat schriftlich zu erfolgen und muss den Zweck und die Gründe der Einberufung ent-

halten. Die ordentliche Hauptversammlung findet innerhalb der ersten acht Monate eines jeden Ge-

schäftsjahres statt. 
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Die Hauptversammlung ist mindestens 30 Tage vor dem Tag, bis zu dessen Ablauf sich die Aktionäre 

vor der Hauptversammlung bei der Gesellschaft anzumelden haben, einzuberufen. Die Anmeldung 

muss der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse mindestens sechs 

Tage vor der Versammlung zugehen. Die Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und 

zur Ausübung des Stimmrechtes ist gemäß der Satzung durch einen in Textform erstellten Nachweis 

des Anteilsbesitzes durch das depotführende Institut nachzuweisen. Dieser Nachweis kann in deut-

scher oder englischer Sprache erfolgen, hat sich auf den gesetzlich vorgesehenen Tag (Record Date) 

vor der Hauptversammlung zu beziehen und muss der Gesellschaft mindestens sechs Tage vor der 

Hauptversammlung zugehen. Fristen, die von der Hauptversammlung zurückzurechnen sind, sind 

jeweils vom nicht mitzählenden Tage der Versammlung zurückzurechnen; fällt das Ende der Frist auf 

einen Sonntag, einen am Sitz der Gesellschaft gesetzlich anerkannten Feiertag oder einen Sonn-

abend, so ändert dies am Fristablauf nichts. 

 

Weder das deutsche Recht noch die Satzung der Gesellschaft beschränken das Recht nicht in 

Deutschland ansässiger oder ausländischer Inhaber von Aktien, die Aktien zu halten oder die mit 

ihnen verbundenen Stimmrechte auszuüben. 

 

Das Aktienrecht erfordert grundsätzlich die Zustimmung der betroffenen Aktionäre bei nachteiliger 

Änderung der Rechte der Inhaber der Aktien. Allerdings gibt es hiervon im Einzelfall Ausnahmen. Ins-

besondere die Änderung des bisherigen Verhältnisses mehrerer Gattungen von Aktien zum Nachteil 

einer Gattung ist gem. § 179 Abs. 3 AktG durch Beschluss der Hauptversammlung, der zu seiner 

Wirksamkeit der Zustimmung der benachteiligten Aktionäre bedarf, möglich. Über die Zustimmung 

haben die benachteiligten Aktionäre einen Sonderbeschluss zu fassen. Für diesen Sonderbeschluss 

ist eine Kapitalmehrheit von drei Vierteln des vertretenen Grundkapitals erforderlich. Im Übrigen kön-

nen die mit einer Aktie verbundenen Rechte nur mit Zustimmung des betroffenen Aktionärs zu dessen 

Nachteil geändert werden. 

 

In der Satzung der Gesellschaft gibt es keine Bedingungen, die im Hinblick auf die Maßnahmen zur 

Änderung der Rechte der Inhaber von Aktien strenger ausfallen als die gesetzlichen Vorschriften. 

 

 

5. Corporate Governance 

 

Der Deutsche Corporate Governance Kodex (der „Kodex“) in der derzeit geltenden Fassung beinhal-

tet Empfehlungen und Anregungen zur Leitung und Überwachung deutscher börsennotierter Gesell-

schaften in Bezug auf Aktionäre und Hauptversammlung, Vorstand und Aufsichtsrat, Transparenz, 

Rechnungslegung und Abschlussprüfung. Es besteht keine Pflicht, den Empfehlungen oder Anregun-

gen des Kodex zu entsprechen. Das deutsche Aktienrecht verpflichtet den Vorstand und Aufsichtsrat 

einer börsennotierten Gesellschaft lediglich, jährlich zu erklären, welchen Empfehlungen entsprochen 

wurde und wird oder welche Empfehlungen nicht angewendet wurden oder werden und die Gründe 

hierfür offen zu legen. Diese Erklärung ist den Aktionären auf der Internetseite der Gesellschaft dau-

erhaft zugänglich zu machen. Von den im Kodex enthaltenen Anregungen kann dagegen ohne Offen-

legung abgewichen werden.  
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Die Pflicht zur Abgabe einer Entsprechenserklärung zum Deutschen Corporate Governance Kodex 

gemäß § 161 AktG ist auf die Emittentin nicht anwendbar, die Emittentin folgt daher den Empfehlun-

gen des Deutschen Corporate Governance Kodex nicht. 
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XI. HAUPTAKTIONÄRE UND GESCHÄFTE UND RECHTSBEZIEHUNGEN MIT NAHE 

STEHENDEN PERSONEN 

 

1. Aktionärsstruktur 

 

Das Grundkapital der Gesellschaft, eingeteilt in 11.105.000 Stückaktien, wird nach Kenntnis der Ge-

sellschaft zum Prospektdatum wie in der nachfolgenden Übersicht dargestellt, gehalten. Die Angaben 

in der Übersicht beruhen auf den Informationen, welche der Gesellschaft gemäß den ihr von Aktionä-

ren übermittelten Stimmrechtsmitteilungen oder aus der Zeichnung von Kapitalerhöhungen vorliegen. 

Die Stimmrechtmeldungen müssen nur bei bestimmten Schwellenberührungen aktualisiert werden; 

insofern sind die Beteiligungsangaben nicht notwendig aktuell. 

 

Name 
Anzahl der 

Aktien 
in % 

DSER GmbH 

(gehört mehrheitlich - zu 71,62 % - dem Vorstandsmitglied 

Johann Horch, so dass diesem die Aktien der DSER GmbH 

zugerechnet werden; weitere 17,75 % der Anteile an der 

DSER GmbH gehören Mario Uhl) 

4.470.045 40,25 

Uwe Zimmer 1.175.000 10,58 

PEN GmbH, Heidelberg 

(Alleingesellschafterin: Petra Neureither) 
960.000 8,64 

Johann Horch (Vorstand) 899.620 8,10 

Pecunia Iudicis Beteiligungsgesellschaft mbH, Burgdorf 

(gehört mehrheitlich Dr. Jörg Richter) 
741.575 6,68 

Mario Uhl (ehemaliges Aufsichtsratsmitglied und Berater der 

Emittentin sowie Gesellschafter der DSER GmbH) 

in Gütergemeinschaft mit Susanne Uhl 

206.010 1,86 

Michael Mellinghoff (Aufsichtsrat) 112.500 1,01 

Dr. Martin Setzer (Aufsichtsrat) 19.000 0,17 

Dr. Peter Balzer (Aufsichtsrat) 6.250 0,06 

Freefloat 2.515.000 22,65 

Summe 11.105.000 100,00 
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Die Hauptanteilseigner der Emittentin haben keine unterschiedlichen Stimmrechte. Sie haben ebenso 

wie sämtliche übrigen Aktionäre aus jeder Aktie ein Stimmrecht. Es gibt keine Maßnahmen, um einen 

Missbrauch der beherrschenden Position zu verhindern. 

 

 

2. Rechtsbeziehungen 

 

Die Emittentin bzw. ihre operative Tochtergesellschaft niiio GmbH nutzt eine von der Hauptaktionärin 

der Emittentin, der DSER GmbH, entwickelte Software. Software-Support, -Wartung und -Pflege so-

wie auch den Vertrieb hat die niiio GmbH derzeit auf die DSER GmbH ausgelagert. Die Einzelheiten 

der geschäftlichen Beziehung zwischen der niiio GmbH und der DSER GmbH sind im Abschnitt „VI. 
GESCHÄFTSÜBERBLICK, 5. Wesentliche Verträge, b) niiio GmbH“ dargestellt soweit diese als ein-

zelnes Geschäft oder insgesamt für die Emittentin oder die niiio-Gruppe von wesentlicher Bedeutung 

sind.  

 

Abgesehen von den vorstehenden Rechtsbeziehungen wurden zwischen der niiio-Gruppe einerseits 

und nahe stehenden Personen andererseits in den letzten zwei Jahren sowie seit Ende des letzten 

Geschäftsjahres bis zum Datum des Prospekts keine Geschäfte, die als einzelnes Geschäft oder ins-

gesamt für die Emittentin oder die niiio-Gruppe von wesentlicher Bedeutung sind, abgeschlossen noch 

bestehen solche Geschäfte bereits.  
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XII. ANGABEN ÜBER DAS KAPITAL DER EMITTENTIN 

 

1. Grundkapital und Aktien 

 

Die Aktien der Gesellschaft wurden nach den Bestimmungen des deutschen Aktienrechts geschaffen. 

Das Grundkapital der niiio AG beträgt derzeit EUR 11.105.000,00. Es ist eingeteilt in 11.105.000 auf 

den Namen lautende Aktien ohne Nennwert (Stückaktien) mit einem derzeitigen anteiligen Betrag am 

Grundkapital von EUR 1,00 je Aktie. Sämtliche Aktien der Gesellschaft sind voll eingezahlt. Jede Aktie 

gewährt in der Hauptversammlung der Gesellschaft eine Stimme. Beschränkungen des Stimmrechtes 

bestehen nicht. Die Aktien sind mit voller Gewinnanteilberechtigung ab dem 1. Januar 2017 ausge-

stattet. Im Falle der Auflösung der Gesellschaft wird das nach Erfüllung der Verbindlichkeiten verblei-

bende Vermögen der Gesellschaft nach Anteilen am Grundkapital auf ihre Aktien verteilt. 

 

2. Entwicklung des Grundkapitals vom 1. Januar 2014 bis heute 

 

Zum Beginn des von den historischen Finanzinformationen abgedeckten Zeitraums verfügte die Ge-

sellschaft über ein Grundkapital in Höhe von EUR 3.000.000,00. 

 

Aufgrund der durch Beschluss der Hauptversammlung vom 20. August 2014 (Genehmigtes Kapital 

2014) erteilten Ermächtigung ist die Erhöhung des Grundkapitals durch Beschluss des Vorstandes 

vom 9. Juli 2015 mit Zustimmung des Aufsichtsrates vom gleichen Tag unter teilweiser Ausnutzung 

des Genehmigten Kapitals 2014 gegen Bareinlage von EUR 3.000.000,00 um EUR 150.000,00 auf 

EUR 3.150.000,00 durchgeführt worden. Das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre wurde ausge-

schlossen. Zur Zeichnung und Übernahme der 150.000 Neuen Aktien zum Ausgabebetrag von 

EUR 1,00 je Aktie wurde die Marazul Limited, Belize, zugelassen. Die Erhöhung des Grundkapitals 

wurde am 2. September 2015 in das Handelsregister eingetragen.  

 

Die außerordentliche Hauptversammlung der niiio AG vom 29. März 2016 hat die Erhöhung des 

Grundkapitals gegen Einlagen um bis zu EUR 15.750.000,00 durch Ausgabe von bis zu 15.750.000 

neuen Aktien gem. § 182 AktG beschlossen. Diese Kapitalerhöhung wurde in Höhe von 

EUR 32.250,00 (Tranche 1) gegen Bareinlage, in Höhe von EUR 6.850.000,00 (Tranche 2) gegen 

Sacheinlage in Form der Einbringung sämtlicher Geschäftsanteile an der niiio GmbH, Görlitz, und 

nochmals in Höhe von EUR 109.240,00 (Tranche 3) gegen Bareinlage durchgeführt. Die Erhöhung 

des Grundkapitals von EUR 3.150.000,00 um insgesamt EUR 6.991.490,00 auf EUR 10.141.490,00 

wurde am 31. August 2016 in das Handelsregister eingetragen. 

 

Unter weiterer Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2014 ist das Grundkapital durch Beschluss des 

Vorstandes vom 17. November 2016 mit Zustimmung des Aufsichtsrates vom 18. November 2016 

gegen Bareinlage von EUR 10.141.490,00 um EUR 90.000,00 auf EUR 10.231.490,00 erhöht worden. 

Das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre wurde ausgeschlossen. Die Erhöhung des Grundkapitals 

wurde am 24. März 2017 in das Handelsregister eingetragen. 

 

Unter erneuter Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2014 ist das Grundkapital durch Beschlüsse 

des Vorstandes vom 29. März und 19. April 2017 mit Zustimmung des Aufsichtsrates vom 30. März 
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und 20. April 2017 nochmals gegen Bareinlage von EUR 10.231.490,00 um EUR 150.000,00 auf 

EUR 10.381.490,00 erhöht worden. Das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre wurde ausgeschlos-

sen. Die Erhöhung des Grundkapitals wurde am 20. Juli 2017 in das Handelsregister eingetragen. 

 

Unter letztmaliger Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2014 ist das Grundkapital durch Beschluss 

des Vorstandes vom 10. August 2017 mit Zustimmung des Aufsichtsrates vom 15. August 2017 wie-

derum gegen Bareinlage von EUR 10.381.490,00 um EUR 723.510,00 auf EUR 11.105.000,00 erhöht 

worden. Das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre wurde ausgeschlossen. Die Erhöhung des 

Grundkapitals wurde am 13. November 2017 in das Handelsregister eingetragen. 

 

Die ordentliche Hauptversammlung der niiio AG vom 1. Dezember 2017 hat das verbliebene Geneh-

migte Kapital 2014 in § 3 Abs. 2 der Satzung einschließlich der Ermächtigung zu dessen Ausnutzung 

aufgehoben und den Vorstand ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft in der Zeit bis zum 

30. November 2022 mit Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig oder mehrmals um insgesamt bis zu 

EUR 5.552.500,00 durch Ausgabe von bis zu 5.552.500 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien 

gegen Bar- und / oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2017) und dabei mit Zustim-

mung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre unter bestimmten Voraussetzungen ganz oder 

teilweise auszuschließen. Das Genehmigte Kapital 2017 wurde am 30. Januar 2018 im Handelsregis-

ter eingetragen. 

 

Die ordentliche Hauptversammlung der niiio AG vom 1. Dezember 2017 hat die Erhöhung des Grund-

kapitals gegen Einlagen um bis zu EUR 8.500.000,00 durch Ausgabe von bis zu 8.500.000 neuen 

Aktien gem. § 182 AktG beschlossen. Diese Kapitalerhöhung ist Gegenstand des vorliegenden Pros-

pekts.  

 

Gemäß Beschluss des Vorstandes vom 12. Februar 2018 mit Zustimmung des Aufsichtsrates vom 

13. Februar 2018 soll das Grundkapital unter teilweiser Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2017 

gegen Sacheinlage in Form der Einbringung sämtlicher Geschäftsanteile an der meridio matrix GmbH, 

in die zuvor das operative Geschäft der DSER GmbH eingebracht wird, von EUR 11.105.000,00 um 

EUR 5.500.000,00 auf EUR 16.605.000,00 erhöht werden. Das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre 

wird ausgeschlossen. Als weitere Gegenleistung für die Sacheinlage soll neben den neuen Aktien aus 

genehmigtem Kapital eine Wandelschuldverschreibung mit einem Nominalbetrag von 

EUR 3.000.000,00 ausgegeben werden, die in weitere 2.000.000 Aktien wandelbar ist. Die Ausgliede-

rung des operativen Geschäfts der DSER GmbH, die Einbringung und die Erhöhung des Grundkapi-

tals sind noch nicht verbindlich vereinbart oder vollzogen. Insbesondere die steuerliche Prüfung und 

ggf. Anpassung der geplanten Transaktionsstruktur ist noch nicht abgeschlossen. Falls sich für einen 

der Beteiligten unerwartet hohe Steuerlasten ergeben sollten oder falls sonstige unvorhergesehene 

Probleme die Transaktion komplizieren, ist auch denkbar, dass die Planung nicht umgesetzt wird. 

 

3. Genehmigtes Kapital 

 

Der Vorstand ist durch Beschluss der ordentlichen Hauptversammlung der Gesellschaft vom 

1. Dezember 2017 ermächtigt worden, das Grundkapital der Gesellschaft in der Zeit bis zum 

30. November 2022 mit Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig oder mehrmals um insgesamt bis zu 
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EUR 5.552.500,00 durch Ausgabe von bis zu 5.552.500 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien 

gegen Bar- und / oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2017). Das Genehmigte Kapi-

tal 2017 wurde am 30. Januar 2018 im Handelsregister eingetragen.  

 

Der Ausschluss des Bezugsrechts ist bei Ausgabe von Aktien aus dem Genehmigten Kapital 2017 nur 

in den folgenden Fällen zulässig:  

 

 bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn Aktien der Gesellschaft an der Börse ge-

handelt werden (einschließlich Freiverkehr bzw. Nachfolger dieses Segments), die Kapital-

erhöhung 10 % des Grundkapitals nicht übersteigt und der Ausgabepreis der neuen Aktien 

den Börsenpreis der bereits an der Börse gehandelten Aktien der Gesellschaft gleicher Gat-

tung und Ausstattung nicht wesentlich im Sinne der §§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 

AktG unterschreitet und alle eventuellen weiteren Voraussetzungen von § 186 Abs. 3 Satz 4 

AktG gewahrt sind. Auf den Betrag von 10 % des Grundkapitals ist der Betrag anzurechnen, 

der auf Aktien entfällt, die aufgrund einer anderen entsprechenden Ermächtigung unter Aus-

schluss des Bezugsrechts in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung des § 186 

Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben beziehungsweise veräußert werden, soweit eine derartige 

Anrechnung gesetzlich geboten ist. Im Sinne dieser Ermächtigung gilt als Ausgabepreis bei 

Übernahme der neuen Aktien durch einen Emissionsmittler unter gleichzeitiger Verpflichtung 

des Emissionsmittlers, die neuen Aktien einem oder mehreren von der Gesellschaft be-

stimmten Dritten zum Erwerb anzubieten, der Betrag, der von dem oder den Dritten zu zah-

len ist;  

 

 bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere zum Erwerb von Unternehmen, 

Unternehmensteilen und Beteiligungen an Unternehmen, gewerblichen Schutzrechten, wie 

z.B. Patenten, Marken oder hierauf gerichteten Lizenzen, oder sonstigen Produktrechten 

oder sonstigen Sacheinlagen; 

 

 soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern von Schuldverschreibungen 

mit Options- oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten, die von der Gesellschaft oder ihren 

Konzerngesellschaften ausgegeben wurden, ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Um-

fang einzuräumen, wie es ihnen nach Ausübung ihres Options- oder Wandlungsrechts bzw. 

nach Erfüllung einer Options- bzw. Wandlungspflicht zustünde; oder 

 

 für Spitzenbeträge, die infolge des Bezugsverhältnisses entstehen.  

 

4. Bedingtes Kapital gemäß § 3 Abs. 3 der Satzung 

 

Der Vorstand ist gemäß Beschluss der Hauptversammlung vom 1. Dezember 2017 ermächtigt, mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 30. November 2022 einmalig oder mehrfach gegen Barleistun-

gen und auch gegen Sachleistungen Wandel- und / oder Optionsschuldverschreibungen oder Ge-

nussrechte mit oder ohne Wandlungs- oder Bezugsrechten (gemeinsam nachfolgend auch „Schuld-

verschreibungen“ genannt) im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 5,0 Mio. zu begeben. Den Inha-

bern der im vorhergehenden Satz genannten Schuldverschreibungen können Wandlungs- oder Be-
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zugsrechte auf bis zu 5,0 Mio. auf den Namen lautende Stückaktien der Gesellschaft mit einem antei-

ligen Betrag am Grundkapital in Höhe von insgesamt bis zu EUR 5,0 Mio. gewährt werden. Die Wand-

lungs- und Bezugsrechte können aus dem der Hauptversammlung vom 1. Dezember 2017 beschlos-

senen bedingten Kapital 2017, gemäß § 3 Abs. 3 der Satzung oder aus einem in künftigen Hauptver-

sammlungen zu beschließenden bedingten Kapital, aus bestehendem oder künftigem genehmigten 

Kapital und / oder aus Barkapitalerhöhung und / oder aus bestehenden Aktien bedient werden 

und / oder einen Barausgleich anstelle der Lieferung von Aktien vorsehen. 

 

Die Laufzeit der Schuldverschreibungen oder der Zeitraum bis zur ersten Kündigungsmöglichkeit für 

die Gesellschaft darf längstens 20 Jahre betragen.  

 

Die Schuldverschreibungen können auch durch eine Konzerngesellschaft der niiio finance group AG 

im Sinne von § 18 AktG ausgegeben werden, an der die niiio finance group AG unmittelbar oder mit-

telbar mit mindestens 75 % beteiligt ist; für diesen Fall ist der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats für die Gesellschaft die Garantie für die jeweiligen Wandel- und / oder Options-

schuldverschreibungen und / oder die Genussrechte zu übernehmen und den Inhabern von Options- 

und / oder Wandelschuldverschreibungen oder Genussrechten Options- bzw. Wandlungsrechte auf 

Aktien der Gesellschaft zu gewähren.  

 

Bei der Ausgabe der Schuldverschreibungen steht den Aktionären ein gesetzliches Bezugsrecht zu, 

sofern nicht das Bezugsrecht gemäß den nachfolgenden Regelungen ausgeschlossen wird.  

 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszu-

schließen,  

 

(i) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen; 

 

(ii) um die Wandel- und / oder Optionsschuldverschreibungen und / oder die Genussrechte, die 

mit einem Wandlungs- oder Bezugsrecht versehen sind, einzelnen Investoren zur Zeichnung 

anzubieten, soweit unter entsprechender Beachtung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG der Anteil 

der aufgrund dieser Schuldverschreibungen auszugebenden Aktien 10 % des Grundkapitals 

nicht übersteigt und der Ausgabepreis der Schuldverschreibungen den nach anerkannten 

Methoden der Finanzmathematik ermittelten theoretischen Marktwert der Schuldverschrei-

bungen nicht wesentlich unterschreitet. Auf den Betrag von 10 % des Grundkapitals ist der 

Betrag anzurechnen, der auf Aktien entfällt, die aufgrund einer anderen entsprechenden Er-

mächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in unmittelbarer oder entsprechender An-

wendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben beziehungsweise veräußert werden, 

soweit eine derartige Anrechnung gesetzlich geboten ist; 

 

(iii) um die Genussrechte ohne Wandlungs- oder Bezugsrecht einzelnen Investoren zur Zeich-

nung anzubieten, soweit der Ausgabepreis den nach anerkannten Methoden der Finanzma-

thematik ermittelten theoretischen Marktwert der Genussrechte nicht wesentlich unter-

schreitet und soweit die Genussrechte lediglich obligationsähnlich ausgestaltet sind, d. h. 

weder mitgliedschaftsähnliche Rechte noch Wandlungs- oder Bezugsrechte auf Aktien der 
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Gesellschaft begründen, keine Beteiligung am Liquidationserlös gewähren und sich die Hö-

he der Ausschüttung nicht nach der Höhe des Jahresüberschusses, des Bilanzgewinns oder 

der Dividende richtet;  

 

(iv) soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern von Umtausch- und Bezugsrechten, die von der 

Gesellschaft oder Konzernunternehmen der Gesellschaft auf Aktien der Gesellschaft einge-

räumt wurden, in dem Umfang ein Bezugsrecht auf Schuldverschreibungen, die nach dieser 

Ermächtigung ausgegeben werden, zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung ihres Wand-

lungs- oder Bezugsrechts beziehungsweise nach Erfüllung einer etwaigen Wandlungspflicht 

zustünde (Verwässerungsschutz), oder 

 

(v) soweit Schuldverschreibungen gegen Sachleistungen, insbesondere zum Erwerb von Unter-

nehmen, Unternehmensteilen und Beteiligungen an Unternehmen, gewerblichen Schutz-

rechten, wie z.B. Patenten, Marken oder hierauf gerichtete Lizenzen, oder sonstigen Pro-

duktrechten oder sonstigen Sacheinlagen, auch Schuldverschreibungen, Wandelschuldver-

schreibungen und sonstigen Finanzinstrumenten, begeben werden und der Ausschluss des 

Bezugsrechts im überwiegenden Interesse der Gesellschaft liegt. 

 

Bei Wandel- und / oder Optionsschuldverschreibungen und / oder Genussrechten mit Wandlungs- 

oder Bezugsrecht ist ein Umtausch- oder Bezugsverhältnis festzulegen. Das Umtauschverhältnis 

ergibt sich aus der Division des Nennbetrags einer einzelnen Schuldverschreibung durch den festge-

setzten Wandlungspreis für eine Aktie. Das Umtauschverhältnis kann sich auch durch Division des 

unter dem Nennbetrag liegenden Ausgabepreises einer Schuldverschreibung durch den festgesetzten 

Wandlungspreis für eine Aktie ergeben. Diese Regelungen gelten entsprechend für das Bezugs-

verhältnis. Der jeweils festzusetzende Wandlungs- / Options- oder Bezugspreis für eine Aktie muss 

mindestens 80 % des durchschnittlichen Börsenkurses der Aktie der Gesellschaft an den letzten 

10 Börsenhandelstagen vor der Beschlussfassung des Vorstandes über die Ausgabe der Schuldver-

schreibungen in der Eröffnungsauktion im XETRA®-Handel an der Frankfurter Wertpapierbörse (oder 

einem von der Deutschen Börse AG bestimmten Nachfolgesystem) oder, sofern ein XETRA®-Handel 

in Aktien der Gesellschaft nicht stattfindet, derjenigen Börse an der in diesen 10 Börsenhandelstagen 

die meisten Aktien (Anzahl) der Gesellschaft in Summe gehandelt wurden.  

 

Für den Fall, dass die Gesellschaft während der Laufzeit der nach dieser Ermächtigung ausgegebe-

nen Schuldverschreibungen unter Einräumung eines Bezugsrechts an ihre Aktionäre das Grundkapital 

erhöht oder weitere Schuldverschreibungen, einschließlich Gewinnschuldverschreibungen oder Ge-

nussrechte, mit Umtausch- oder Bezugsrechten auf Aktien der Gesellschaft ausgibt, ohne dass zu-

gleich auch den Inhabern der nach diesem Beschluss ausgegebenen und mit einem Umtausch- oder 

Bezugsrecht versehenen Schuldverschreibungen ein Bezugsrecht eingeräumt wird, wie es ihnen nach 

Ausübung ihres Umtausch- oder Bezugsrechts zustehen würde, können in den Ausgabebedingungen 

der Schuldverschreibungen Verwässerungsschutzklausel vorgesehen werden, insbesondere mit fol-

gendem Inhalt: 

 

Im Falle einer Kapitalerhöhung gegen Einlagen unter Gewährung von Bezugsrechten oder der Ge-

währung von sonstigen Bezugsrechten wird der Wandlungspreis um den Bezugsrechtswert ermäßigt.  
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Der „Bezugsrechtswert“ entspricht dabei (i) dem durchschnittlichen Börsenkurs des den Aktionären 

zustehenden Bezugsrechts an den letzten 10 Börsenhandelstagen der Bezugsrechte in der Eröff-

nungsauktion im XETRA®-Handel (oder einem von der Deutschen Börse AG bestimmten Nachfolge-

system) oder, sofern ein XETRA®-Handel in Aktien der Gesellschaft nicht stattfindet, eines solchen im 

Freiverkehr der Frankfurter Wertpapierbörse oder, soweit ein Handel mit Bezugsrechten im XETRA®-

Handel oder im Freiverkehr der Frankfurter Wertpapierbörse nicht stattfindet (ii) dem von der in den 

Ausgabebedingungen festgesetzten Wandlungsstelle oder Bezugsstelle nach finanzmathematischen 

Methoden ermittelten Wert des Bezugsrechts. 

 

Im Falle einer Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln erhöht sich das zur Sicherung des Wand-

lungsrechts bestehende bedingte Kapital im gleichen Verhältnis wie das Grundkapital (§ 218 AktG). 

Den Anleihegläubigern werden bei Ausübung ihres Wandlungsrechts so viele zusätzliche Aktien zur 

Verfügung gestellt, als hätten sie ihr Wandlungsrecht zum Zeitpunkt der Kapitalerhöhung aus Gesell-

schaftsmitteln bereits ausgeübt. Bruchteile von Aktien, die in Folge einer Kapitalerhöhung aus Gesell-

schaftsmitteln entstehen, werden bei der Ausübung des Wandlungsrechts nicht ausgeglichen.  

 

Falls sich die Anzahl der Aktien verändert, ohne dass sich das Grundkapital ändert (Neueinteilung des 

Grundkapitals), gilt die vorstehend vorgesehene Regelung sinngemäß.  

 

In jedem Fall darf der anteilige Betrag am Grundkapital der je Schuldverschreibung zu beziehenden 

Aktien den Ausgabepreis der Schuldverschreibung nicht übersteigen. 

 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Ausgabe 

und Ausstattung der Schuldverschreibungen, insbesondere Laufzeit, Ausgabe- und Ausübungszeit-

räume sowie Kündigung, Ausgabepreis der Schuldverschreibungen, Zinssatz, Stückelung und Anpas-

sung des Bezugspreises und Begründung einer Wandlungspflicht festzusetzen. 

 

Zur Bedienung der Verpflichtungen der Gesellschaft aus in Ausnutzung der vorstehend beschriebenen 

Ermächtigung ausgegebenen Finanzinstrumente ist durch Beschluss der Hauptversammlung vom 

1. Dezember 2017 das bedingte Kapital 2017 geschaffen und die Satzung entsprechend geändert 

worden. Das bedingte Kapital 2017 wurde am 9. März 2018 im Handelsregister eingetragen. Gemäß § 

3 Abs. 3 der Satzung ist das Grundkapital um bis zu EUR 5.000.000,00 durch Ausgabe von bis zu 

5.000.000 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien mit Gewinnberechtigung ab Beginn des Ge-

schäftsjahres ihrer Ausgabe bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2017). Die bedingte Kapitalerhöhung 

wird nur insoweit durchgeführt, wie 

 

(i) die Inhaber von Wandel- und / oder Optionsschuldverschreibungen und / oder von Genuss-

rechten mit Umtausch- oder Bezugsrechten, die von der Gesellschaft oder ihr nachgeordne-

ten Konzernunternehmen aufgrund des in der Hauptversammlung vom 1. Dezember 2017 

gefassten Ermächtigungsbeschlusses ausgegeben wurden, von ihrem Umtausch- oder Be-

zugsrecht Gebrauch machen und die Gesellschaft sich entschließt, die Umtausch- bzw. Be-

zugsrechte aus diesem Bedingten Kapital 2017 zu bedienen, oder 
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(ii) die zur Wandlung verpflichteten Inhaber von Wandel- und / oder Optionsschuldverschrei-

bungen und / oder von Genussrechten mit Umtausch- oder Bezugsrechten, die von der Ge-

sellschaft oder ihren nachgeordneten Konzernunternehmen aufgrund des in der Hauptver-

sammlung vom 1. Dezember 2017 gefassten Ermächtigungsbeschlusses ausgegeben wur-

den, ihre Pflicht zum Umtausch erfüllen und die Gesellschaft sich entschließt, die Um-

tausch- bzw. Bezugsrechte aus diesem Bedingten Kapital 2017 zu bedienen. 

 

Die Ausgabe der Aktien erfolgt gemäß den Vorgaben des Ermächtigungsbeschlusses der Hauptver-

sammlung vom 1. Dezember 2017, d.h. insbesondere zu mindestens 80 % des durchschnittlichen 

Börsenkurses der Aktie der Gesellschaft an den letzten 10 Börsenhandelstagen vor der Beschlussfas-

sung des Vorstandes über die Ausgabe der Schuldverschreibungen in der Eröffnungsauktion im 

XETRA®-Handel an der Frankfurter Wertpapierbörse (oder einem von der Deutschen Börse AG be-

stimmten Nachfolgesystem) oder, sofern ein XETRA®-Handel in Aktien der Gesellschaft nicht stattfin-

det, derjenigen Börse an der in diesen 10 Börsenhandelstagen die meisten Aktien (Anzahl) der Ge-

sellschaft in Summe gehandelt wurden, vor der Beschlussfassung des Vorstandes über die Ausgabe 

der jeweiligen Schuldverschreibungen unter Berücksichtigung von Anpassungen gemäß der im Be-

schluss der vorgenannten Hauptversammlung unter Tagesordnungspunkt 8 bestimmten Verwässe-

rungsschutzregeln. 

 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem jeweiligen Umfang der 

Grundkapitalerhöhung aus dem Bedingten Kapital 2017 abzuändern. 

 

 

5. Allgemeine Bestimmungen zur Erhöhung des Grundkapitals 

 

Nach dem Aktiengesetz kann das Grundkapital einer Aktiengesellschaft durch einen Beschluss der 

Hauptversammlung erhöht werden, der mit einer Mehrheit von mindestens drei Vierteln des bei der 

Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals gefasst wird, soweit nicht die Satzung der Aktiengesell-

schaft andere Mehrheitserfordernisse festlegt. Außerdem kann die Hauptversammlung ein genehmig-

tes Kapital schaffen. Die Schaffung von genehmigtem Kapital erfordert einen Beschluss mit einer 

Mehrheit von drei Vierteln des bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals, durch den der 

Vorstand ermächtigt wird, innerhalb eines Zeitraumes von nicht mehr als fünf Jahren Aktien bis zu 

einem bestimmten Betrag auszugeben. Der Nennbetrag des genehmigten Kapitals darf die Hälfte des 

Grundkapitals, das zur Zeit der Ermächtigung vorhanden ist, nicht übersteigen. Weiterhin kann die 

Hauptversammlung zum Zweck der Ausgabe von Aktien an Inhaber von Wandelschuldverschreibun-

gen oder sonstigen Wertpapieren, die ein Recht zum Bezug von Aktien einräumen, von Aktien, die als 

Gegenleistung bei einem Zusammenschluss mit einem anderen Unternehmen dienen, oder von Ak-

tien, die Führungskräften und Arbeitnehmern im Wege der Gewährung von Bezugsrechten angeboten 

wurden, ein bedingtes Kapital schaffen, wobei jeweils ein Beschluss mit einer Mehrheit von drei Vier-

teln des vertretenen Grundkapitals erforderlich ist. Der Nennbetrag des bedingten Kapitals darf für den 

Fall, dass das bedingte Kapital zum Zwecke der Ausgabe von Aktien an Führungskräfte und Arbeit-

nehmer geschaffen wird, 10 %, in den übrigen Fällen die Hälfte des Grundkapitals, das zur Zeit der 

Beschlussfassung vorhanden ist, nicht übersteigen. 
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6. Allgemeine Bestimmungen zu Bezugsrechten 

 

Nach dem Aktiengesetz stehen jedem Aktionär grundsätzlich Bezugsrechte auf die im Rahmen einer 

Kapitalerhöhung neu auszugebenden Aktien sowie auf auszugebende Wandelschuldverschreibungen, 

Optionsanleihen, Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen zu. Bezugsrechte sind grund-

sätzlich frei übertragbar. Während eines festgelegten Zeitraumes vor Ablauf der Bezugsfrist kann ein 

Handel der Bezugsrechte an den deutschen Wertpapierbörsen stattfinden. Die Gesellschaft ist nicht 

verpflichtet, einen solchen Handel zu organisieren, und steht auch nicht dafür ein, dass ein solcher 

Handel stattfindet. Während der Ausübungsfrist nicht ausgeübte Bezugsrechte verfallen und führen 

zum Verlust des Bezugsanspruchs. Die Gesellschaft kann frei über die nicht bezogenen Aktien, Wan-

delschuldverschreibungen, Optionsanleihen, Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen ver-

fügen, indem diese Dritten angeboten werden; das Angebot darf jedoch nicht zu günstigeren Konditio-

nen als das Angebot an die Aktionäre erfolgen. 

 

Die Hauptversammlung kann durch Beschluss, der der Mehrheit der abgegebenen Stimmen und 

gleichzeitig einer Mehrheit von mindestens drei Viertel des bei der Beschlussfassung vertretenen 

Grundkapitals bedarf, das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre ausschließen. Für einen Bezugs-

rechtsausschluss ist ein Bericht des Vorstands erforderlich, in dem zur Begründung des Bezugs-

rechtsausschlusses dargelegt werden muss, dass das Interesse der Gesellschaft auf Ausschluss des 

Bezugsrechtes das Interesse der Aktionäre an der Einräumung des Bezugsrechtes überwiegt. Ein 

Ausschluss des Bezugsrechtes im Falle der Ausgabe neuer Aktien ist insbesondere zulässig, wenn 

die Gesellschaft das Kapital gegen Bareinlagen erhöht, der Betrag der Kapitalerhöhung 10 % des 

Grundkapitals nicht übersteigt und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis nicht we-

sentlich unterschreitet. 

 

Das Bezugsrecht dient dazu, dem Aktionär die Aufrechterhaltung seiner bisherigen prozentualen Be-

teiligung am Grundkapital zu ermöglichen und seine Stimmkraft zu erhalten (Verwässerungsschutz). 

Wird das Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen, so ist stets die Schranke des § 255 Abs. 2 AktG 

zu beachten, das heißt der festgesetzte Ausgabebetrag der neuen Aktien darf nicht „unangemessen 

niedrig“ sein. Die neuen Aktien dürfen nur zu einem Kurs ausgegeben werden, der den Verlust der 

mitgliedschaftlichen Vermögenssubstanz des vom Bezugsrecht ausgeschlossenen Aktionärs vollstän-

dig kompensiert. Dabei muss sich der Ausgabebetrag der neuen Aktien stets am wirklichen Wert der 

Aktiengesellschaft orientieren. 

 

Bei einer bedingten Kapitalerhöhung ist ein allgemeines Bezugsrecht der Aktionäre kraft Natur der 

Sache ausgeschlossen. Zum Schutz der Aktionäre darf der Nennbetrag des bedingten Kapitals ohne 

Rücksicht auf den Verwendungszweck die Hälfte, in bestimmten Fällen 10 %, des Grundkapitals nicht 

übersteigen. Dient das bedingte Kapital der Gewährung von Bezugsrechten an einen bestimmten 

Adressatenkreis, darf der Nennbetrag 10 % des Grundkapitals nicht übersteigen. 

 

7. Eigene Aktien 

 

Die niiio AG hält derzeit keine eigenen Aktien und ist auch nicht zum Erwerb oder zur Veräußerung 

eigener Aktien ermächtigt.  
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8. Anzeigepflichten für Anteilsbesitz 

 

Die Gesellschaft unterliegt als im Freiverkehr notierte Gesellschaft nicht den Bestimmungen über Mit-

teilungspflichten nach dem Wertpapierhandelsgesetz und nach dem Wertpapiererwerbs- und Über-

nahmegesetz. Jedoch muss gemäß den Vorschriften des Aktiengesetzes ein Unternehmen der Ge-

sellschaft mitteilen, wenn sein Anteil am Kapital der Gesellschaft 25 % bzw. am Kapital oder den 

Stimmrechten 50 % über- oder unterschreitet. Die Gesellschaft hat diese Mitteilung unverzüglich in 

den Gesellschaftsblättern zu veröffentlichen. Das Aktiengesetz enthält verschiedene Regelungen, 

wonach Stimmrechte bzw. Kapitalbeteiligungen aus Aktien, die im Eigentum Dritter stehen, anderen 

Unternehmen zugerechnet werden. Hierdurch soll sichergestellt werden, dass die tatsächlich den 

Aktienbesitz kontrollierenden Unternehmen die Stimmrechtsmitteilung vornehmen. Solange der Mittei-

lungspflichtige seiner Mitteilungspflicht nicht nachkommt, kann er die Rechte aus seinen Aktien nicht 

ausüben.  
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XIII. INTERESSEN DRITTER, GRÜNDE FÜR DAS ANGEBOT UND VERWENDUNG DES 

EMISSIONSERLÖSES  

 

1. Interessen von Seiten natürlicher und juristischer Personen, die an der Emission / 

dem Angebot beteiligt sind 

 

Die bisherigen mittelbaren und unmittelbaren Aktionäre der Emittentin haben ein wesentliches Inte-

resse an der erfolgreichen Durchführung der geplanten Kapitalmaßnahme, da mit dem Emissionserlös 

das Geschäftsmodell der Gesellschaft ausgebaut werden soll. Insbesondere die DSER GmbH als 

Hauptaktionärin Emittentin, aber auch Hauptlieferantin der niiio Gruppe profitiert von diesem Ausbau – 

ebenso wie deren Gesellschafter Johann Horch und Mario Uhl. 

 

Es gibt keine weiteren Dritten, die ein Interesse an dem Erfolg des Angebots haben. 

 

2. Gründe für das Angebot und Verwendung des Emissionserlöses  

 

Das Angebot dient dazu, die Eigenkapitalbasis der Emittentin zu erweitern und die Geschäftstätigkeit 

weiter auszubauen. 

 

Der Gesellschaft fließt im Rahmen des Angebots der Emissionserlös aus der Veräußerung der im 

Rahmen der Kapitalerhöhung ausgegebenen bis zu 8.500.000 Aktien abzüglich der von der Gesell-

schaft zu tragenden Emissionskosten zu (Nettoemissionserlös). Der (maximale) Nettoemissionserlös 

hängt davon ab, wie viele Aktionäre zum Bezugspreis von EUR 1,00 ihr Bezugsrecht ausüben und wie 

viele Aktien im Übrigen gegen Bareinlage platziert werden können. Die geschätzten Gesamtkosten 

des Angebots betragen ca. EUR 200.000,00. Bei unterstellter vollständiger Platzierung der Kapitaler-

höhung gegen Bareinlage zum Bezugspreis ergibt sich ein Bruttoemissionserlös in Höhe von 

EUR 8.500.000,00 und ein geschätzter Gesamtnettoerlös der Emission in Höhe von 

EUR 8.300.000,00.  

 

Kommt es nicht zur Einbringung des operativen Geschäfts der DSER GmbH, wird die Emittentin den 

Emissionserlös vorrangig verwenden, um selbst Personal im Bereich Vertrieb und mittelfristig auch im 

Bereich Entwicklung aufzubauen. Geplant sind für diesen Fall kurzfristig etwa 30 bis 50 neue Mitarbei-

ter und mittelfristig - über die nächsten 3 Jahre - bis zu 100 Mitarbeiter. 

 

Wird das operative Geschäft der DSER GmbH eingebracht, übernimmt die Emittentin damit auch de-

ren Entwicklungs- und Vertriebsmannschaft. Das sind derzeit rund 30 Mitarbeiter an verschiedenen 

Standorten deutschlandweit. Doch auch in diesem Fall soll das dann gemeinsame operative Geschäft 

weiter ausgebaut und der Personalbestand kurzfristig verdoppelt und mittelfristig ebenfalls auf etwa 

100 Mitarbeiter aufgestockt werden. 

 

In beiden Fällen plant die Emittentin, zum Ausbau des Geschäfts Fördermittel insbesondere bei der 

Sächsischen Aufbaubank – Förderbank – (Anstalt öffentlichen Rechts) zu beantragen. Sie muss zu 

diesem Zweck eine bestimmte Eigenkapitalquote erfüllen und auch Sicherheiten in Geld hinterlegen. 

Für die Hinterlegung soll ebenfalls der Emissionserlös verwendet werden. 
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Neben dem Personalausbau erfordert die Erweiterung des operativen Geschäfts in beiden Fällen 

auch die Anschaffung von neuem technischem Equipment. Selbst wenn die vorhandene Ausstattung 

der DSER GmbH übernommen werden kann, ist diese für den geplanten Geschäftsumfang noch nicht 

ausreichend. 

 

Neben dem Ausbau des laufenden Geschäfts plant die Emittentin auch verstärkte Ausgaben für For-

schung und Produktentwicklung, insbesondere im Bereich Blockchain-Technologie mit Blick auf Ein-

satzgebiete im Handel und Teilen von nicht fungiblen Produkten.  

 

Schließlich hofft die Emittentin auf einen möglichst großen Liquiditätspuffer, um im Falle eines unge-

wöhnlich schnell wachsenden Auftragsvolumens flexibel reagieren, aber auch eventuelle Durststre-

cken überwinden zu können. 

 

Insgesamt werden voraussichtlich etwa 70 % des Emissionserlöses in den Personalaufbau fließen, 

30 % sind für die übrigen vorgenannten Verwendungszwecke vorgesehen. 
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XIV. BESTEUERUNG IN DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 

 

1. Allgemeines 

 

Der nachfolgende Abschnitt beschreibt einige wichtige deutsche Besteuerungsgrundsätze, die im 

Zusammenhang mit dem Erwerb, dem Halten oder der Übertragung von Aktien für Aktionäre typi-

scherweise bedeutsam sein können. Er beinhaltet keine umfassende, vollständige oder abschließen-

de Darstellung aller denkbaren Aspekte, die für Aktionäre steuerlich relevant sein können. Für andere 

als die nachfolgend behandelten Aktionäre können abweichende Besteuerungsregeln gelten. 

 

Grundlage der Ausführungen ist das zum Datum dieses Prospekts für den Veranlagungszeitraum 

2018 in der Bundesrepublik Deutschland geltende nationale Steuerrecht (gesetzliche Regelungen, 

veröffentlichte Auffassung der Finanzverwaltung und veröffentlichte finanzgerichtliche Rechtspre-

chung) sowie die Regelungen der Doppelbesteuerungsabkommen, wie sie derzeit typischerweise von 

der Bundesrepublik Deutschland mit anderen Staaten abgeschlossen werden. In beiden Bereichen 

können sich Regelungen oder Rechtsauffassungen – unter Umständen auch rückwirkend – ändern. 

Die Gesellschaft übernimmt für die Aktionäre keine Verantwortung für die Abführung von Steuern an 

der Quelle (Kapitalertragssteuer / Abgeltungsteuer). Die nachfolgenden Ausführungen können nicht 

die individuelle steuerliche Beratung des einzelnen Aktionärs ersetzen. Nur im Rahmen einer individu-

ellen steuerlichen Beratung können in ausreichender Weise die steuerlich relevanten Besonderheiten 

des jeweiligen Aktionärs berücksichtigt werden. Potentiellen Erwerbern wird daher empfohlen, wegen 

der Steuerfolgen des Kaufs, des Haltens sowie der Veräußerung oder unentgeltlichen Übertragung 

von Aktien und wegen des bei einer ggf. möglichen Erstattung deutscher Quellensteuer (Kapitaler-

tragsteuer) einzuhaltenden Verfahrens ihre steuerlichen Berater zu konsultieren. 

 

2. Ertragsteuern 

 

a) Laufende Besteuerung 

 

aa) Besteuerung der Gesellschaft 

 

In Deutschland ansässige Kapitalgesellschaften unterliegen grundsätzlich mit ihrem steuerpflichtigen 

Einkommen der Körperschaftsteuer. Der Körperschaftsteuersatz beträgt gegenwärtig 15 %. Auf die 

Körperschaftsteuer wird der Solidaritätszuschlag in Höhe von gegenwärtig 5,5 % erhoben (Zuschlag- 

steuer). Die Belastung aus Körperschaftsteuer und Solidaritätszuschlag auf das steuerpflichtige Ein-

kommen beträgt damit derzeit 15,825 %. 

 

Dividenden und andere Gewinnanteile, die die Kapitalgesellschaft sowohl von inländischen als auch 

von ausländischen Kapitalgesellschaften bezieht, sind im Ergebnis zu 95 % steuerbefreit, da 5 % der 

körperschaftsteuerfreien Dividenden pauschal als so genannte „nicht abzugsfähige Betriebsausgaben“ 
gelten. Diese Steuerbefreiung ist allerdings für durch Kapitalgesellschaften bezogene Dividenden an 

eine unmittelbare Mindestbeteiligungsquote von 10 % geknüpft, welche grundsätzlich bereits zu Be-

ginn des Kalenderjahres bestanden haben muss. Die 95 %ige Steuerbefreiung gilt – bislang ohne 
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Mindestbeteiligung – auch für Gewinne einer Kapitalgesellschaft aus der Veräußerung von Anteilen an 

einer inländischen oder ausländischen Kapitalgesellschaft. Die Einführung einer Mindestbeteiligungs-

schwelle ist aufgrund wiederholter Forderungen der Bundesländer im Bundesrat sowie von Abgeord-

neten im Bundestag derzeit im Gespräch. Es kann daher nicht ausgeschlossen werden, dass eine 

Mindestbeteiligungsschwelle eingeführt und Veräußerungsgewinne für sog. Streubesitzbeteiligungen 

(Beteiligung am Nominalbetrag von weniger als 10 %) künftig nicht mehr steuerlich begünstigt werden. 

Verluste aus der Veräußerung solcher Anteile sind derzeit unabhängig von der Beteiligungshöhe 

steuerlich nicht abzugsfähig. 

 

Außerdem unterliegen inländische Kapitalgesellschaften mit ihrem in inländischen Betriebsstätten 

erzielten Gewerbeertrag der Gewerbesteuer. Dieser ermittelt sich grundsätzlich aus dem zu versteu-

ernden Einkommen für Körperschaftsteuerzwecke, welches um spezielle Kürzungen sowie Hinzu-

rechnungen modifiziert wird. Ein bundesweit einheitlicher Gewerbesteuersatz existiert nicht. Vielmehr 

wird der Gewerbesteuersatz maßgeblich durch den von der Gemeinde, in der sich die jeweilige Be-

triebsstätte befindet, zu bestimmenden sog. „Hebesatz“ beeinflusst. Der durch Anwendung der sog. 
Gewerbesteuermesszahl von 3,5 % auf den Gewerbeertrag ermittelte Gewerbesteuermessbetrag wird 

mit diesem Hebesatz multipliziert. Hieraus ergibt sich die Gewerbesteuerbelastung. Der Gewerbe-

steueraufwand kann nicht als Betriebsausgabe von der Bemessungsgrundlage für die Körperschaft- 

oder die Gewerbesteuer abgezogen werden. Die Gewerbesteuersätze liegen damit regelmäßig zwi-

schen 7 % (bei einem Hebesatz von 200 %) und 17,5 % (bei einem Hebesatz von 500 %). 

 

In gewerbesteuerlicher Hinsicht werden Dividenden und andere Gewinnanteile, die die Gesellschaft 

von inländischen oder ausländischen Kapitalgesellschaften bezieht, im Ergebnis grundsätzlich eben-

falls zu 95 % freigestellt. Dies gilt indes nur dann, wenn die Kapitalgesellschaft an der entsprechenden 

inländischen Kapitalgesellschaft zu Beginn des maßgeblichen Erhebungszeitraums (Stichtagsbetrach-

tung) und an der entsprechenden ausländischen Kapitalgesellschaft unter bestimmten weiteren Vo-

raussetzungen seit Beginn des maßgeblichen Erhebungszeitraums ununterbrochen (Periodenbetrach-

tung) mindestens 15 % (bzw. bei nicht-deutschen EU-Gesellschaften mindestens 10 %) des Nominal-

kapitals hält (sog. „gewerbesteuerliches Schachtelprivileg“). Für Gewinnanteile, die von ausländischen 
Kapitalgesellschaften stammen, gelten zusätzliche Einschränkungen. 

 

Steuerliche Verluste der Gesellschaft können zunächst – nur für Zwecke der Körperschaftsteuer – bis 

zu einem Betrag in Höhe von EUR 1,0 Mio. mit dem zu versteuernden Einkommen des Vorjahres 

verrechnet werden (sog. „Verlustrücktrag“). Danach verbleibende steuerliche Verluste werden grund-

sätzlich zeitlich unbefristet vorgetragen. In Vorjahren erzielte steuerliche Verluste der Kapitalgesell-

schaft sind für körperschaftsteuerliche und gewerbesteuerliche Zwecke bis zu einem Betrag in Höhe 

von EUR 1,0 Mio. uneingeschränkt mit dem maßgeblichen laufenden Gewinn zu verrechnen. Darüber 

hinaus können sie nur gegen 60 % des maßgeblichen laufenden Gewinns bzw. der Einkünfte ver-

rechnet werden. Verbleibende steuerliche Verluste der Gesellschaft sind erneut vorzutragen und kön-

nen im Rahmen der dargestellten Regelung von zukünftigen steuerpflichtigen Einkünften und Gewer-

beerträgen abgezogen werden. Allerdings kann es unter bestimmten Voraussetzungen zu einem Un-

tergang der steuerlichen Verlustvorträge kommen (siehe dazu unten). 
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Aufgrund der sogenannten Zinsschranke können Nettozinsaufwendungen (Saldo aus Zinsaufwendun-

gen und Zinserträgen des entsprechenden Wirtschaftsjahres) von EUR 3,0 Mio. oder mehr, sofern 

keine Ausnahmetatbestände greifen, bei der Ermittlung des steuerlichen Gewinns grundsätzlich nur 

noch in Höhe von 30 % des steuerlichen EBITDA abgezogen werden. Für Fremdkapitalüberlassungen 

durch Gesellschafter gelten zusätzliche Regelungen. Nicht abzugsfähige Zinsaufwendungen sind 

vorzutragen und erhöhen den Zinsaufwand in den folgenden Wirtschaftsjahren (Zinsvortrag). Bei An-

wendung der Zinsschrankenregelung kann nicht genutztes Zinsabzugspotential bis zur Ausschöpfung 

der 30-Prozent-Grenze des EBITDA für einen Zeitraum von maximal fünf Wirtschaftsjahren in einem 

sog. EBITDA-Vortrag genutzt werden. 

 

Sofern binnen fünf Jahren mehr als 50 % des gezeichneten Kapitals, der Mitgliedschaftsrechte, der 

Beteiligungsrechte oder der Stimmrechte an der Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar auf einen 

Erwerber oder eine diesem nahe stehende Person übertragen werden oder ein vergleichbarer Sach-

verhalt vorliegt (sog. schädlicher Beteiligungserwerb), gehen Zinsvorträge, nicht genutzte steuerliche 

Verluste und ggf. ein nicht verwendeter EBITDA-Vortrag vollständig unter. Bis zum schädlichen Betei-

ligungserwerb entstandene Verluste des laufenden Wirtschaftsjahres können nicht mehr ausgeglichen 

werden. Übertragungen von mehr als 25 % bis zu einschließlich 50 % lassen Zinsvorträge und nicht 

genutzte Verluste und ggf. einem nicht verwendeten EBITDA-Vortrag quotal entfallen. Eine Kapitaler-

höhung steht einem schädlichen Beteiligungserwerb gleich, soweit sie zu einer Veränderung der Be-

teiligungsquoten am Kapital der Körperschaft führt. Bei schädlichen Beteiligungserwerben kann ein 

nicht genutzter Verlust abgezogen werden, soweit er die anteiligen (bei Übertragungen von mehr als 

25 % bis zu einschließlich 50 %) oder gesamten (bei Übertragungen von mehr als 50 %) zum Zeit-

punkt des schädlichen Beteiligungserwerbs vorhandenen im Inland steuerpflichtigen stillen Reserven 

des Betriebsvermögens der Körperschaft nicht übersteigt. Weiter liegt bei Beteiligungserwerben ein 

schädlicher Beteiligungserwerb nicht vor, wenn an dem übertragenden und an dem übernehmenden 

Rechtsträger dieselbe Person zu jeweils 100 % mittelbar oder unmittelbar beteiligt ist. Durch das Ge-

setz zur Weiterentwicklung der steuerlichen Verlustverrechnung bei Körperschaften wurde darüber 

hinaus die Möglichkeit geschaffen, im Falle schädlicher Beteiligungserwerbe einen Antrag auf Berück-

sichtigung der von den vorgenannten Einschränkungen betroffenen steuerliche Verluste sowie Zins-

vorträge als sog. fortführungsgebundene Verlustvorträge bzw. Zinsvorträge zu behandeln. In diesem 

Fall können diese auch nach einem schädlichen Beteiligungserwerb grundsätzlich berücksichtigt wer-

den, sofern der bisherige, seit Gründung oder zumindest in den einem schädlichen Beteiligungser-

werb vorangehenden drei Veranlagungszeiträumen, bestehende Geschäftsbetrieb aufrecht erhalten 

und nicht geändert oder erweitert wird und auch nicht weitere im Gesetz genannte schädliche Maß-

nahmen vorgenommen werden. Auch bei bestimmten Umwandlungen (z.B. Verschmelzung, Ausglie-

derung oder Spaltung) können Verlustvorträge, laufende Verluste, Zinsvorträge oder EBITDA-

Vorträge wegfallen oder deren Nutzung beschränkt sein. 

 

bb) Besteuerung der Anteilseigner 

 

Allgemeines 

 

Deutsche Kapitalgesellschaften haben grundsätzlich für Rechnung der Aktionäre von den von ihnen 

vorgenommenen Gewinnausschüttungen eine Kapitalertragsteuer in Höhe von – in der Regel – 25 % 
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und einen auf die Kapitalertragsteuer erhobenen Solidaritätszuschlag in Höhe von 5,5 % und bei na-

türlichen Personen ggf. auch Kirchensteuer von 8 % bzw. 9 % der Kapitalertragsteuer einzubehalten 

und an das zuständige Finanzamt abzuführen. Bemessungsgrundlage für die Kapitalertragsteuer ist 

die von der Hauptversammlung beschlossene Dividende. 

 

Der Kapitalertragsteuerabzug erfolgt grundsätzlich unabhängig davon, ob und in welchem Umfang die 

Gewinnausschüttung auf Ebene des Aktionärs von der Steuer befreit ist und ob es sich um einen im 

Inland oder einen im Ausland ansässigen Aktionär handelt. 

 

Die Emittentin übernimmt jedoch nicht die Verantwortung für die Einbehaltung der Kapitalertragsteuer 

an der Quelle. Der Kapitalertragsteuerabzug für Dividenden inländischer Aktiengesellschaften, deren 

Aktien sich in einer inländischen Sammelverwahrung i.S.d. § 5 DepotG, in Sonderverwahrung gem. 

§ 2 DepotG befinden oder deren Auszahlung oder Gutschrift gegen Aushändigung von Dividenden-

scheinen oder sonstigen Erträgnisscheinen erfolgt, ist durch Gesetz auf das die Dividende auszahlen-

de (inländische) Kredit- bzw. Finanzdienstleistungsinstitut, Wertpapierhandelsunternehmen oder 

Wertpapierhandelsbank („inländische Zahlstelle“) übertragen worden. Die inländische Zahlstelle 

erhält zu diesem Zweck von der ausschüttenden Aktiengesellschaft den vollen Betrag der Dividende, 

nimmt den Steuereinbehalt für den Aktionär vor und zahlt den verbleibenden Nettobetrag an den Akti-

onär aus. Durch diese Regelung können grundsätzlich auch die persönlichen Verhältnisse des jeweili-

gen Aktionärs bei der Berechnung des Kapitalertragsteuerabzugs durch die inländische Zahlstelle 

berücksichtigt werden. Die Gesellschaft, welche die Dividenden ausschüttet, ist in diesen Fällen nicht 

zur Einbehaltung und Abführung der Kapitalertragsteuer, einschließlich Solidaritätszuschlag und ggf. 

Kirchensteuer verpflichtet. Die inländische Zahlstelle ist verpflichtet zu prüfen, ob Kirchensteuer ein-

zubehalten ist und hat ggf. einen entsprechenden Einbehalt vorzunehmen. 

 

Auf Antrag werden ausländischen Körperschaften zwei Fünftel der einbehaltenen und abgeführten 

Kapitalertragsteuer auf Dividenden erstattet. Für Dividenden, die an eine in einem Mitgliedstaat der 

Europäischen Union ansässige Gesellschaft im Sinne der Anlage 2 zum Einkommensteuergesetz 

(„EStG“) in Verbindung mit § 43b EStG und der so genannten „Mutter-Tochter-Richtlinie“ (Richtlinie 
Nr. 2011/96/EU des Rates vom 30. November 2011) ausgeschüttet werden oder an eine Kapitalge-

sellschaft, die in einem Staat, mit dem die Bundesrepublik Deutschland ein Doppelbesteuerungsab-

kommen abgeschlossen hat, ansässig ist, kann bei Vorliegen weiterer Voraussetzungen auf Antrag 

bei einer Gewinnausschüttung von der Einbehaltung der Kapitalertragsteuer ganz oder teilweise ab-

gesehen werden. Ausländische Körperschaften mit (mittelbaren) Anteilseignern, die selbst keinen 

Anspruch auf Erstattung der Kapitalertragsteuer hätten, müssen besondere Voraussetzungen erfüllen. 

 

Bei Aktionären, die in der Bundesrepublik Deutschland unbeschränkt steuerpflichtig sind, sowie bei 

Aktionären, die im Ausland ansässig sind und die ihre Aktien im Betriebsvermögen einer deutschen 

Betriebsstätte oder festen Einrichtung in Deutschland oder in einem Betriebsvermögen halten, für das 

ein ständiger Vertreter in Deutschland bestellt ist, wird die einbehaltene und abgeführte Kapitalertrag-

steuer auf die Einkommen- oder Körperschaftsteuerschuld angerechnet und in Höhe eines etwaigen 

Überhanges erstattet, wenn eine Bescheinigung der inländischen Zahlstelle über die Kapitalertrag-

steuer vorgelegt wird. Für den Solidaritätszuschlag und etwaige Kirchensteuer gilt Entsprechendes. 
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Im Übrigen gilt für Ausschüttungen an im Ausland ansässige Aktionäre: Hat die Bundesrepublik 

Deutschland mit dem Ansässigkeitsstaat des Aktionärs ein Doppelbesteuerungsabkommen abge-

schlossen und hält der Aktionär seine Aktien weder im Vermögen einer Betriebsstätte oder festen 

Einrichtung in Deutschland noch in einem Betriebsvermögen, für das ein ständiger Vertreter in 

Deutschland bestellt ist, der im Sinne des anwendbaren Doppelbesteuerungsabkommens abhängig 

ist, kann sich der Kapitalertragsteuersatz nach Maßgabe des anwendbaren Doppelbesteuerungsab-

kommens reduzieren. Die Ermäßigung der Kapitalertragsteuer wird grundsätzlich in der Weise ge-

währt, dass die Differenz zwischen dem einbehaltenen Gesamtbetrag einschließlich des Solidaritäts-

zuschlages und der unter Anwendung des einschlägigen Doppelbesteuerungsabkommens tatsächlich 

geschuldeten Kapitalertragsteuer (in der Regel 15 %) auf Antrag durch die deutsche Finanzverwaltung 

erstattet wird. Formulare für das Erstattungsverfahren sind beim Bundeszentralamt für Steuern, An 

der Küppe 1, 53225 Bonn, sowie den deutschen Botschaften und Konsulaten erhältlich und können im 

Internet von der Website des Bundeszentralamts für Steuern unter www.bzst.bund.de heruntergela-

den werden. 

 

Besteuerung inländischer Anteilseigner 

 

Bei Aktien, die von unbeschränkt steuerpflichtigen natürlichen Personen im Privatvermögen gehalten 

werden, unterliegen Dividenden unabhängig von der Haltedauer der Anteile in voller Höhe einer Ab-

geltungsteuer, d.h. mit dem Einbehalt der Steuer gilt die Einkommensteuerschuld des Anteilseigners 

als abgegolten. Die erzielten Einkünfte bleiben im Steuerveranlagungsverfahren (d.h. im Rahmen 

seiner Steuererklärung) des Anteilseigners daher unberücksichtigt. Die Abgeltungsteuer wird von der 

Gesellschaft bzw. der die Dividende auszahlenden inländischen Zahlstelle im Wege des Kapitaler-

tragsteuerabzugs für Rechnung des Aktionärs einbehalten und abgeführt. Der Abgeltungssteuersatz 

beträgt aktuell 25 % (zuzüglich 5,5 % Solidaritätszuschlag, insgesamt 26,375 % ggf. zzgl. 8 % bzw. 

9 % Kirchensteuer der Kapitalertragsteuer) der maßgeblichen Bruttoerträge. Für sämtliche Einkünfte 

aus Kapitalvermögen wird als Werbungskostenabzug insgesamt ein Sparer-Pauschbetrag in Höhe 

von EUR 801,00 (EUR 1.602,00 bei zusammen veranlagten Ehegatten) gewährt. Der Abzug von tat-

sächlichen Werbungskosten ist hingegen ausgeschlossen. Verluste aus Kapitalvermögen dürfen nicht 

mit Einkünften aus anderen Einkunftsarten ausgeglichen oder anderweitig genutzt werden. Die Verlus-

te mindern aber die künftigen Einkünfte des Steuerpflichtigen aus Kapitalvermögen. 

 

Auf Antrag des Aktionärs werden die Kapitalerträge mit dem individuellen Einkommensteuersatz be-

steuert, wenn dies für den Aktionär zu einer niedrigeren Steuerbelastung (einschließlich Solidaritäts-

zuschlag und ggf. Kirchensteuer) führt (sog. Günstigerprüfung). Allerdings ist auch in diesem Fall ein 

Abzug der tatsächlichen Werbungskosten ausgeschlossen. Liegt eine Beteiligung von mehr als 25 % 

vor oder besteht eine Beteiligung von mindestens 1 % und ist der Anteilseigner beruflich für die Ge-

sellschaft tätig, kommt es auf Antrag zu einer Berücksichtigung der Dividenden im Rahmen des Ver-

anlagungsverfahrens. Hierbei unterliegen 60 % der Einkünfte der Besteuerung, in Höhe von 60 % ist 

der Werbungskostenabzug in diesem Falle möglich (sogenanntes „Teileinkünfteverfahren“; im Rah-
men einer etwaigen Kirchensteuerpflicht ist diese Steuerbefreiung nicht zu berücksichtigen). Verluste 

können mit anderen Einkünften verrechnet werden. 
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Für Dividenden auf Aktien im Betriebsvermögen gilt die Abgeltungswirkung nicht. Sind die Aktien dem 

Betriebsvermögen des Aktionärs zuzuordnen, so hängt die Besteuerung vielmehr davon ab, ob der 

Aktionär (i) eine Körperschaft, (ii) eine natürliche Person oder (iii) eine Personengesellschaft mit ge-

werblichem Betriebsvermögen (Mitunternehmerschaft) ist: 

 

(i) Ist der Aktionär eine inländische Kapitalgesellschaft, so sind ausgeschüttete Dividenden  

– vorbehaltlich bestimmter Ausnahmen zum Beispiel für Kreditinstitute, Finanzdienstleis-

tungsinstitute, Finanzunternehmen, Pensionsfonds, Lebens- und Krankenversicherungsun-

ternehmen – sowie für Bezugsrechte von der Körperschaftsteuer und dem Solidaritätszu-

schlag befreit, wenn grundsätzlich zu Beginn des Kalenderjahres eine unmittelbare Mindest-

beteiligung von 10 % am Grundkapital der Gesellschaft bestand. Eine Mindesthaltezeit ist 

insoweit nicht zu beachten. Die bezogenen Dividenden sind auch von der Gewerbesteuer 

befreit, wenn die Körperschaft zu Beginn des maßgeblichen Erhebungszeitraums zu mindes-

tens 15 % am Grundkapital der Gesellschaft beteiligt war. Allerdings gelten in jedem Fall 5 % 

der steuerfrei bezogenen Dividenden als steuerlich nicht abziehbare Betriebsausgaben, so-

dass effektiv 5 % der Dividenden der Körperschaftsteuer (zuzüglich Solidaritätszuschlag) 

und der Gewerbesteuer unterliegen. Im Übrigen können tatsächlich anfallende Aufwendun-

gen, die im Zusammenhang mit der Beteiligung stehen, für körperschaft- und gewerbesteu-

erliche Zwecke nach den allgemeinen Regeln als Betriebsausgabe abgezogen werden. Die 

bezogenen Dividenden unterliegen grundsätzlich in voller Höhe der Körperschaftsteuer und 

ggf. Gewerbesteuer, wenn die jeweilige Mindestbeteiligungsquote am Grundkapital zu Be-

ginn des maßgeblichen Zeitraums nicht erfüllt war. 

 

(ii) Bei Aktien, die von natürlichen Personen im Betriebsvermögen gehalten werden, sind Divi-

denden und Gewinne aus der Veräußerung oder Entnahme von Aktien zu 40 % steuerbefreit 

(Teileinkünfteverfahren; im Rahmen einer etwaigen Kirchensteuerpflicht ist diese Steuerbe-

freiung nicht zu berücksichtigen). Entsprechend können Aufwendungen, die mit Dividenden 

oder Aktienveräußerungs- oder Entnahmegewinnen in wirtschaftlichem Zusammenhang ste-

hen, nur zu 60 % abgezogen werden. Gewerbesteuerlich unterliegen die Dividenden der 

Steuer in voller Höhe, es sei denn, der Steuerpflichtige war zu Beginn des maßgeblichen Er-

hebungszeitraumes mindestens mit 15 % am Grundkapital der Gesellschaft beteiligt. Ge-

werbesteuer ist unter bestimmten Voraussetzungen im Wege eines pauschalierten Anrech-

nungsverfahrens auf die persönliche Einkommensteuerschuld des Aktionärs vollständig oder 

teilweise anrechenbar. 

 

(iii) Ist der Aktionär eine Personengesellschaft mit gewerblichem Betriebsvermögen, geht die 

Dividende in die einheitliche und gesonderte Gewinnfeststellung ein und wird von dort den 

Gesellschaftern anteilig zugewiesen. Die Besteuerung für Zwecke ESt / KSt erfolgt auf der 

Ebene der Gesellschafter und ist davon abhängig, ob es sich bei dem jeweiligen Gesell-

schafter um eine natürliche Person (dann Einkommensteuer) oder um eine Körperschaft 

(dann Körperschaftsteuer) handelt. Bei körperschaftsteuerpflichtigen Gesellschaftern ent-

spricht die Besteuerung der Dividenden den unter Gliederungspunkt (i) aufgezeigten 

Grundsätzen. Für Zwecke der Mindestbeteiligungsquote im Hinblick auf die Körperschaft-

steuer erfolgt in diesem Zusammenhang eine anteilige Zurechnung des Aktienbesitzes der 
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Personengesellschaft an deren Gesellschafter. Bei einkommensteuerpflichtigen Gesellschaf-

tern (natürliche Personen) gelten die unter Gliederungspunkt (ii) dargestellten Grundsätze. 

Die Dividenden unterliegen bei Zurechnung der Aktien zu einer inländischen Betriebsstätte 

eines Gewerbebetriebs der Personengesellschaft zusätzlich auf Ebene der Personengesell-

schaft in voller Höhe der Gewerbesteuer, es sei denn die Personengesellschaft war zu Be-

ginn des maßgeblichen Erhebungszeitraums zu mindestens 15 % am Grundkapital der Ge-

sellschaft beteiligt. In diesem Fall unterliegen nur 5 % der Dividendenzahlungen der Gewer-

besteuer, soweit Kapitalgesellschaften an der Personengesellschaft beteiligt sind. Auf Ebene 

der Personengesellschaft etwa anfallende und dem betreffenden Gesellschafter zurechen-

bare Gewerbesteuer wird im Falle von natürlichen Personen im Wege eines pauschalierten 

Anrechnungsverfahrens auf die Einkommensteuer der natürlichen Personen vollständig oder 

teilweise angerechnet. 

 

Besteuerung ausländischer Anteilseigner 

 

Bei in der Bundesrepublik Deutschland beschränkt steuerpflichtigen Aktionären, die ihre Aktien nicht 

im Betriebsvermögen einer deutschen Betriebsstätte oder festen Einrichtung in Deutschland oder in 

einem Betriebsvermögen, für das ein ständiger Vertreter in Deutschland bestellt ist, halten, gilt die 

deutsche Steuerschuld mit Einbehaltung der (ggf. nach einem Doppelbesteuerungsabkommen bzw. 

der Mutter-Tochter-Richtlinie ermäßigten) Kapitalertragsteuer grundsätzlich als abgegolten. 

 

Ist der Aktionär eine natürliche Person und gehören die Aktien zu einem Betriebsvermögen einer Be-

triebsstätte oder festen Einrichtung in Deutschland oder zu einem Betriebsvermögen, für das ein im 

Sinne der anwendbaren Doppelbesteuerungsabkommen abhängiger ständiger Vertreter in Deutsch-

land bestellt ist, so unterliegen 60 % der Dividenden und Veräußerungsgewinne aus der Veräußerung 

von Dividendenscheinen oder sonstigen Ansprüchen der deutschen Einkommensteuer zuzüglich 

5,5 % Solidaritätszuschlag hierauf. Gehören die Aktien zu einem gewerblichen Betriebsvermögen, 

unterliegen die bezogenen Dividenden nach Abzug der mit ihnen im wirtschaftlichen Zusammenhang 

stehenden Betriebsausgaben der Gewerbesteuer, es sei denn, der Aktionär war zu Beginn des maß-

geblichen Erhebungszeitraumes zu mindestens 15 % am Grundkapital der Gesellschaft beteiligt. Al-

lerdings ist die Gewerbesteuer im Wege eines pauschalierten Anrechnungsverfahrens unter gewissen 

Voraussetzungen auf die persönliche Einkommensteuer des Aktionärs teilweise oder vollständig anre-

chenbar. 

 

Dividendenausschüttungen an ausländische Körperschaften und Veräußerungsgewinne aus der Ver-

äußerung von Dividendenscheinen oder sonstigen Ansprüchen (mit Ausnahme von Bezugsrechten) 

sind – vorbehaltlich bestimmter Ausnahmen zum Beispiel für Kreditinstitute, Finanzdienstleistungsin-

stitute, Finanzunternehmen, Pensionsfonds, Lebens- und Krankenversicherungsunternehmen – von 

der Körperschaftsteuer und dem Solidaritätszuschlag befreit, wenn die Aktien einer Betriebsstätte 

oder festen Einrichtung in Deutschland zugerechnet werden können oder durch einen ständigen Ver-

treter in Deutschland gehalten werden und grundsätzlich zu Beginn des Kalenderjahres eine unmittel-

bare Mindestbeteiligung von 10 % am Grundkapital der Gesellschaft besteht. Gehören die Aktien zu 

einer gewerblichen Betriebsstätte in Deutschland, unterliegen die bezogenen Dividenden der Gewer-

besteuer, es sei denn, die Beteiligung betrug zu Beginn des maßgeblichen Erhebungszeitraums min-
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destens 15 % des Grundkapitals der Gesellschaft. Auch wenn die Dividende von der Körperschaft-

steuer und der Gewerbesteuer befreit ist, werden jedoch 5 % der Dividenden als steuerlich nicht ab-

ziehbare Betriebsausgaben behandelt, sodass effektiv 5 % der Dividenden der Körperschaftsteuer 

(zuzüglich Solidaritätszuschlag) und der Gewerbesteuer unterliegen. Im Übrigen können tatsächlich 

anfallende Aufwendungen, die im Zusammenhang mit der Beteiligung stehen, für körperschaft- und 

gewerbesteuerliche Zwecke nach den allgemeinen Regeln als Betriebsausgaben abgezogen werden. 

 

Ist der Gläubiger der Kapitalerträge eine in Deutschland beschränkt steuerpflichtige Körperschaft, so 

werden 2/5 der Kapitalertragsteuer auf Antrag erstattet. Der Antrag ist bei dem Bundeszentralamt für 

Steuern zu stellen. Eine weitergehende Freistellung oder Erstattung nach einem Abkommen zur Ver-

meidung der Doppelbesteuerung oder § 43b EStG (Mutter-Tochter-Richtlinie) bleibt unberührt. Aus-

ländische Körperschaften, mit (mittelbaren) Anteilseignern, die selbst keinen Anspruch auf Erstattung 

der Kapitalertragsteuer hätten, müssen weitere Voraussetzungen erfüllen. 

 

b) Besteuerung bei Veräußerung 

 

aa) Besteuerung inländischer Aktionäre 

 

Gewinne aus der Veräußerung von Aktien (bei einer nicht wesentlichen Beteiligung i.S.v. § 17 EStG, 

siehe dazu sogleich) oder der Veräußerung von Dividendenscheinen oder sonstigen Ansprüchen, die 

im Privatvermögen einer in Deutschland ansässigen natürlichen Person gehalten werden und nach 

dem 31. Dezember 2008 erworben wurden, sind unabhängig von der Haltedauer der Aktien einkom-

mensteuer- und solidaritätszuschlagspflichtig (und unterliegen ggf. der Kirchensteuer). Sie unterliegen 

als Kapitaleinkünfte der Abgeltungsteuer in Höhe von 25 % (zuzüglich 5,5 % Solidaritätszuschlag und 

ggf. der Kirchensteuer von 8 % bzw. 9 % der Abgeltungsteuer). Die Abgeltungsteuer wird von der die 

Veräußerung durchführenden inländischen Zahlstelle im Wege des Kapitalertragsteuerabzugs für 

Rechnung des Aktionärs einbehalten und abgeführt. Ein Abzug der tatsächlichen Werbungskosten ist 

– unabhängig von der Berücksichtigung des Sparer-Pauschbetrages – nicht zulässig. Entsteht ein 

Veräußerungsverlust, so kann dieser lediglich mit Veräußerungsgewinnen aus Aktien bei der inländi-

schen Zahlstelle verrechnet werden. Soweit dies in dem Veranlagungszeitraum, in dem die Verluste 

angefallen sind nicht möglich ist, mindern die Verluste die Einkünfte, die der Steuerpflichtige in den 

folgenden Veranlagungszeiträumen aus der Veräußerung von Aktien erzielt. Alternativ kann der Anle-

ger bei der inländischen Zahlstelle eine Bescheinigung der nicht ausgeglichenen Verluste bis zum 

15. Dezember des laufenden Jahres beantragen, um diese im Rahmen der Steuerveranlagung mit 

anderweitig erzielten Einkünften aus Aktien zu verrechnen. Eine Berücksichtigung im folgenden Ver-

anlagungszeitraum scheidet in diesem Fall aus. 

 

Gewinne aus der Veräußerung von Aktien, die im Privatvermögen eines in Deutschland ansässigen 

Aktionärs gehalten werden, sind jedoch im Teileinkünfteverfahren zu 60 % steuerpflichtig, wenn der 

Aktionär – oder im Falle eines unentgeltlichen Erwerbs sein(e) Rechtsvorgänger – in einem Zeitpunkt 

während eines der Veräußerung vorausgehenden Fünfjahreszeitraums zu mindestens 1 % unmittel-

bar oder mittelbar am Grundkapital der Gesellschaft beteiligt war(en) (sog. wesentliche Beteiligung 

i.S.v. § 17 EStG). In diesem Falle unterliegen auch 60 % der Gewinne aus der Veräußerung eines 

Bezugsrechtes dem individuellen Einkommensteuersatz und dem Solidaritätszuschlag (im Falle einer 
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etwaigen Kirchensteuerpflicht findet die Steuerbefreiung für Zwecke der Kirchensteuer keine Anwen-

dung). Verluste aus der Veräußerung der Aktien oder Bezugsrechte sowie Aufwendungen, die im 

wirtschaftlichen Zusammenhang mit der Veräußerung stehen, sind nur zu 60 % abziehbar. Es können 

sich weitere Abzugsbeschränkungen ergeben. Im Rahmen der Steuerveranlagung ist die einbehaltene 

Kapitalertragsteuer (einschließlich Solidaritätszuschlag und ggf. Kirchensteuer) grundsätzlich anzu-

rechnen und in Höhe eines etwaigen Überhangs zu erstatten, wenn eine Bescheinigung der inländi-

schen Zahlstelle über die Kapitalertragsteuer sowie den Solidaritätszuschlag und ggf. Kirchensteuer 

vorgelegt wird. 

 

Die Besteuerung von Gewinnen aus der Veräußerung von Aktien, die von einem in Deutschland an-

sässigen Aktionär im Betriebsvermögen gehalten werden, hängt davon ab, ob der Aktionär (i) eine 

Kapitalgesellschaft, (ii) eine natürliche Person oder (iii) eine Personengesellschaft mit gewerblichem 

Betriebsvermögen (Mitunternehmerschaft) ist: 

 

(i) Ist der Aktionär eine inländische Kapitalgesellschaft, sind Gewinne aus der Veräußerung von 

Aktien – vorbehaltlich bestimmter Ausnahmen, zum Beispiel für Kreditinstitute, Finanzdienst-

leistungsinstitute, Finanzunternehmen, Pensionsfonds, Lebens- und Krankenversicherungs-

unternehmen – grundsätzlich und bislang ohne Mindestbeteiligungserfordernis von der Ge-

werbe- und Körperschaftsteuer einschließlich Solidaritätszuschlag befreit. Jedoch werden 

5 % der Gewinne als steuerlich nicht abzugsfähige Betriebsausgaben behandelt, sodass ef-

fektiv 5 % der Gewinne der Körperschaftsteuer (zuzüglich Solidaritätszuschlag) und der Ge-

werbesteuer unterliegen. Tatsächlich anfallende Aufwendungen, die im Zusammenhang mit 

der Beteiligung stehen, können für körperschaftsteuerliche und gewerbesteuerliche Zwecke 

nach den allgemeinen Regeln als Betriebsausgaben abgezogen werden. Dagegen sind Ver-

luste aus der Veräußerung oder Abschreibung der Aktien sowie andere Gewinnminderun-

gen, die im Zusammenhang mit den Aktien stehen, steuerlich nicht abzugsfähig. 

 

(ii) Werden die Aktien im Betriebsvermögen eines Einzelunternehmers gehalten, unterliegen 

60 % der Veräußerungsgewinne dem individuellen Einkommensteuersatz zuzüglich 5,5 % 

Solidaritätszuschlag auf die Einkommensteuer (sowie ggf. der Kirchensteuer von 8 % bzw. 

9 % der Einkommensteuer, die sich ohne Begünstigung durch das sog. Teileinkünftever-

fahren ergeben würde). Mit solchen Veräußerungen im wirtschaftlichen Zusammenhang ste-

hende Aufwendungen und Veräußerungsverluste sowie Verluste aus der Abschreibung 

(Wertberichtigung) der Aktien sind nur zu 60 % steuerlich abzugsfähig. Es können sich wei-

tere Abzugsbeschränkungen ergeben. Gehören die Aktien zu einem gewerblichen Betriebs-

vermögen, sind 60 % der Veräußerungsgewinne auch gewerbesteuerpflichtig. Allerdings ist 

die Gewerbesteuer im Wege eines pauschalierten Anrechnungsverfahrens unter gewissen 

Voraussetzungen teilweise oder vollständig auf die persönliche Einkommensteuer des Akti-

onärs anrechenbar. Gewinne aus der Veräußerung von Aktien können derzeit unter be-

stimmten Voraussetzungen bis zu einem Höchstbetrag von EUR 500.000,00 ganz oder teil-

weise von den Anschaffungskosten bestimmter gleichzeitig oder später angeschaffter ande-

rer Wirtschaftsgüter abgezogen bzw. in eine zeitlich begrenzte Reinvestitionsrücklage einge-

stellt werden. 
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(iii) Ist der Aktionär eine Personengesellschaft mit gewerblichem Betriebsvermögen, so wird die 

Einkommen- bzw. Körperschaftsteuer nur auf Ebene des jeweiligen Gesellschafters dieser 

Gesellschaft erhoben, nicht aber auf Ebene der Personengesellschaft. Die Besteuerung 

hängt davon ab, ob der Gesellschafter eine Körperschaft oder natürliche Person ist. Ist der 

Gesellschafter eine Körperschaft, entspricht die Besteuerung der Veräußerungsgewinne den 

unter Gliederungspunkt (i) aufgezeigten Grundsätzen. Ist der Gesellschafter eine natürliche 

Person, finden – vorbehaltlich bestimmter Ausnahmen für Unternehmen des Finanz- und 

Versicherungssektors – grundsätzlich die unter Gliederungspunkt (ii) dargestellten Grunds-

ätze Anwendung. Zusätzlich unterliegen die Gewinne aus der Veräußerung von Aktien bei 

Zurechnung zu einer inländischen Betriebsstätte eines Gewerbebetriebs der Personenge-

sellschaft der Gewerbesteuer auf der Ebene der Personengesellschaft und zwar grundsätz-

lich zu 60 %, soweit natürliche Personen an der Personengesellschaft beteiligt sind, und 

grundsätzlich zu 5 %, soweit Kapitalgesellschaften beteiligt sind. Veräußerungsverluste und 

andere Gewinnminderungen, die im Zusammenhang mit den veräußerten Aktien stehen, 

bleiben für Zwecke der Gewerbesteuer unberücksichtigt, wenn sie auf eine Körperschaft als 

Gesellschafter entfallen, und werden nur in Höhe von 60 % berücksichtigt, wenn sie auf eine 

natürliche Person als Gesellschafter entfallen. Bei natürlichen Personen als Gesellschafter 

von der Personengesellschaft wird die gezahlte, auf ihren Anteil entfallende Gewerbesteuer 

grundsätzlich nach einem pauschalierten Verfahren vollständig oder teilweise auf die per-

sönliche Einkommensteuer angerechnet. 

 

Die einbehaltene Kapitalertragsteuer (einschließlich Solidaritätszuschlag und ggf. Kirchensteuer) wird 

anteilig auf die jeweilige Steuerschuld angerechnet oder in Höhe eines Überhangs erstattet, wenn 

eine Bescheinigung der inländischen Zahlstelle über die Kapitalertragsteuer (einschließlich Solidari-

tätszuschlag und ggf. Kirchensteuer) vorgelegt wird. 

 

bb) Besteuerung ausländischer Anteilseigner 

 

Erfolgt die Veräußerung der Aktien durch eine ausländische natürliche Person, (i) die die Aktien in 

einer Betriebsstätte, festen Einrichtung oder in einem Betriebsvermögen hält, für das ein ständiger 

Vertreter in Deutschland bestellt ist, oder (ii) die selbst – bzw. bei unentgeltlichem Erwerb dessen 

Rechtsvorgänger – zu irgendeinem Zeitpunkt innerhalb der letzten fünf Jahre vor der Veräußerung der 

Aktien direkt oder indirekt mit mindestens 1 % am Kapital der Gesellschaft beteiligt war, so unterliegen 

die erzielten Veräußerungsgewinne in Deutschland zu 60 % der Einkommensteuer (zuzüglich 5,5 % 

Solidaritätszuschlag). Bei Zurechnung der Aktien zu einer inländischen Betriebsstätte eines Gewerbe-

betriebes unterliegen die Veräußerungsgewinne zu 60 % auch der Gewerbesteuer. Die meisten Dop-

pelbesteuerungsabkommen sehen eine Befreiung von der deutschen Besteuerung vor, sofern die 

Aktien nicht im Vermögen einer inländischen Betriebsstätte oder festen Einrichtung oder durch einen 

inländischen ständigen Vertreter, der im Sinne des anwendbaren Doppelbesteuerungsabkommens 

abhängig ist, gehalten werden. 

 

Veräußerungsgewinne, die eine nicht in Deutschland ansässige Körperschaft erzielt, sind – vorbe-

haltlich bestimmter Ausnahmen, zum Beispiel für Kreditinstitute, Finanzdienstleistungsinstitute, Fi-

nanzunternehmen, Pensionsfonds, Lebens- und Krankenversicherungsunternehmen – grundsätzlich 
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von der deutschen Gewerbe- und der deutschen Körperschaftsteuer befreit. 5 % der Gewinne werden 

als steuerlich nicht abziehbare Betriebsausgaben behandelt, sodass effektiv 5 % der Gewinne der 

Körperschaftsteuer (zuzüglich Solidaritätszuschlag) unterliegen, wenn (i) die Aktien über eine Be-

triebsstätte gehalten werden oder zu einem Betriebsvermögen gehören, für das in Deutschland ein 

ständiger Vertreter bestellt ist, der im Sinne des anwendbaren Doppelbesteuerungsabkommens ab-

hängig ist, oder (ii) vorbehaltlich der Anwendung eines Doppelbesteuerungsabkommens die ausländi-

sche Körperschaft zu irgendeinem Zeitpunkt innerhalb der letzten fünf Jahre vor der Veräußerung der 

Aktien unmittelbar oder mittelbar zu mindestens 1 % am Kapital der Gesellschaft beteiligt war. Gehö-

ren die Aktien zu einer inländischen gewerblichen Betriebsstätte der Körperschaft, so unterliegen 5 % 

des Veräußerungsgewinns auch der Gewerbesteuer. Bei Steuerpflicht im Inland können tatsächlich 

anfallende Aufwendungen, die im Zusammenhang mit der Beteiligung stehen, für körperschaft- und 

gewerbesteuerliche Zwecke als Betriebsausgaben abgezogen werden. Verluste aus der Veräußerung 

oder Abschreibung der Aktien sowie andere Gewinnminderungen, die im Zusammenhang mit den 

veräußerten Aktien stehen, sind steuerlich hingegen nicht abzugsfähig. Soweit eine Steuerveranla-

gung im Inland stattfindet, wird einbehaltene Kapitalertragsteuer (einschließlich Solidaritätszuschlag) 

auf die jeweilige Steuerschuld angerechnet oder in Höhe eines Überhangs erstattet, wenn eine Be-

scheinigung der inländischen Zahlstelle über die Kapitalertragsteuer (einschließlich Solidaritätszu-

schlag) vorgelegt wird. 

 

c) Besonderheiten für Kreditinstitute, Finanzdienstleistungsinstitute und Finanzunter-

nehmen, Pensionsfonds, Lebens- und Krankenversicherungsunternehmen 

 

Soweit Kreditinstitute und Finanzdienstleistungsinstitute Aktien halten oder veräußern, welche nach 

§ 340e Abs. 3 HGB dem Handelsbestand zuzuordnen sind, gelten weder für Dividenden noch für Ver-

äußerungsgewinne das Teileinkünfteverfahren oder die Befreiung von der Körperschaftsteuer und ggf. 

von der Gewerbesteuer. Gleiches gilt für Aktien, die von Finanzunternehmen im Sinne des KWG, an 

denen Kreditinstitute oder Finanzdienstleistungsinstitute unmittelbar oder mittelbar zu mehr als 50 % 

beteiligt sind, gehalten werden und zum Zeitpunkt des Zugangs zum Betriebsvermögen als Umlauf-

vermögen auszuweisen sind. 

 

Dividendenerträge, einschließlich der Veräußerung von Dividendenscheinen, von sonstigen Ansprü-

chen und Gewinne aus der Veräußerung von Anteilen, die bei Lebens- und Krankenversicherungsun-

ternehmen den Kapitalanlagen zuzurechnen sind, sind – unter weiteren Voraussetzungen – in voller 

Höhe körperschaft- und gewerbesteuerpflichtig. Entsprechendes gilt für Pensionsfonds. Darüber hin-

aus finden für Lebens- und Krankenversicherungsunternehmen sowie für Pensionsfonds weitere be-

sondere steuerliche Regelungen Anwendung. 

 

Dividenden und Veräußerungsgewinne aus der Veräußerung von Dividendenscheinen oder sonstigen 

Ansprüchen sind in den vorgenannten Fällen allerdings grundsätzlich von der Gewerbesteuer befreit, 

wenn der Aktionär zu Beginn des maßgeblichen Erhebungszeitraums zu mindestens 15 % am Grund-

kapital der Gesellschaft beteiligt war und die Anteile (bei Kranken- und Lebensversicherungen sowie 

Pensionsfonds) nicht den Kapitalanlagen dieser Unternehmen zuzuordnen sind. 

 



- 109 - 

3. Erbschaft- und Schenkungsteuer 

 

Der Übergang von Aktien auf eine andere Person durch Schenkung oder von Todes wegen unterliegt 

der deutschen Erbschaft- bzw. Schenkungsteuer, insbesondere wenn 

 

(i) der Erblasser, der Schenker, der Erbe, der Beschenkte oder der sonstige Erwerber zur Zeit 

des Vermögensübergangs seinen Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt, seine Ge-

schäftsleitung oder seinen Sitz in Deutschland hatte oder sich als deutscher Staats-

angehöriger nicht länger als fünf – in bestimmten Fällen zehn – Jahre dauernd im Ausland 

aufgehalten hat, ohne im Inland einen Wohnsitz zu haben, oder 

 

(ii) die Aktien beim Erblasser oder Schenker zu einem Betriebsvermögen gehörten, für das in 

Deutschland eine Betriebsstätte unterhalten wurde oder ein ständiger Vertreter bestellt war, 

oder 

 

(iii) der Erblasser oder Schenker zum Zeitpunkt des Erbfalls oder der Schenkung entweder allein 

oder zusammen mit anderen ihm nahestehenden Personen im Sinne des § 1 Abs. 2 Außen-

steuergesetz („AStG“) zu mindestens 10 % am Grundkapital der Gesellschaft unmittelbar 

oder mittelbar beteiligt war. 

 

Die wenigen gegenwärtig in Kraft befindlichen deutschen Erbschaftsteuer-Doppelbesteuerungs-

abkommen sehen für Aktien in der Regel vor, dass deutsche Erbschaft- bzw. Schenkungsteuer nur im 

Fall des ersten Gliederungspunktes und mit Einschränkungen im Fall des zweiten Gliederungspunktes 

erhoben werden kann. 

 

Besondere Vorschriften gelten für deutsche Staatsangehörige, die im Inland weder einen Wohnsitz 

noch ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben und zu einer inländischen juristischen Person des öffent-

lichen Rechts in einem Dienstverhältnis stehen und dafür Arbeitslohn aus einer inländischen öffentli-

chen Kasse beziehen, sowie für zu ihrem Haushalt gehörende Angehörige, die die deutsche Staats-

angehörigkeit besitzen, und für ehemalige deutsche Staatsangehörige. 

 

4. Sonstige Steuern 

 

Bei Kauf, Verkauf oder sonstiger Veräußerung von Aktien fällt nach derzeitiger Rechtslage keine 

deutsche Kapitalverkehrsteuer, Umsatzsteuer, Stempelsteuer oder ähnliche Steuer an. Unter be-

stimmten Voraussetzungen ist es jedoch möglich, dass Unternehmer zu einer Umsatzsteuerpflicht der 

ansonsten steuerfreien Umsätze optieren. Die Veräußerung oder die Übertragung von Aktien oder 

Bezugsrechten unterliegt in Deutschland aktuell auch keiner Börsenumsatzsteuer. Allerdings haben 

sich mittlerweile elf Mitgliedsstaaten der EU darauf verständigt, im Wege des Verfahrens der „Ver-
stärkten Zusammenarbeit“ ein gemeinsames Finanztransaktionssteuersystem einzuführen. Vor die-
sem Hintergrund hat die Europäische Kommission am 14. Februar 2013 einen Vorschlag für eine 

Richtlinie zur Einführung einer Finanztransaktionssteuer veröffentlicht. Nach diesem Vorschlag dürfen 

teilnehmende Mitgliedsstaaten eine EU-Finanztransaktionssteuer auf alle Finanztransaktionen verlan-

gen, bei denen (i) zumindest eine Partei der Transaktion in einem teilnehmenden Mitgliedsstaat an-
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sässig ist und (ii) ein im Gebiet eines teilnehmenden Mitgliedsstaates ansässiges Finanzinstitut Partei 

der Transaktion ist und entweder auf eigene Rechnung oder die Rechnung einer anderen Person oder 

im Namen einer Partei der Transaktion handelt. Der Richtlinienvorschlag ist sehr weit gefasst und 

kann auch bei Transaktionen von Finanzinstituten in nicht teilnehmenden Staaten anfallen, wenn kei-

ne der Parteien in einem teilnehmenden Mitgliedsstaat als ansässig gilt, das betreffende Finan-

zinstrument aber durch eine in einem teilnehmenden Mitgliedsstaat ansässige Stelle ausgegeben 

wurde. In einem solchen Fall seien beide Parteien als in diesem teilnehmenden Mitgliedsstaat ansäs-

sig anzusehen. Die Erträge aus Wertpapieren können durch die Anwendung dieser Steuer beeinträch-

tigt werden, wenn die genannten Punkte zutreffen. Der Steuersatz soll zumindest 0,01 % des Nenn-

werts bei Finanztransaktionen in Bezug auf Derivatkontrakte und zumindest 0,1 % der Gegenleistung 

oder des Marktpreises bei allen anderen steuerpflichtigen Finanztransaktionen betragen und soll von 

den Finanzinstituten abgezogen werden. Jedoch konnte eine Einigung bisher nicht erzielt werden. Ob 

eine Finanztransaktionssteuer eingeführt und wie diese dann auszugestalten ist befindet sich derzeit 

noch in der Diskussion zwischen den Mitgliedstaaten, sodass eine Einführung sowie ihr etwaiger An-

wendungsbereich derzeit noch nicht feststeht. Es ist nicht auszuschließen, dass sich weitere Mitglied-

staaten für die Einführung der Finanztransaktionssteuer entscheiden werden. 

 

Vermögensteuer wird in Deutschland gegenwärtig nicht erhoben. 
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XV. GLOSSAR 

 

AktG Aktiengesetz 

AStG Außensteuergesetz 

BGB Bürgerliches Gesetzbuch 

B2B Business-to-Business (Abkürzungen: B2B, B-to-B oder BtB) 

bezeichnet Geschäftsbeziehungen zwischen mindestens zwei 

Unternehmen – im Gegensatz zu Beziehungen zwischen Un-

ternehmen und anderen Gruppen, wie z. B. Konsumenten (Bu-

siness-to-Consumer), also Privatpersonen als Kunden, Mitar-

beitern (Business-to-Employee) oder der öffentlichen Verwal-

tung (Business-to-Administration). 

Big Data Der aus dem englischen Sprachraum stammende Begriff Big 

Data (von englisch big ‚groß‘ und data ‚Daten‘) bezeichnet Da-
tenmengen, welche beispielsweise zu groß, zu komplex, zu 

schnelllebig oder zu schwach strukturiert sind, um sie mit ma-

nuellen und herkömmlichen Methoden der Datenverarbeitung 

auszuwerten. Im deutschsprachigen Raum ist der traditionellere 

Begriff Massendaten gebräuchlich. „Big Data“ wird häufig als 
Sammelbegriff für digitale Technologien verwendet, die in tech-

nischer Hinsicht für eine neue Ära digitaler Kommunikation und 

Verarbeitung und in sozialer Hinsicht für einen gesellschaftli-

chen Umbruch verantwortlich gemacht werden.  

Blockchain-Technologie Dezentrale Datenbank, welche die technische Basis für Kryp-

towährungen darstellt. 

CFO Chief Financial Officer, aus dem angelsächsischen Raum, ent-

spricht in Deutschland etwa dem Kaufmännischen Geschäfts-

führer einer GmbH (§ 35 GmbHG) oder Finanzvorstand bei Ak-

tiengesellschaften (§ 76 Abs. 1 AktG). 

CIO Chief Information Officer bzw. IT-Leiter (= Leiter Informations-

technik), nimmt allgemein in einem Unternehmen die Aufgaben 

der strategischen und operativen Führung der Informations-

technik (IT) wahr. 

COO Chief Operating Officer (auch Chief Operations Officer) ist ein 

Manager, der das operative Geschäft leitet beziehungsweise 

betreut. Zu seinen Aufgaben zählen die Leitung, Steuerung und 

Organisation der gesamten Betriebsprozesse und der betriebli-

chen Leistungen. Alternative Bezeichnung ist Operation Mana-

ger. 

CRO Chief Research Officer (CRO) oder Chief Scientific Officer 

(CSO) ist in einem Unternehmen oder im universitären Bereich 

für Forschung und Entwicklung verantwortlich. Die Bezeichnung 



- 112 - 

stammt wie auch bei anderen Chief Officers aus dem angel-

sächsischen Raum. 

Cryptocurrency dt: Kryptowährung; Eine Kryptowährung, oder einfach Krypto-

geld, ist ein digitales Zahlungsmittel, das mit Prinzipien der 

Kryptographie erstellt (z. B. durch Mining (englisch für schür-

fen)) und transferiert wird, um ein dezentrales und sicheres 

Zahlungssystem zu realisieren. Bis zur Einführung des venezo-

lanischen Petro im Februar 2018 wurden Kryptowährungen im 

Gegensatz zu Zentralbankgeld ausschließlich von privater 

Hand geschöpft. 

D&O-Versicherung Directors-and-Officers-Versicherung, auch Organ- oder Mana-

ger-Haftpflichtversicherung, ist eine Vermögensschadenhaft-

pflichtversicherung, die ein Unternehmen für seine Organe und 

leitenden Angestellten abschließt.  

EBITDA englisch: earnings before interest, taxes, depreciation and 

amortization. Das bedeutet „Gewinn vor Zinsen, Steuern, Ab-
schreibungen auf Sachanlagen und Abschreibungen auf imma-

terielle Vermögensgegenstände“. Es ist somit eine Beschrei-
bung der operativen Leistungsfähigkeit vor Investitionsaufwand 

(operativer Gewinn). 

E-Commerce E-Commerce ist die verkürzte Form für den englischen Begriff 

Electronic Commerce, welcher übersetzt elektronischer Handel 

oder auch Handelsverkehr bedeutet. Es handelt sich dabei nur 

um einen Handel, der im World Wide Web stattfindet. So be-

zeichnet E-Commerce hauptsächlich den Handel im Internet. 

EStG Einkommensteuergesetz 

EUR Euro 

Finanzintermediäre Personen bzw. Unternehmen, die zwischen Kapitalangebot und 

Kapitalnachfrage vermitteln. 

FinTech  Der Begriff FinTech ist eine Abkürzung für „Finanzial Technolo-
gies“ und wird im deutschen mit Finanztechnologien übersetzt. 
Per Definition ist FinTech also ein Sammelbegriff für moderne 

Technologien im Bereich der Finanzdienstleistungen: Es geht 

dabei um innovative Lösungen, die die Abwicklungen des Fi-

nanzgeschäfts digitalisieren. 

FinTech Unternehmen Unternehmen, die digitale bzw. technologische Finanzinnovati-

onen anbieten 

Full-Service Leistungen Kundendienst, der alle anfallenden Arbeiten übernimmt 

Greenshoe-Option Auch: Mehrzuteilungsoption  

 Der Greenshoe ist Bestandteil des Bookbuilding-Verfahrens: 

Der Emittent (Aktiengesellschaft) gewährt dem Bankenkonsor-

tium eine Option auf eine bestimmte Menge weiterer Aktien 

(Greenshoe) zu Originalkonditionen, um zusätzliche Nachfrage 
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befriedigen zu können, beziehungsweise um die Kursentwick-

lung zu stabilisieren. 

Hashwert Hashwerte sind Prüfsummen, die für die Verschlüsselung von 

Nachrichten mit variabler Länge verwendet werden. So wird je-

der Nachricht ein ganz bestimmter Hashwert zugeordnet. 

Hashwerte sind Fingerabdrücke eines sehr langen Datensat-

zes. 

HGB Handelsgesetzbuch 

ISIN Die Internationale Wertpapierkennnummer (englisch Internatio-

nal Securities Identification Number, abgekürzt ISIN) ist eine 

zwölfstellige Buchstaben-Zahlen-Kombination und stellt eine 

Identifikation hauptsächlich – aber nicht ausschließlich – für an 

der Börse gehandelte Wertpapiere dar. 

KWG Gesetz über das Kreditwesen 

Lock-up Vereinbarung Bezeichnet hier eine Vereinbarung, die besagt, dass bestimmte 

Altaktionäre für einen festgelegten Zeitraum nach der Kapitaler-

höhung ihre Wertpapiere nicht verkaufen dürfen. 

Mutter-Tochter-Richtlinie Richtlinie Nr. 2011/96/EU des Rates vom 30. November 2011 

Maintenance-Fee Wartungsgebühr 

Robo-Advisor Die Bezeichnung Robo-Advisor setzt sich aus den englischen 

Wörtern Robot (Roboter) und Advisor (Berater) zusammen. 

Robo-Advisor nutzen einen systematischen, größtenteils auto-

matisierten Prozess, um mehr Menschen Zugang zu einer pro-

fessionellen Vermögensverwaltung zu geben und gleichzeitig 

Anleger vor emotional getriebenen und daher suboptimalen An-

lageentscheidungen zu schützen. Häufig übernimmt ein Algo-

rithmus die Erstellung und die laufende Überwachung und An-

passung der Portfolios. 

Robo-Advising-Software  Software mit der Dienstleistungen eines traditionel-

len Finanzberaters digitalisiert und automatisiert werden sollen 

SaaS (auch SaaS-Modell) Software as a Service (SaaS) ist ein Teilbereich des Cloud 

Computings. Das SaaS-Modell basiert auf dem Grundsatz, 

dass die Software und die IT-Infrastruktur bei einem externen 

IT-Dienstleister betrieben und vom Kunden als Dienstleistung 

genutzt werden. Für die Nutzung von Online-Diensten wird ein 

internetfähiger Computer sowie die Internetanbindung an den 

externen IT-Dienstleister benötigt. 

Spin-off Spin-off steht für: 

 Ableger (Technologie), die Nutzung einer Innovation oder 

Technologie in einem Bereich, für den sie ursprünglich nicht 

entwickelt worden ist 

 Ableger (Wirtschaft), eine Abteilungsausgliederung aus einer 

Unternehmung oder eine Unternehmensgründung aus einer In-

stitution heraus 

https://de.wikipedia.org/wiki/Finanzberater
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 Ableger (Medien), eine Serie, ein Film, ein Buch oder eine Zeit-

schrift, die auf einer anderen Veröffentlichung beruht 

TEUR tausend Euro 

Volatilität Ist ein Schwankungsbereich, während eines bestimmten Zeit-

raums, von Wertpapierkursen, von Rohstoffpreisen, von Zinss-

ätzen oder auch von Investmentfonds-Anteilen. Sie ist eine ma-

thematische Größe (Standardabweichung) für das Maß des Ri-

sikos einer Kapitalanlage. 

White-Label Der Begriff White Label (engl. für ‚weißes Etikett‘) bezeichnet 
Produkte, die ohne Label oder mit unterschiedlichen Labels an-

geboten werden. 

White-Label-Produkte sind Produkte eines Herstellers, die nicht 

unter dessen eigener Marke, sondern als (scheinbares) Produkt 

eines anderen Herstellers bzw. Händlers unter anderer Marke 

verkauft werden. 

White-Label-Lösung das Angebot oder die Einbindung eines fremden Diens-

tes/Produktes in das eigene Angebot ohne Erkennbarkeit des 

eigentlichen Herstellers 

White-Label-RoboAdvisory die digitalisierten und automatisieren Dienstleistungen eines 

traditionellen Finanzberaters (digitale Anlagenvermittlung), die 

von einem anderen fremden Hersteller entwickelt wurden und 

nunmehr von der Emittentin unter ihrem Namen vermarktet und 

angeboten wird, ohne dass der Hersteller selbst dabei in Er-

scheinung tritt. 

WKN Die Wertpapierkennnummer (WKN, vereinzelt auch WPKN oder 

WPK abgekürzt) ist eine in Deutschland verwendete sechsstel-

lige Ziffern- und Buchstabenkombination zur Identifizierung von 

Wertpapieren (Finanzinstrumenten). 

WpPG Wertpapierprospektgesetz 

Xetra Xetra ist der Referenzmarkt für den börslichen Handel von 

deutschen Aktien und börsengehandelten Indexfonds (Exchan-

ge Traded Funds, ETFs). Mehr als 90 % des gesamten Aktien-

handels an allen deutschen Börsen und ca. 30 % des Handels 

in ETFs in Europa entfallen auf den Handelsplatz Xetra. 

      

https://de.wikipedia.org/wiki/Hersteller
https://de.wikipedia.org/wiki/Handelsmarke
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GESCHÄFTSGANG UND AUSSICHTEN 

 

Die niiio-Gruppe hat in den letzten Jahren erhebliche Verluste erwirtschaftet. Die Ertragssituation war 

auch in den Geschäftsjahren 2016 und 2017 anhaltend unbefriedigend. Dank einer am 13. November 

2017 im Handelsregister eingetragenen Kapitalerhöhung um EUR 723.510,00 gegen Bareinlagen aus 

dem Genehmigten Kapital 2014 hat sich die Finanzlage und vor allem die Liquiditätssituation der Ge-

sellschaft deutlich entspannt. Aufgrund mehrerer erwarteter und teils zwischenzeitlich auch erfolgter 

Neuvertragsabschlüsse der DSER GmbH über Projekte, in denen auch der niiio Robo-Advisor zum 

Einsatz kommt und von denen entsprechend auch die niiio GmbH profitiert, wird sich die Lage mit den 

ersten Zahlungseingängen noch weiter entspannen. Zudem rechnet die Emittentin allenfalls noch in 

geringem Umfang mit bisher unbekannten „Altlasten“ in Form von Haftungsverbindlichkeiten aus dem 

ehemaligen Vermögensverwaltungsgeschäft. Das erhöht die Planungssicherheit. Sonstige wesentli-

che Änderungen in der Finanzlage oder Handelsposition der niiio-Gruppe seit dem 31. Dezember 

2017 gab es nicht. 

 

Durch die aus der Kapitalerhöhung, die Gegenstand des vorliegenden Prospekts ist, erwartete Mittel-

zufuhr und den so ermöglichten Ausbau des Geschäfts zwecks Akquise und Abwicklung neuer Groß-

aufträge erhofft die Emittentin eine dauerhafte Stabilisierung ihrer Finanz- und Ertragssituation. Es 

bleibt aber abzuwarten, wie sich der Markt für Unternehmen in der Fintech-Branche im Allgemeinen 

und für Robo Advisor im Besonderen entwickelt und wie sich die niiio-Gruppe in diesem Markt positio-

nieren kann.  

 

Im Geschäftsjahr 2018 plant die DSER GmbH ihr Personal von derzeit 30 Mitarbeitern abhängig vom 

eingehenden Auftragsvolumen schrittweise mindestens zu verdoppeln und insbesondere Software-

entwicklung und Vertrieb auszubauen. Kommt es wie geplant zur Einbringung des operativen Ge-

schäfts der DSER GmbH in die niiio-Gruppe, wird diese Entwicklung in der niiio-Gruppe stattfinden. 

Die Erhöhung der Mannschaftsstärke ist notwendig, um für den Verteilungskampf um lukrative Koope-

rationen mit den großen Banken gerüstet zu sein. Diese Banken sehen sich aktuell mehr und mehr 

dem Erwartungsdruck ausgesetzt, ihren Kunden attraktive online-Angebote zu machen, und sind – da 

sich nur wenige rechtzeitig um Eigenentwicklungen bemüht haben - auf der Suche nach Kooperati-

onspartnern, die ihnen dies zeitnah ermöglichen. 

 

Kommt es nicht zur Einbringung des operativen Geschäfts der DSER GmbH, wird die niiio GmbH 

mittelfristig ein eigens Vertriebsteam aufbauen, um sich so weit wie möglich von der DSER GmbH zu 

emanzipieren. 

 

Bei der Entwicklung neuer Produkte haben DSER GmbH und niiio-Gruppe die aktuellsten Entwicklun-

gen im Bereich der Blockchain Technologie im Blick und planen deren Integration in die eigenen Soft-

ware-Lösungen. Denkbar wäre z.B. die Nutzung für: 
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• Digitales Onboarding und Signieren 

• Austausch von Dokumenten 

• Handel von Wertpapieren 

• Handel und Teilen von nicht fungiblen Produkten 

 

Die Software-Lösungen der DSER GmbH und der niiio-Gruppe im Bereich Blockchain befinden sich 

aktuell noch in der Alpha-Version, d. h. grundlegende Bestandteile sind bereits vorhanden, die Lösung 

ist aber noch in der Entwicklung begriffen. 

 

Sonstige Trends, Unsicherheiten, Nachfrage, Verpflichtungen oder Vorfälle, die voraussichtlich die 

Aussichten der Emittentin zumindest im laufenden Geschäftsjahr wesentlich beeinflussen dürften, sind 

über die in diesem Abschnitt Geschäftsgang und Aussichten dargestellten Umstände hinaus nicht 

bekannt. Es hat keine wesentlichen nachteiligen Veränderungen in den Aussichten der Emittentin seit 

dem Stichtag des letzten geprüften Jahresabschlusses gegeben. 


